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Ministgerpräsident Dr. Markus Söder während seiner Regierungserklärung im Plenarsaal des Baye-
rischen Landtags.	 Bildarchiv Bayerischer Landtag/Foto: Rolf Poss

Bayerische Krisenbewältigung:

Hilfe, Sanktionen  
und Schutz des Landes

Regierungserklärung von Ministerpräsident Söder im Bayerischen Landtag
„Wir sind alle Ukrainer in dieser Zeit“, konstatierte Bay-
erns Ministerpräsident Dr. Markus Söder bei seiner Regie-
rungserklärung im Bayerischen Landtag. Vor dem Hinter-
grund des andauernden Krieges in der Ukraine und seinen 
immer spürbareren Folgen für das Leben der Menschen 
in Bayern zeigte sich Söder beeindruckt von der Solidari-
tät und dem Mitgefühl der Bürger, die Spenden und Hilfs-
gütertransporte organisierten und auch hier vor Ort den 
Geflüchteten in jeder erdenklichen Weise Unterstützung 
zukommen ließen. Ebenso dankte er den Kommunen für 
ihren großen Einsatz bei der Unterbringung und Versor-
gung der Flüchtlinge.

Der Ministerpräsident machte 
deutlich, dass er auch den Bund 
in der Verantwortung sieht. Ne-
ben dem Kostenersatz für die 
unmittelbare Unterbringung der 
Geflüchteten gelte das vor allem 
für die Wirtschaft. Söder stell-
te sich ausdrücklich hinter die  
beschlossenen Sanktionen, ver-
wies aber auf die Verantwor-
tung für die soziale Lage im ei-
genen Land. 

Nach seinen Worten fußt die 
Handlungsstrategie Bayerns auf 
drei Säulen: Hilfe, Sanktionen 
und Schutz des Landes. Beson-
ders die Sanktionen im Finanz- 
und Energiesektor träfen Russ-
land hart. Dies habe aber auch 
Konsequenzen für Deutschland. 
Ziel sei es, in der Energiefrage 
komplett unabhängig von Russ-
land zu werden. Daher müsse 
der Bund einen Energie-Notplan 

vorlegen, um einen realistischen 
Weg zum energiepolitischen 
„Independence Day“ einzu-
schlagen. Topografisch und geo-
grafisch sinnvoll sollten die er-
neuerbaren Energien ausgebaut 
und darüber hinaus die Laufzei-
ten der noch am Netz befindli-
chen deutschen Kernkraftwerke 
verlängert werden.

500 + x neue Windräder

Im Rahmen eines Windgip-
fels werde sich die Bayerische 
Staatsregierung auch der Frage 
des Windenergieausbaus in Bay-
ern widmen. 500 + x neue Wind- 
räder wolle man auf den Weg 
bringen, betonte Söder, wand-
te sich aber zugleich gegen die 
pauschale Kritik an den baye-
rischen Abstandsregeln. „10 H 
ist eine Form der Bürgerbetei-
ligung“, so der Ministerpräsi-
dent, der zudem darauf hinwies, 
dass 61 Prozent der Klagen ge-
gen Windkraftanlagen von Um-
welt- und Naturschutzverbän-
den kämen.

Topthema Energie

Da Energie das Topthema für 
die Bürgerinnen und Bürger sei, 
forderte Söder die Ampelregie-
rung in Berlin erneut zu klarem 
Handeln auf: „Keine Mini-Pake-
te, sondern eine deutliche Ent-
lastung.“ Der Spritpreis müsse 
sinken, es brauche eine Entlas-
tung um rund 50 Cent bei Benzin 
und Diesel. Darüber hinaus sei 
es notwendig, die Pendlerpau-
schale zu erhöhen, die Strom-
steuer zu senken, einen Indus-
triestrompreis einzuführen und 
den Heizkostenzuschuss für so-
zial Schwächere zu verdoppeln.  

Zu den Lehren der Krise ge-
höre auch, eine neue Wert-
schätzung für die heimische Le-
bensmittelproduktion zu zei-
gen. Flächen müssten erweitert 
werden, aber es sei ebenso not-
wendig, die Landwirtschaft von 
den Betriebsgrößen her neu zu 
denken. Das Credo laute: Fami-
lienbetriebe statt Agrarfabri-
ken! Söder erneuerte dabei den 
Vorstoß, regionale Lebensmit- 
� (Fortsetzung auf Seite 4)

Heimische Rohstoffe  
sind unverzichtbar

Virtuelle GZ-Expertenrunde im Rahmen des Bayerischen InfrastrukturForums 2022

Mineralische Rohstoffe sind für die industrielle Wertschöp-
fung und den Erhalt unseres Wohlstands von grundlegen-
der Bedeutung. Doch kann die Rohstoffindustrie längst 
nicht auf alle Lagerstätten zurückgreifen, müssen doch u.a. 
zahlreiche konkurrierende Nutzungen, wie Wasserschutz- 
und Landschaftsschutzgebiete, Wohn- und Gewerbege-
biete sowie Verkehrsflächen berücksichtigt werden. Nicht 
zuletzt stellt dieser Mangel an geeigneten Verfüllstandor-
ten die Gemeinden bei der Entsorgung von Bodenaushub 
vor große Herausforderungen. Lösungen und Argumenta-
tionshilfen lieferte hierzu eine GZ-Online-Expertenrunde 
zum Thema „Heimische Rohstoffe“. Entwickelt wurde das 
praxisnahe Programm gemeinsam mit dem Bayerischen 
Industrieverband Baustoffe, Steine und Erden (BIV). 

150 Mio. Tonnen beträgt 
der Bedarf an Gesteinsrohstof-
fen in Bayern pro Jahr, beton-
te eingangs Moderatorin und 
GZ-Chefredakteurin Constanze 
von Hassel. Deutschland sei in 
der glücklichen Lage, mit mine-
ralischen Rohstoffen gesegnet 
zu sein und diese regional för-
dern zu können. „Das macht uns 
unabhängig von Importen und 
schont die Umwelt durch kurze 
Transportwege.“

Spagat zwischen Bedenken 
und gesellschaftlichem Auftrag

Ohne Frage sei eine Rohstoff-
gewinnungsstätte zunächst ein 

Eingriff in die Landschaft – je-
doch in vielerlei Hinsicht ein po-
sitiver, so von Hassel. Kommuna-
le Entscheider befänden sich hier 
oft im Spagat zwischen Beden-
ken der Bevölkerung und dem 
gesellschaftlichen Auftrag, den 
alltäglichen Bedarf zu decken. 

Hintergrundwissen und  
stringente Kommunikation

Gefragt seien Hintergrund-
wissen und eine überzeugende 
Kommunikation, denn von den 
vielen Aspekten der Rohstoff-
gewinnung vor Ort könnten Ge-
meinden und sogar die Natur 
profitieren.

Ein Plädoyer für Baumateri-
al aus der Region hielt Bayerns 
Wirtschaftsminister Hubert Ai-
wanger in seinem Grußwort. 
Kies, Sand und Naturstein be-
zeichnete er als Grundlage wirt-
schaftlicher Aktivitäten zahl-
reicher mittelständischer Un-
ternehmen, die seit Generatio-
nen in Bayern verwurzelt seien. 
Wohnungsbau und Infrastruk-
turprojekte würden boomen, 
hier würden Rohstoffe dringend 
benötigt. Wirtschaft und Politik 
zögen daher an einem Strang, 
um die Akzeptanz für die heimi-
sche Rohstoffgewinnung weiter 
zu erhöhen und regionale Ver-
sorgungsstrukturen voranzu-
treiben.

Recyclingmöglichkeiten 
verbessern

Dr. Bernhard Kling, Geschäfts-
führer des Bayerischen Indus-
trieverbands Baustoffe, Steine 
und Erden e.V. (BIV), wies in sei-
nem Impulsvortrag darauf hin, 
dass der jährliche Flächenbe-
darf zur Rohstoffgewinnung im 
Freistaat ca. 860 Hektar beträgt. 
Dies entspreche lediglich 0,01

� (Fortsetzung auf Seite 4)

Roland Engehausen, Geschäfts-
führer BKG. � Bild: Eduard Fuchshuber

Bayerischer Krankenhaustrend 2022:

Kliniken fürchten rote Zahlen
Zwei Jahre Corona-Pandemie haben Spuren hinterlassen. Dies 
macht sich in der neuesten Umfrage zum Bayerischen Kran-
kenhaustrend (BKT) bemerkbar, den die Bayerische Kranken-
hausgesellschaft (BKG) bei einer Pressekonferenz im Münchner 
Presseclub vorstellte. Neben der regelmäßigen Erhebung der 
wirtschaftlichen Situation wurden bis Ende Februar Daten zur 
Impfpflicht, zum Ausbildungs- und Fachkräftemangel, zur Digita-
lisierung und zum aktuellen Kostendruck, insbesondere bei der 
Energieversorgung, erhoben.

„In bayerischen Krankenhäu-
sern bedrohen die akuten Fol-
gen des Kampfes in der Pande-
mie die nötigen Weichenstellun-
gen für die Zukunft. Personell 
und finanziell ist die Kraft ver-
braucht“, unterstrich Landrä-
tin Tamara Bischof, 1. Vorsitzen-
de der BKG. Fast zwei Drittel der 
bayerischen Kliniken schrieben 
nach ihren Worten vergangenes 

Jahr rote Zahlen. „Im Jahr 2022 
werden es wohl noch mehr sein, 
wenn die Politik nicht handelt.“ 
Tatsächlich rechnen für das lau-
fende Jahr zwei von drei Kli-
nik-Geschäftsführern mit einem 
defizitären Abschluss.

Träger müssen ständig 
Defizite ausgleichen

Seit vielen Jahren nimmt die 
Anzahl der Kliniken, die ein Jah-
res-Defizit verbuchen müssen, 
konstant zu; lediglich 2020 wa-
ren es aufgrund der fairen Aus-
gleichszahlungen zu Beginn der 
Pandemie „nur“ 40 % gewe-
sen. Bischof zufolge „wissen 
wir nicht erst seit der Pande-
mie, welche zentrale und wich-
tige Rolle unsere Krankenhäuser 
bei der medizinischen Versor-
gung der Bevölkerung haben. 
Es kann doch nicht sein, dass sie 
dafür nicht annähernd ihre Kos-
ten decken können und die Trä-
ger ständig für die Defizite aus-
gleichen müssen.“ Aus Sicht der 
Landrätin trifft dies sowohl auf 
frei-gemeinnützige als auch zum 
Teil private Kliniken zu.

Dass Fachkräftemangel und 
Personalknappheit sich nicht 
kurzfristig und auch kaum mit 
Blick auf die kommenden Jah-
re beheben lassen, ist ein wei-
teres Ergebnis der Umfrage. Ne-
ben der Steigerung der Attrakti-
vität sozialer Berufe stellt auch 
eine Ausbildungsoffensive eine 
gesamtgesellschaftliche Aufga-
be dar.

Reduzierte Personalkapazität

Konkret stieg in den vergan-
genen beiden Jahren der Pan-
demie die Beschäftigtenzahl 
von Pflegefachpersonen in je-
der dritten bayerischen Klinik. 
In knapp 40 % nahm die Zahl der 
Pflegefachpersonen ab,

� (Fortsetzung auf Seite 4)

„Kann man Dreads jetzt nicht 
mehr tragen, einfach weil 
man sie schön findet?“ Unser 
Rathauskater Pino ist irritiert, 
dass sich unsere woke und 
verbohrte Jugend das Recht 
herausnimmt, allein aufgrund 
von Äußerlichkeiten Rück-
schlüsse auf eine vermeintlich 
rassistische Grundeinstellung 
ziehen zu dürfen.� Seite 19
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Wir gratulieren

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Arno Zengerle 

87499 Wildpoldsried 
am 1.4.

Bürgermeister Hans Kaltner 
86647 Buttenwiesen 

am 4.4.

Bürgermeister Leinhard Eder 
90587 Tuchenbach 

am 9.4

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin Angelika Krebs 

63828 Kleinkahl 
am 5.4.

Bürgermeister Thomas Fischer 
97647 Nordheim v.d.R 

am 13.4.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Armin Warmuth 

97762 Hammelburg 
am 1.4.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Frank Bauer 

82439 Großweil 
am 3.4.

Bürgermeister Jürgen Schano 
94143 Grainet 

am 4.4

Bürgermeister  
Peter Ostenrieder  

86971 Peiting 
am 7.4.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Martin Beckel 

87534 Oberstaufen 
am 10.4.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister 

Florian Atzmüller 
97797 Wartmannsroth 

am 9.4.

ZUM 35. GEBURTSTAG
Bürgermeister Andreas Kroner 

94209 Regen 
am 3.4.

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage.

L A N D E S -  U N D  B U N D E S P O L I T I K2 GZ31. März 202217. März 2022

Unser Online-Seminar-Angebot wird stetig ausgebaut. Unsere 
nächsten Termine stehen fest. Buchen Sie Ihr Ticket und seien Sie 
online live dabei!

Social Media für Kommunen
21. Juni 2022, 14:00 - 16:30 Uhr

Über die Nutzung von Sozialen Netzwerken wird viel diskutiert. 
Was ist für Bürgermeister und Bürgermeisterinnen sinnvoll zu nut-
zen? Wovon hängt es ab, wie Informationen an die Öffentlichkeit 
getragen werden? Und wie sollen Politiker und Verwaltungen agie-
ren? Der Vortrag öffnet Gedanken und Wege der Social Media-Nut-
zung und der sinnvollen Alternativen. Diskutieren Sie mit!
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung: veranstaltungen@gemeindezeitung.de
Teilnahmegebühr: 145,- € zzgl. MwSt.� r

Schwierigkeiten mit Personal meistern
22. Juli 2022, 14:00 - 16:30 Uhr

Überall, wo Menschen aufeinander treffen, kann es knirschen. 
Kaum eine Bürgermeisterin, kaum ein Bürgermeister hat Erfahrun-
gen in der Personalführung in einer Verwaltung. Viele Anreize, die 
man aus der freien Wirtschaft einsetzen kann, fehlen im öffentli-
chen Dienst. Umso mehr kommt es darauf an, die Mitarbeiter*in-
nen bei Laune zu halten. Wie geht das und was kann man tun, wenn 
Dinge aus dem Ruder laufen?
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung: veranstaltungen@gemeindezeitung.de
Teilnahmegebühr: 145,- € zzgl. MWSt

GZ Akademie GZ

GZ Leserbrief an die GZ GZ
Zu unserer Berichterstattung in GZ-Ausgabe Nr. 6 rund um die Co-
rona-Maßnahmen und die heiß diskutierte Impfpflicht erreichte 
uns folgender Leserbrief:

Schutz durch Impfpflicht?
In ihrem Artikel auf Seite 1 zi-

tieren Sie den Präsidenten des 
Deutschen Landkreistags Rein-
hard Sager, der behauptet es 
sei wichtig kranke und pflege-
bedürftige Menschen durch ei-
ne einrichtungsbezogene Impf-
pflicht zu schützen. Selbstver-
ständlich ist es wichtig diese 
Menschen zu schützen, aber 
durch eine Impfpflicht??? 

Ich frage mich auf welchem 
Planeten Herr Sager lebt, weil 
die inzwischen allgemein ver-
breitete Erkenntnis, dass die 
Impfung keinerlei Fremdschutz 
bietet, anscheinend noch nicht 
bis zu ihm vorgedrungen ist. 
Selbst Karl Lauterbach musste 
bei Maischberger zugeben, dass 
er als Geimpfter bei einer Infek-
tion mit Delta genau so anste-
ckend wäre wie ein Ungeimpf-
ter (https://www.daserste.de/
information/talk/maischberger/
videos/lauterbach-maischber-
ger-die-woche-video-100.html), 
was für die Omikron-Variante in 
noch höherem Ausmaß gilt. Und 
„Impfpapst“ Mr. Bill Gates be-
dauerte kürzlich auf der Münch-
ner Sicherheitskonferenz, dass 
das Virus – speziell die Omi- 
kron-Variante – bei der Immuni-
sierung der Bevölkerung einen 
besseren Dienst leiste als die 
Impfung (https://www.youtube.
com/watch?v=U70Q9WqbMF-
M&ab_channel=CNBCInternati-
onalTV).

Außerdem mehren sich die 
Hinweise darauf, dass die Imp-

fung längst nicht so sicher ist 
wie immer versprochen wur-
de. Nicht nur dem Chef der Be-
triebskrankenkassen Andreas 
Schöfbeck ist das aufgefallen 
(wofür er aus dem Verkehr ge-
zogen wurde – siehe Beitrag in 
Radio München „Kündigung für 
Sorgfalt“ vom 15.3.2022), son-
dern das schildert sehr ein-
drucksvoll auch der Pathologe 
Prof. Dr. med. Arne Burkhardt 
vor dem sächsischen Landtag 
(https://www.youtube.com/
watch?v=FsbK6FW2W58&ab_
c h a n n e l = A f D - F r a k t i o -
nimS%C3%A4chsischenLand-
tag).

Weshalb die Impfpflicht im-
mer noch ein Thema ist, kann 
meiner Meinung nach nur da-
durch erklärt werden, dass die 
Impflobby in den Jahren seit 
der gescheiterten Schweingrip-
pe-Pandemie dazu gelernt und 
ganze Arbeit geleistet hat. Oder 
wie es in Kriminalgeschichten 
ausgedrückt wird: „Folge der 
Spur des Geldes!“. Dazu gibt es 
sehr aufwendige und interes-
sante Recherchen im Buch „Insi-
de Corona“ von Thomas Röper.

Umso mehr freut mich ihr Ar-
tikel über den offenen Brief der 
Kommunalpolitiker aus dem 
Landkreis Bad Tölz - Wolfrathau-
sen. Diese parteiübergreifende 
Initiative gibt endlich wieder zu 
Hoffnung Anlass.

Beate Küffner-Predojevic
per eMail

Polizeiliche Kriminalstatistik 2021:

Weniger Straftaten, 
hohe Aufklärungsquote

„Bayern ist und bleibt in Deutschland im Bereich der Inneren Si-
cherheit Spitzenreiter.“ Darauf verwies Bayerns Innenminister 
Joachim Herrmann bei der Vorlage der Polizeilichen Kriminalsta-
tistik (PKS) 2021. Nach seinen Worten „hatten wir vergangenes 
Jahr die niedrigste Kriminalitätsbelastung seit 44 Jahren. Gleich-
zeitig steigerte die Bayerische Polizei ihre Aufklärungsquote auf 
den höchsten Stand seit 27 Jahren.“ Sicherste Großstadt Bayerns 
sei erneut Fürth, es folgten Erlangen und München, wie der Mi-
nister ergänzte. Damit stehe die Kleeblattstadt bereits zum 18. 
Mal in Folge an der Spitze.

Das polizeiliche Einsatzge-
schehen sei vor allem im ersten 
und vierten Quartal des vergan-
genen Jahres stark von der Ver-
schärfung der Corona-Schutz-
maßnahmen und der daraus re-
sultierenden Intensivierung der 
Polizeikontrollen geprägt gewe-
sen, erläuterte Herrmann. „Dar-
über hinaus war die Polizei ganz-
jährig gefordert, unzählige Ver-
sammlungen im Zusammen-
hang mit der Corona-Pandemie 
mit höchster Sensibilität zu be-
treuen.“ 

Auch machte der Minister 
deutlich, dass aufgrund der co-
ronabedingten Einschränkun-
gen zahlreiche Tatgelegenhei-
ten wegfielen. Beispielsweise 
waren zeitweise viele Geschäfte 
geschlossen und es wurde ver-
mehrt zuhause gearbeitet. Infol-
gedessen hat sich 2021 die Zahl 
der Wohnungseinbrüche in Bay-
ern nahezu halbiert (-44,5 Pro-
zent auf 2.322 Fälle). Die Zahl 
der Raubüberfälle nahm um 

15,3 Prozent auf 1.819 Delikte 
ab. Es gab auch deutlich weni-
ger Gewaltkriminalität (16.882 
Fälle, -13,5 Prozent). Dazu zäh-
len unter anderem Tötungsde-
likte (516 Fälle,  13,1 Prozent) 
sowie gefährliche und schwe-
re Körperverletzungen (13.439, 
-13,3 Prozent). „Mit dem Weg-
fall der Einschränkungen wird 
auch der ‚Corona-Effekt‘ auf die 
Kriminalität wegfallen“, erklärte 
Herrmann. „Das wird sich dann 
2022 möglicherweise mit stei-
genden Deliktszahlen bemerk-
bar machen.“

Rückgang bei  
ausländerrechtlichen Delikten

Zurück ging auch die um rein 
ausländerrechtliche Delikte wie 
illegale Einreise oder illega-
ler Aufenthalt bereinigte Krimi-
nalitätsbelastung: um 9,8 Pro- 
zent auf 3.869 Straftaten pro 
100.000 Einwohner (2020: 
4.291). Die Zahl der Straftaten 
ohne ausländerrechtliche De-
likte sank um 9,7 Prozent auf 
508.387 (2020: 563.187). Mit-
eingerechnet sind auch die Fäl-
le, bei denen es beim Versuch 
blieb (33.233, Anteil: 6,5 Pro-
zent). Gleichzeitig stieg die Auf-
klärungsquote auf 66,9 Prozent 
(+0,5 Prozentpunkte). 

Den größten Anstieg gab es 
bei der Zahl der Straftaten ge-
gen die sexuelle Selbstbestim-
mung (13.664 Fälle, +22,0 Pro-
zent). „Besonders erschütternd 

ist die enorme Steigerung im 
Bereich der Kinderpornogra-
fie auf 5.070 Fälle, ein Plus von 
knapp 84 Prozent“, betonte der 
Minister, weshalb der Kampf ge-
gen Kinderpornografie und Kin-

gehend an. Nur so kann die Po-
lizei die Täter sowie deren Hin-
termänner schnell aus dem Ver-
kehr ziehen und damit andere 
vor weiteren Straftaten schüt-
zen!“

Präventionsmaßnahmen

Zu den schrecklichsten Ereig-
nissen des vergangenen Jahres 
zählten laut Minister zwei ent-
setzliche Messerangriffe im Juni 
in Würzburg und im November 
in einem Zug in der Oberpfalz. In 
beiden Fällen sei die Bayerische 
Polizei mit Hochdruck im Ein-
satz gewesen. Zudem wurden 
zur Bekämpfung der steigenden 
Fallzahlen im Bereich der Cy-
berkriminalität und von Krimi-
nalitätsphänomenen wie etwa 
dem Callcenter- bzw. Enkeltrick-
betrug Konzepte und Präventi-
onsmaßnahmen zur Bekämp-
fung dieser Straftaten auf den 
Weg gebracht bzw. konsequent 
fortentwickelt. Außerdem wur-
de der Personalumfang der Bay-
erischen Polizei erneut um wei-
tere 500 Kolleginnen und Kolle-
gen verstärkt. � DK

Staatsminister Joachim Herrmann�	
� Bild: Bayerisches Innenministerium

Bayerischer Landkreistag zu Klima-, Mobilitäts- und Energiewende: 

Landräte fordern Mitspracherechte 
Freistaat soll sich beim Bund für technologieoffene und bedarfsbezogene Ausbauziele  

und gegen Berliner Dirigismus einsetzen
Ende 2021 hat die Bayerische Staatsregierung einen Entwurf zur 
Änderung des Bayerischen Klimaschutzgesetzes vorgelegt. Die bay-
erischen Landrätinnen und Landräte wissen um ihre besondere 
Verantwortung als Ansprechpartner für die Menschen vor Ort. Be-
reits in der Vergangenheit haben sie sich deswegen als Partner von 
Freistaat, Bund und EU bei der Umsetzung von Klima- und Energie-
wende verstanden. Zudem haben sie selbst durch vielfältige Maß-
nahmen einen nachhaltigen Beitrag zum Klimaschutz geleistet.

Trotzdem stoßen sie in ihrem 
Wirken immer wieder an Gren-
zen. Diese könnten im Entwurf 
des Bayerischen Klimaschutz-
gesetzes noch angegangen wer-
den. Unter anderem deswe-
gen haben sich die Mitglieder 
des Präsidiums des Bayerischen 
Landkreistags am 24. März mit 
dem Bayerischen Staatsminis-
ter für Umwelt und Verbrau-
cherschutz, Thorsten Glauber, 
MdL, ausgetauscht. Mehr Mit-
spracherechte auf Bundes- und 
Landesebene waren dabei das 
Mindeste, was sie angesichts ih-
rer Rolle bei der Umsetzung der 
Klima-, Mobilitäts- und Energie-
wende forderten.

Praxistaugliche Regelungen 
für den Klimaschutz

Viele Aspekte sind auf kom-
munaler Seite auf dem Prüf-
stand. Ob es um die Forderung 
nach einer Stimme der Landkrei-
se im von der Staatsregierung 
angedachten Klimaschutz-Ko-
ordinierungsstab geht oder die 
kreiseigene Energieerzeugung. 
So sollen die Landkreise die Ge-
meinden bei Wärme- und Ener-
gienutzungsplänen und beim 
Ausbau der Erneuerbaren zwar 
unterstützen. Selbst können 
sie häufig aber nicht einmal die 
Dachflächen ihrer Bauhöfe für 
Photovoltaik vollständig nutzen. 
Sonst würden sie als „Energieer-
zeuger“ gegen das Kommunal-
recht verstoßen.

„Wir wünschen uns im Baye-
rischen Klimaschutzgesetz zeit-
gemäße und praxistaugliche 
Regelungen“, so der Erste Vi-
zepräsident des Bayerischen 
Landkreistags, Landrat Thomas 
Karmasin (Fürstenfeldbruck). 
„Wir sind uns unserer Verant-
wortung zur Erreichung der Kli-
ma- und CO2-Reduktionsziele 
bewusst. Schon heute werden 
wir unabhängig von der eigentli-
chen gesetzlichen Zuständigkeit 
von den Menschen daheim für 
das Gelingen von Klima-, Ener-
gie- und Mobilitätswende in die 
Verantwortung genommen. Das 
überarbeitete Klimaschutzge-
setz muss wenigstens für die Zu-
sammenarbeit von Bund, Frei-
staat und Kommunen Klarheit 
bei Zuständigkeiten, Finanzen 

und Personal schaffen. Nicht 
nur die Erwartungen unserer 
Bevölkerung sind zu Recht im-
mens. Auch die Staatsministeri-
en selbst fordern von uns viel. 
Hier besteht eine Kluft zwischen 
tatsächlicher Aufgabenverant-
wortung und Wirklichkeit. Die-
se zu überwinden, sollte u.a. 
mit der Novellierung des Baye-
rischen Klimaschutzgesetzes ge-
lingen“, so der Erste Vizepräsi-
dent weiter.

Frontalangriff auf die  
kommunale Planungshoheit

Auf große Kritik stießen auch 
die aktuell noch hinter ver-
schlossener Tür diskutierten 
Vorschläge des Bundes zum 
Ausbau der Windkraft. Berlin 
überlegt, die zukünftige Mög-
lichkeit kommunaler Planungen 
an die Erfüllung eines 2-%-Flä-
chenziels statt an den erforder-
lichen Energiebedarf zu knüp-
fen. Die Folge wäre, dass die 
Nutzung der Windenergie wie-
der überall privilegiert ist, ohne 
dass eine kommunale oder regi-
onale Steuerung möglich ist.

Die bayerischen Landkrei-

se fordern technologieoffe-
ne, bedarfsbezogene Ausbau-
ziele statt Berliner Dirigismus. 
„Die diskutierten Vorschläge 
des Bundes für ein „Windener-
gie-an-Land-Gesetz“ bedeuten 
nicht weniger als einen Frontal-
angriff auf die kommunale Pla-
nungshoheit. Eine Politik ge-
gen die Landkreise und Kom-
munen schafft aber keine Ak-
zeptanz bei der Bevölkerung. Sie 
ist zum Scheitern verurteilt“, so 
der Vorsitzende des Umweltaus-
schusses des Bayerischen Land-
kreistags, Landrat Jens Mar-
co Scherf. „Die Landkreise wol-
len die Energiewende zum Erfolg 
bringen, aber dafür brauchen 
wir die Stärkung kommunaler 
Verantwortung und beim Aus-
bau der Erneuerbaren Energien 
Ausbaupfade für alle Arten der 
Erneuerbaren. Regionale oder 
kommunale Planungsinstrumen-
te wären hierfür prädestiniert 
und können die Akzeptanz in der 
Bevölkerung erhöhen. Sie könn-
ten fortentwickelt werden und 
auf möglichst viele Arten der Er-
neuerbaren angewandt werden, 
um auch Aspekte der Planungs-
beschleunigung mit zu verwirkli-
chen. Schon aufgrund der beste-
henden Netzanschlussproble-
matik kann dem Bund hier nicht 
wirklich an ungesteuertem Wild-
wuchs gelegen sein“, so Scherf 
weiter. Kritisiert wurde nicht zu-
letzt auch die im EEG-Entwurf 
vorgesehene Diskriminierung 
der Wasserkraft. � r

desmissbrauch verstärkt wer-
de: „Unsere hochengagierten 
Fahnder setzen alles daran, die 
skrupellosen Täter hinter Git-
ter zu bringen.“ Problematisch 
sei aber die faktisch ausgesetz-
te Verkehrsdatenspeicherung. 
„Die Ermittlungen gegen Kin-
derpornografie scheitern häu-
fig, weil Provider keine Verbin-
dungsdaten speichern“, so Herr-
mann. Die vom Bundesjustizmi-
nister geplante Einführung eines 
sogenannten Quick-Freeze-Ver-
fahrens helfe hier nicht weiter: 
„Daten, die nicht gespeichert 
sind, können auch nicht einge-
froren werden.“

Zunehmende Internet- 
und Cyberkriminalität

Ebenfalls Sorgen bereitet dem 
Innenminister die zunehmende 
Internetkriminalität. Herrmann 
verwies auf 39.469 registrier-
te Fälle, ein Plus von 10,7 Pro-
zent im Vergleich zu 2020. „Po-
lizeiexperten gehen aber von ei-
nem großen Dunkelfeld aus, da 
viele Internetstraftaten nicht 
angezeigt werden.“ Daher sein 
Appell: „Bitte zeigen Sie Strafta-
ten im Internet unbedingt um-

Gesundheits- und Pflegeminister Holetschek: 

Von positiven Beispielen lernen
Bayern fördert innovative Modellprojekte für Pflegebedürftige 

und Menschen mit Demenz im häuslichen Umfeld 
Das Bayerische Staatsministerium für Gesundheit und Pflege un-
terstützt erneut innovative Modellprojekte zur häuslichen Versor-
gung Pflegebedürftiger, insbesondere von Menschen mit Demenz. 
Die besondere Zeit der Pandemie habe unkonventionelle Ideen 
hervorgebracht, die die Pflege zu Hause unterstützen, so Bayerns 
Gesundheits- und Pflegeminister Klaus Holetschek. „Diese wichti-
gen Ideen wollen wir aufnehmen und fördern.“

Holetschek betonte: „Häufig 
entstehen die besten Ideen vor 
Ort. Viele Träger und Initiativen 
haben innovative Konzepte, um 
die Versorgung und Lebensqua-
lität Pflegebedürftiger und de-
ren Angehöriger im häuslichen 
Umfeld zu verbessern. Gemein-
sam mit der sozialen und priva-
ten Pflegeversicherung fördern 
wir deshalb Modellprojekte, die 
neue Versorgungskonzepte und 
-strukturen erproben.“

Der Fokus liege dabei auf der 
Versorgung von Menschen mit 
Demenz. Die Modellförderung 
stehe vor allem für Projekte im 

ambulanten Bereich zur Verfü-
gung. Die Förderung ist zunächst 
für drei Jahre vorgesehen, kann 
aber auf maximal fünf Jahre ver-
längert werden. Ein Kostenrah-
men ist nicht vorgegeben. 

Bewerbungen für die nächste 
Förderwelle sind bis zum 30. 
Juni 2022 möglich. Sie sind zu 
richten an das Staatsministe- 
rium für Gesundheit und Pflege, 
Referat 42, Frau Dr. Schwend-
ner, Haidenauplatz 1, 81667 
München oder an Demenzstra-
tegie@stmgp.bayern.de.� r
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seit mehr als zwei Jahren 
sind die bayerischen Kommu-
nen als Krisenmanager gefor-
dert. Die Pandemie eindäm-
men, Bürgerinnen und Bürger 
schützen, wechselnde Vorga-
ben umsetzen – das alles bin-
det unsere Kraft. Und seit Feb- 
ruar nimmt uns auch die Ver-
sorgung der vielen Menschen, 
die aus der Ukraine fliehen 
müssen, in Anspruch. Gerade 
in dieser Zeit investiert der Be-
zirk Oberbayern in ein Kulturfestival – und das 
ist gut so.

Im Juli feiern wir in Bad Aibling eine Woche 
lang das ZAMMA – Kulturfestival Oberbayern. 
ZAMMA ist ein Mitmach-Festival, das der Be-
zirk Oberbayern alle zwei Jahre in und mit ei-
ner anderen Kommune ausrichtet. Das Beson-
dere daran ist, dass der Bezirk kein fertiges 

Programm mitbringt, sondern die Vereine, In-
stitutionen und Kulturschaffenden vor Ort die 
Veranstaltungen selbst entwickeln. Ein Thea-
terstück, bei dem Menschen mit und ohne Be-
hinderung mitspielen, ein Chorkonzert für Jung 
und Alt oder ein Kulturgarten, den alle mitge-
stalten können – das sind nur einige Beispiele.

Der Bezirk Oberbayern unterstützt die ein-
zelnen Programmpunkte mit einem Zuschuss, 
übernimmt die Kosten für das Programmheft, 
den Webauftritt und die gesamte Öffentlich-
keitsarbeit. Die Infrastruktur wie Räumlich-
keiten, Bühnen und Technik stellt die ZAM-
MA-Kommune kostenfrei zur Verfügung. Die 
Vorbereitungen für das Festival starten bereits 
ein Jahr zuvor mit dem sogenannten Ideen- 
tag. Dieser Vorlauf mag lang erscheinen, ist 
aber notwendig, wenn Veranstaltungen nicht 
einfach gebucht und gekauft, sondern von 
den Bürgerinnen und Bürgern einer Gemeinde 
„selbst gemacht“ werden.

ZAMMA ist ein inklusiv ausgerichtetes Fes-
tival. Deshalb legen wir großen Wert auf die 
Barrierefreiheit. Das fängt bereits bei der bar-
rierefreien Programmübersicht auf der ZAM-
MA-Webseite an. Bei den Veranstaltungen ist 
uns wichtig, dass Besucherinnen und Besucher 
im Rollstuhl freien Zugang haben. Zudem bie-
ten wir Informationen in Leichter Sprache und 
Braille-Schrift an und sorgen bei Bedarf für eine 

Übersetzung in die Deutsche 
Gebärdensprache. 

Menschen mit und ohne Be-
hinderung, aller Generationen 
und Kulturen sind bei ZAM-
MA aber nicht nur als Gäs-
te dabei, sondern gestalten 
das Festival aktiv mit. Ich ha-
be das selbst oft erleben dür-
fen und finde, dass dadurch 
der abstrakte Begriff „Inklu- 
sion“ auf beeindruckende Wei-
se lebendig wird. Alle mitneh-
men heißt auch, dass der Geld-
beutel einem Festivalbesuch 
nicht im Wege stehen darf. Bei 

ZAMMA können wir fast alle Veranstaltungen 
mit freiem Eintritt anbieten. Das verdanken wir 
regionalen Unternehmen und Geschäftsleuten, 
die unser Festival auch in Bad Aibling großzügig 
unterstützen.

Wenn es ums Geld geht, ist es natürlich rich-
tig, dass wir das ZAMMA-Programm mit Steu-
ergeldern fördern. Deshalb ist es mir auch ein 
großes Anliegen, dass das ZAMMA nach einer 
Woche nicht vorbei ist, sondern in den Städten 
und Gemeinden etwas davon bleibt: Kunst im 
öffentlichen Raum, neu gestaltete grüne Ecken, 
Veranstaltungsorte und Programmformate, die 
es vorher nicht gab. In Bad Aibling soll mit ZAM-
MA unter anderem ein Stadtführer in leichter 
Sprache entstehen, der dauerhaft über Smart-
phone und QR-Code abrufbar sein wird. 

Nachhaltige Impulse gibt ZAMMA auch für 
das Miteinander der Bürgerinnen und Bürger. 
„Die Menschen bei uns sind im wahrsten Sinn 
des Wortes näher zusammengerückt“, sagte 
mir nach unserem letzten Festival die damali-
ge Bürgermeisterin von Garmisch-Partenkir-
chen. Wie in vielen früheren Festivalkommunen 
wird auch dort das inklusive Festival fortgesetzt 
(www.gap-beinand.de). Der Bezirk Oberbayern 
fördert ein solches Engagement der Kommune 
noch für sechs Jahre – in den ersten beiden Jah-
ren mit jeweils 15.000 Euro. 

Natürlich ist es unter den aktuellen Bedin-
gungen nicht leicht, ein Mitmach-Festival zu or-
ganisieren. Wir konnten es auch nicht wie ge-
plant 2021 anbieten, sondern mussten es auf 
dieses Jahr verschieben. Doch nun freuen wir 
uns zusammen mit den vielen Akteurinnen und 
Akteuren in Bad Aibling darauf. Auch für ande-
re Kommunen könnte ZAMMA eine Möglichkeit 
sein, nach den großen Verwerfungen durch die 
Pandemie den sozialen und kulturellen Zusam-
menhalt zu stärken. Wer sich nicht sicher ist, ob 
ZAMMA für die eigene Gemeinde das Richtige 
ist, der kann sich vom 2. bis 9. Juli in Bad Aibling 
selbst ein Bild machen. Ich lade Sie dazu herz-
lich ein!

Programm ab Mai unter www.zamma-festi-
val.de. 

GZ KOLUMNE
Josef Mederer

ZAMMA-Festival des 
Bezirks Oberbayern

Liebe Leserinnen
und Leser,

Ihr Josef Mederer 
Bezirkstagspräsident von Oberbayern

» … weil alle Bürgerinnen 
und Bürger tagtäglich mit den 
Entscheidungen kommunaler 
Politi k konfronti ert sind. «
Eric Beißwenger, MdL
Stellvertretender Vorsitzender des 
Ausschusses für Umwelt und Verbraucherschutz 
im Bayerischen Landtag

Ich lese die GZ
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Gesundheitsregionplus Kempten-Oberallgäu im Bild v.l. : Referent der Stadt Kempten Thomas Bai-
er-Regnery, Oberbürgermeister Thomas Kiechle, Bayerns Gesundheits- und Pflegeminister Klaus 
Holetschek, Geschäftsführer der Gesundheitsregion Markus Weber, Landrätin Indra Baier-Müller 
und Abteilungsleiter Ralph Eichbauer.	 Bild: Franziska Springer

60 Gesundheitsregionen plus 
in Bayern

Die Gesundheitsregionen plus sind weiter auf Erfolgskurs. Vor 
kurzem überreichte Bayerns Gesundheits- und Pflegeminister 
Klaus Holetschek Förderplaketten für die Gesundheitsregion plus 
Kempten-Oberallgäu sowie für die Gesundheitsregionen plus in 
Lichtenfels und im Landkreis Kelheim. Mittlerweile werden be-
reits 60 Gesundheitsregionen plus unterstützt und damit 77 der 
96 Landkreise und kreisfreien Städte abgedeckt. 

„Unser Ziel ist es, dass Städte 
und Landkreise passgenaue Lö-
sungen für die Gesundheitsver-
sorgung, Pflege und Prävention 
der Bevölkerung vor Ort entwi-
ckeln können“, unterstrich Ho-
letschek. Eine Mitgliedschaft 

tergrund, „dass wir den demo-
grafischen Wandel aktiv gestal-
ten und nicht von ihm überrollt 
werden wollen“. „Gesundheit 
ist ein Thema, das alle Bevölke-
rungsgruppen betrifft, Kinder 
genauso wie Menschen mittle-

ken profitierten ebenfalls nie-
dergelassene Mediziner sowie 
eine Vielzahl von Dienstleistern 
und Berufsgruppen rund um das 
Thema Gesundheit.

Nach den Worten von Kel-
heims Landrat Martin Neu-
meyer „hat sich das medizini-
sche und pflegerische Personal 
im Landkreis über die vergan-
genen zwei Jahre hinweg haupt-
sächlich um die Folgen der Pan-
demie kümmern müssen. Viele 
Themen sind verständlicherwei-
se unter den Tisch gefallen und 

Gesundheitsregionplus Lichtenfels: Von links: Landrat Christian Meißner, 
Staatsminister Klaus Holetschek, Franziska Götz (Leiterin Geschäftsstelle GR+ 
LK LIF), Emmi Zeulner, MdB	 Bild: Andreas Grosch

in der mittlerweile großen Fa-
milie der Gesundheitsregionen 
plus bringe positive Effekte für 
die medizinische und pflegeri-
sche Versorgung der Menschen 
vor Ort – nicht nur im Ballungs-
raum, sondern auch in den länd-
lichen Regionen.

Demografischen Wandel  
aktiv gestalten

Wie Landrätin Indra Bai-
er-Müller anlässlich der Über-
gabe der Förderplakette für die 
Gesundheitsregion plus Kemp-
ten-Oberallgäu in Sonthofen er-
läuterte, sei das Oberallgäu eine 
vitale Region. Damit dies auch 
künftig so bleibt, liege ihr eine 
gute Versorgungsstruktur sehr 
am Herzen – auch vor dem Hin-

ren Alters oder Senioren“, be-
tonte Kemptens Oberbürger-
meister Thomas Kiechle. „Aus 
diesem Grund benötigen wir ei-
ne zielgerichtete sektorenüber-
greifende Zusammenarbeit un-
ter Einbeziehung aller Akteure 
und Strukturen.“

Gutes Netzwerk

Als „Auszeichnung und groß-
artige Perspektive zugleich“ 
bezeichnete Lichtenfels‘ Land-
rat Christian Meißner den Um-
stand, dass der Landkreis nun-
mehr Gesundheitsregion plus 
ist. Gerade auch die Pandemie 
habe gezeigt, wie wichtig ein 
gutes Netzwerk zwischen Klini-
ken, Ärzten sowie Blaulichtor-
ganisationen ist. Von Netzwer-

Die Gesundheitsregionen plus 
seien aber auch in Prävention 
und Gesundheitsförderung sehr 
engagiert und setzten als Multi-
plikatoren vor Ort die Schwer-
punktthemen des Bayerischen 
Gesundheitsministeriums um. 
„Zudem bieten sie den Bürgerin-
nen und Bürgern Informations-
angebote zu ganz aktuellen The-
men – wie beispielsweise zum 

Thema psychische Gesundheit 
von Kindern und Jugendlichen“, 
ergänzte der Minister.

Inhaltlich unterstützt werden 
die Gesundheitsregionen plus 
von der eigens dafür eingerich-
teten Leitstelle am Landesamt 
für Gesundheit und Lebensmit-
telsicherheit (LGL). Ein vom je-
weiligen Landrat oder Oberbür-
germeister geleitetes Gesund-

heitsforum übernimmt Planung 
und Steuerung. Organisation 
und Zusammenarbeit innerhalb 
der Gesundheitsregion plus wer-
den von einer dafür eingerichte-
ten Geschäftsstelle koordiniert. 
Arbeitsgruppen befassen sich 
mit den vor Ort drängenden Fra-
gen zu Gesundheitsförderung, 
Prävention, Gesundheitsversor-
gung und Pflege. � DK

Gesetzentwurf des Ministerrats:

Änderung des Landeswahlgesetzes
Nach Anhörung der kommunalen Spitzenverbände hat der 
Bayerische Ministerrat den Gesetzentwurf zur Änderung 
des Landeswahlgesetzes beschlossen. Laut Innenminis-
ter Joachim Herrmann „setzen wir mit dem Entwurf die im 
Stimmkreisbericht vorgeschlagenen Änderungen um“.

Künftig soll bei der Verteilung der Mandate auf die Wahl-
kreise sowie bei der Stimmkreiseinteilung nicht mehr auf die 
Zahl der „deutschen“, sondern der „wahlberechtigten“ Ein-
wohner abgestellt werden. Zudem ist eine Änderung der Be-
rechnungsmethode für die Sitzverteilung vorgesehen: An-
gewendet werden soll das Verfahren nach Sainte-Laguë/
Schepers. Dieses hat sich Herrmann zufolge bereits bei Bun-
destagswahlen sowie den bayerischen Gemeinde- und Land-
kreiswahlen bewährt. Änderungen bei der Verteilung der 
Mandate auf die Wahlkreise oder die Stimmkreiseinteilung 
gehen mit der Gesetzesvorlage nicht einher. � DK

Vernetzungstreffen 
konnten nicht sel-
ten überhaupt nicht 
stattfinden. Deshalb 
wird die erste Aufga-
be der Geschäftsstel-
lenleitung die Vorbe-
reitung des Gesund-
heitsforums und die 
Planung einer Be-
stands- und Be-
darfsanalyse für den 
Landkreis sein.“

Förderprogramm

Bereits seit Anfang 
2015 werden Land-
kreise und kreisfreie 
Städte gefördert, 
die Gesundheitsre-
gionen plus bilden: 
Sie erhalten bis zu 

250.000 Euro, verteilt über fünf 
Jahre. Das große Interesse am 
Förderprogramm zeigt laut Ho-
letschek, dass sich die Kommu-
nen bei den Themen Gesund-
heit und Pflege mit viel Eigeni-
nitiative und Engagement ein-
bringen wollen. „Wir brauchen 
sie, um das Ziel einer optima-
len medizinischen und pflegeri-
schen Versorgung in ganz Bay-
ern zu erreichen.“

http://www.gap-beinand.de
http://www.zamma-festival.de
http://www.zamma-festival.de
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/service/abo-newsletter
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(Fortsetzung von Seite 1)
tel auch in der Mehrwertsteuer 
besser zu stellen.

Ausdrücklich begrüßt wird 
seitens der Bayerischen Staats-
regierung die Ankündigung, 100 
Milliarden Euro für die Bundes-
wehr zur Verfügung zu stellen. 
Das Geld müsste dezidiert da-
für verwendet werden, mahn-
te Söder und erteilte anderen 
Verwendungsideen eine Absa-
ge. Unmissverständlich forderte 
er die Bundesregierung auf, be-
reits in der Vergangenheit gege-
bene Zusagen einzuhalten und 
sich klar zu Bayern als wichtigem 
Standort der Bundeswehr zu be-
kennen: „Pacta sunt servanda - 
das gilt auch für die Ampel.“

„Energiepolitisch müssen wir 
uns vom Tropf Russlands lö-
sen und Bayerns Wohlstand 
nicht länger dem Gutdünken ei-
nes Autokraten im Kreml aus-
liefern“, betonte Dr. Fabian 
Mehring, Parlamentarischer Ge-
schäftsführer der Freie Wäh-
ler-Landtagsfraktion, in der an-
schließenden Aussprache. „Un-
sere Antwort darauf, dass Putin 
die Uhr der Geschichte zurück-
drehen will, darf sich nicht im 
Rückfall in die energiepoliti-
sche Vergangenheit des letzten 
Jahrhunderts erschöpfen.“ Viel-
mehr bedürfe es eines Turbos 
für die Erneuerbaren Energien, 
um Wertschöpfung und Versor-
gungssicherheit zurück ins Land 
zu holen. 

Energiepolitik ist auch  
Sicherheitspolitik

Laut der Grünen-Fraktions-
vorsitzenden Katharina Schul-
ze „führt uns der Ukraine-Krieg 
gerade vor Augen, dass Ener-
giepolitik nicht nur Klimaschutz 
bedeutet, sondern auch Sicher-
heitspolitik ist. Wind und Son-
ne können nicht von Diktato-
ren vereinnahmt werden, sie 
gehören uns allen. Kein Bun-
desland kann sich bei bestimm-
ten Energieträgern rausziehen, 
man muss bei jedem Fleckchen 
schauen, welcher erneuerbarer 
Energieträger Sinn macht   und 
da ist in Bayern noch viel Poten-
zial für mehr Windkraft!“

Statt Bayern zu einem Vor-
zeigeland für die Energiewende 
zu machen und den Anspruch 
zu formulieren, auch die baye-
rische Industrie vollständig mit 
klimaneutraler Energie zu ver-
sorgen, sei der Freistaat un-
ter der CSU das Bundesland 
mit der höchsten Abhängig-
keit von russischem Öl und Gas 
und plädiere für längere Laufzei-
ten der Atomkraftwerke, stellte 
SPD-Fraktionsvorsitzender Flo-
rian von Brunn fest. Die Bundes-
regierung habe dies sorgfältig 
geprüft und objektiv und trans-
parent gezeigt, dass es nichts 
bringt. „Solche Vorschläge sind 
unseriös“, so von Brunn.

Um die Menschen bei den ge-
stiegenen Energiekosten zu ent-
lasten, verwies er auf die viel-
fachen Hilfen und Erleichterun-
gen, die die Bundesregierung 

bereits beschlossen habe - etwa 
die Abschaffung der EEG-Um-
lage, eine Einmalzahlung für 
Grundsicherungs-Empfänger 
und eine Erhöhung der Pend-
lerpauschale. Dies seien geziel-
te Entlastungen für die hart ar-
beitenden Menschen in diesem 
Land. Bei den höheren Sprit-
kosten forderte der Fraktions-
chef, zum Beispiel über Einmal-
zahlungen nachzudenken oder 
die Extra-Gewinne von Energie- 
unternehmen jetzt abzuschöp-
fen, wie es bereits in Frankreich 
praktiziert werde. „Dass der 
Porsche Cayenne-Fahrer jetzt 
einen staatlichen Zuschuss zum 
Tanken bekommt, ist nicht ein-
zusehen“, machte von Brunn 
deutlich.

Wo bleibt der Krisenstab?

„Ehrenamtliche und Wohl-
fahrtsverbände krempeln seit 
dem ersten Tag die Ärmel hoch, 
kümmern sich um Geflüchtete. 
Daran sollte sich die Staatsregie-
rung ein Beispiel nehmen“, mein-
te die stellvertretende FDP-Frak-
tionsvorsitzende Julika Sandt und 
fragte: „Wo ist der Krisenstab für 
die Verteilung der Geflüchteten 
in Bayern? Wer koordiniert, dass 
die Menschen, die in den Groß-
städten ankommen, weiterver-
legt werden in Gemeinden, die 
Aufnahmekapazitäten haben? 
Wieso unterstützt die Staatsre-
gierung nicht die Privathaushal-
te, die bis zu acht Personen auf-
nehmen und auf den Kosten da-
für sitzen bleiben?“ 

In solchen Ausnahmesituatio-

(Fortsetzung von Seite 1)
Prozent der bayerischen Landes-
fläche. Mineralische Rohstof-
fe kämen zum Einsatz bzw. sei-
en Bestandteil von Gebäuden, 
Kanalisationen, Verkehrswegen, 
Denkmälern, Gebrauchskera-
mik, Porzellan, Unterhaltungs-
elektronik, Landwirtschaft, Hy-
gieneartikeln, Sportstätten und 
Genussmitteln. Für jeden Ein-
wohner bedeute dies, dass er 
pro Tag über 30 Kilogramm be-
nötigt – also mehr als ein Kilo-
gramm pro Stunde. 

Nur rund 10 Prozent des Be-
darfs könnten allerdings mit Se-
kundärrohstoffen gedeckt wer-
den, so Kling. Das für Recycling 
zur Verfügung stehende Materi-
al reiche nicht aus, um den ho-
hen Bedarf insbesondere der 
Bauwirtschaft zu decken. Bay-
ernweit fielen nur rund 10,5 Mil-
lionen Tonnen an Bauschutt und 
4,5 Millionen Tonnen Straßen-
aufbruch an. „Um also auch nur 
in die Nähe des Gesamtbedarfs 
an Rohstoffen von 150 Millio-
nen Tonnen pro Jahr in Bayern 

zu kommen, müssten zuvor gan-
ze Städte abgerissen werden“, 
verdeutlichte Kling. Die Branche 
arbeite kontinuierlich an Lösun-
gen, um die Recyclingmöglich-
keiten zu erhöhen. 

Rückzugsgebiete für  
Amphibien

Amphibien wie Kreuzkröten, 
Gelbbauchunken oder Laubfrö-
sche finden in der freien Natur 
kaum noch Rückzugsgebiete. 
Diese aber können ihnen Stein-
brüche sowie Kies-, Sand- oder 
Lehmgruben bieten. Dabei kann 
die Rohstoffgewinnung sogar 
ungemindert weitergehen. Um 
bedrohte Amphibien zu schüt-
zen, hat der Landesbund für 
Vogelschutz (LBV) gemeinsam 
mit dem BIV und der Arbeits-
gemeinschaft Bayerischer Berg- 
bau- und Mineralgewinnungs-
betriebe (ABBM) das bayernwei-
te Partnerschaftsprojekt „Natur 
auf Zeit“ ins Leben gerufen.  

Wie LBV-Landesfachbeauf-
tragter Dr. Andreas von Lind-

(Fortsetzung von Seite 1)
in jedem vierten Krankenhaus 
blieb die Anzahl konstant. Fakt 
ist auch: Teilzeit liegt im Trend 
und führt zu reduzierter Perso-
nalkapazität. In fast jedem zwei-
ten Krankenhaus nahm die Teil-
zeitbeschäftigung von Pflege-
fachpersonen in den Jahren der 
Pandemie zu, 42 % berichten 
von keinerlei Veränderungen. 
In fast allen Kliniken fehlen ab-
teilungsübergreifend Fachkräf-
te, sowohl bei Pflegefachperso-
nal (insbesondere in den inten-
sivmedizinischen Abteilungen), 
im ärztlichen Bereich und sons-
tigen Gesundheitsberufen, aber 
auch in den Servicebereichen, 
wie Reinigung und Küche sowie 
zunehmend auch in der IT.

Unbesetzte Stellen nehmen zu

Kontinuierlich nehmen un-
besetzte Stellen weiter zu: So 
konnten hunderte verfügbare 
Ausbildungsplätze in Bayerns 
Kliniken in den vergangenen 
Jahren nicht besetzt werden - 
Tendenz steigend. Nur knapp 7 
% der Klinik-Geschäftsführer er-
warten eine bessere Situation 
der Besetzung von Ausbildungs-
plätzen für 2022 im Vergleich zu 
den Vorjahren, während mehr 
als 40 % von einer Verschlechte-
rung ausgehen.

„Wir wollen die Beschäftigungs-
bedingungen weiter verbes-
sern und die Politik und Kosten-
träger müssen dafür die Grund- 
lagen verbessern. Wir brauchen 
außerdem Lösungen der Zu- 
kunft, um mit dem allgemeinen 
Fachkräftemangel umzugehen“, 
machte BKG-Geschäftsführer Ro- 
land Engehausen deutlich. „Die  
Gebote der Stunde lauten: mehr 
Kooperation, mehr digitale Un- 
terstützung und mehr klinisch- 
ambulante Versorgungsangebo-
te für Patientinnen und Patien-
ten in den Krankenhäusern.“

Engehausen forderte einen 
„Transformationsprozess Kran-
kenhaus“, d.h. einen verläss-
lichen Fahrplan in die Zukunft 
mit finanzieller Absicherung der 
Jahresbudgets für die Kranken-
häuser. Der Koalitionsvertrag 

der Bundesregierung sehe mit 
den ambulant-stationären Hyb-
rid-Fallpauschalen, der Pflege-
personalbemessung „PPR 2.0“ 
und Vorhalte-Finanzierungen 
für eine Rund-um-die-Uhr-Ver-
sorgung richtige Ansätze vor. 
„Bis diese wirken können und 
die Umstellung auf mehr kli-
nisch-ambulante Leistungen in 
Krankenhäusern erfolgt ist, be-
nötigen die Kliniken eine voll-
ständige Absicherung der ver-
einbarten Jahresbudgets zu 100 
%, so der Geschäftsführer.

Überfällige Digitalisierung

Dass auch die längst überfäl-
lige Digitalisierung einen wichti-
gen Beitrag zur besseren Versor-
gung und der Bürokratie-Entlas-
tung von Fachkräften leisten 
kann, hob Christina Leinhos, Lei-
terin Digitalisierung der BKG, 
hervor. Der Weg dorthin sei frei-
lich kein Selbstläufer: „Nur je-
de dritte Klinik sieht sich für die 
künftigen Anforderungen der 
Digitalisierung und der Telema-
tik-Infrastruktur nach Umset-
zung der einmalig über das Kran-
kenhaus-Zukunftsgesetz (KHZG) 
geförderten Maßnahmen gut 
gerüstet.“ Die Klinik-Geschäfts-
führungen forderten unisono 
einen verlässlichen IT-Betriebs-
kosten-Zuschlag für die konti-
nuierliche digitale Entwicklung 
der Telematikinfrastruktur. Da-
bei seien die bayerischen Klini-
ken zur Kooperation auch in der 
IT bereit: Zwei von drei Kliniken 
wollen Ihre IT-Kräfte bündeln. 
Leinhos zufolge möchte die BKG 
für die digitale Zusammenarbeit 
der Kliniken in Bayern in diesem 
Jahr in guter Abstimmung mit 
dem Freistaat eine professionel-
le Plattform schaffen.

Auch die deutlich steigende 
Inflation in Deutschland macht 
sich in den Kliniken längst be-
merkbar, so die Umfrage. Der 
Krieg in der Ukraine tut ein Üb-
riges. 86 % der Klinik-Leitun-
gen befürchten zusätzliche De-
fizite, die von den Trägern aus-
geglichen werden müssen. Eine 
zunehmende Gefahr von Kli-
nikschließungen aus rein wirt-

schaftlichen Gründen bzw. stei-
gender Druck auf die Beleg-
schaften (jeweils 73 %) bedeu-
ten auch eine Gefährdung der 
Versorgung (65,9 %). Über 90 % 
der Krankenhaus-Geschäftsfüh-
rungen erwarten von der Politik, 
dass sie sämtliche nachgewiese-
ne Kostensteigerungen refinan-
ziert bekommen. 75 Prozent for-
dern zur Finanzierung der stei-
genden Energiekosten in den 
nächsten Jahren einen CO2-Zu-
schlag. Nur jeder dritte Kranken-
aus-Verantwortliche geht davon 
aus, dass der Kostendruck zur 
Hebung von Wirtschaftlichkeits-
potenzialen führen wird.

„Die sachfremde Begrenzung 
auf die Entwicklung der bei-
tragspflichtigen Einnahmen der 
Versicherten der Gesetzlichen 
Krankenversicherung bedroht 
2022 und die nächsten Jahre 
die wirtschaftliche Existenz vie-
ler Kliniken, zumal erhöhte Steu-
erzuschüsse des Staates an die 
Krankenkassen aufgrund dieses 
methodischen Fehlers von den 
Kassen nicht an die Kliniken wei-
tergegeben werden dürfen“, be-
tont die BKG.

Sorgen nehmen zu

Auch „im Ausblick auf die 
kommenden zwei bis drei Jah-
re“ erwarten Bayerns Klinik-Ver-
antwortliche keine weitere Auf-
hellung der Situation – im Ge-
genteil: Die Sorgen nehmen zu. 
70 % der bayerischen Kranken-
häuser sehen die künftige wirt-
schaftliche Gesamtsituation ne-
gativ. Laut Bischof „ist der Bun-
desgesetzgeber nun aufgerufen, 
die gestellten Weichen im Ko-
alitionsvertrag als verlässliche 
Grundlage für die Kliniken kurz-
fristig umzusetzen und die Be-
triebskostenfinanzierung weni-
ger fallabhängig und auskömm-
licher für alle bedarfsnotwendi-
gen Krankenhäuser zu machen“. 
Um die Klinik-Infrastruktur in 
Bayern zukunftsfest zu gestal-
ten, müsse der Freistaat die In-
vestitionsfinanzierung spätes-
tens nach der nächsten Land-
tagswahl 2023 deutlich erhö-
hen, forderte die Landrätin. � DK

Kliniken fürchten ...

Daten zur Impfpflicht
Auch wenn die meisten 

Beschäftigten in den Kliniken 
‚vollständig geimpft‘ sind, be- 
schäftigt die seit Mitte März 
geltende einrichtungsbezo-
gene Impfpflicht die Kran-
kenhäuser intensiv. 

Mit gemischten Gefühlen 
blicken die befragten Klinik-
geschäftsführungen auf die 
politischen Entscheidungen. 
So hält jeder dritte Klinik- 
Geschäftsführer die einrich-
tungsbezogene Impfpflicht 
grundsätzlich für richtig, et-
was mehr als 20 % begrüßen 
sie zum Teil. Über 40 % stan-
den ihr zum Zeitpunkt der 
Befragung ablehnend gegen-
über. � DK

nen erwarte sie proaktives und 
pragmatisches Handeln, erklär-
te Sandt. Ministerpräsident Sö-
der mokiere sich lieber über den 
Bund, anstatt selbst zu schau-
en, was man in Bayern machen 
kann. „Anpacken, zupacken – 
das erwarte ich auch von der 
Bayerischen Staatsregierung. Be-
enden sie den Behördendschun-
gel, um den Geflüchteten schnell 
und unkompliziert zu helfen.“ 

„Während wir für den be-
währten Strommix aus konven-

Hilfe, Sanktionen ... tionellen Kraftwerken, Kerne-
nergie und erneuerbaren Ener-
gien eintreten, hat die Staatsre-
gierung dafür gesorgt, dass die 
Energiepreise allmählich unbe-
zahlbar werden“, äußerte sich 
der stellvertretende Vorsitzen-
de der AfD-Fraktion, Gerd Man-
nes. Es sei jetzt dringend gebo-
ten, die Mehrwert- und Energie-
steuern zu senken, die CO2-Ab-
gabe abzuschaffen und die 
Stromsteuer sowie die EEG-Um-
lage zu streichen. � DK

einer berichtete, solle erreicht 
werden, dass der Abbau weit-
gehend ungestört vonstatten-
gehen kann und die Arten sich 
trotzdem in einem Nebeneinan-
der entwickeln können.

Ein Novum des Projekts sei der 
Abschluss eines öffentlich-recht-
lichen Kooperationsvertrags, der 
zwischen dem LBV, dem jeweili-
gen Abbaubetrieb und der Hö-
heren und Unteren Naturschutz-
behörde geschlossen wird. Er 
diene als Rechtssicherheit in Be-
zug auf das allgemeine Tötungs-
verbot nach §§ 44 ff. BNatSchG 
und das Verbot der Zerstörung 
von Lebensstätten.

Umweltgerechte  
Flächennutzung

Wie effiziente Flächennut-
zung inklusive Rohstoffgewin-
nung aussehen kann, schilderte 
Pius Geiger (Gesellschafter Wil-
helm Geiger GmbH & Co. KG, 
Oberstdorf). Mit den firmenei-
genen Kiesgruben, Werken und 
Steinbrüchen gewährleiste man 
eine umfassende Versorgung 
der Kunden mit hochwertigen 
Rohstoffen wie Sand, Kies und 
Steinen aus der Region.

Nach dem Abbau der Baustof-
fe kümmere sich das Unterneh-
men um eine umweltgerechte 
Renaturierung und Rekultivie-
rung der Areale und sorge für 
eine ungestörte Erholung der 
Natur. Auf ehemaligen Abbau- 
flächen entstünden teilweise 
wertvolle Biotope und damit Le-
bensraum für seltene Tier- und 
Pflanzenarten oder landwirt-
schaftliche Nutzflächen. So wird 
Geiger zufolge sichergestellt, 
dass die notwendigen Eingriffe 
in die Natur auch für die nächs-
ten Generationen so verträglich 
wie möglich gestaltet werden. 

Abfall oder Ressource?

Mit der Frage „Bodenaushub 
– Abfall oder Ressource?“ be-
fasste sich Rechtsanwalt Holger 
Seit vom Landesverband Bayeri-
scher Bauinnungen (LBB). Er ver-
wies auf diverse Rechtssysteme 
wie Abfallrecht, Bodenschutz-
recht, Wasserrecht, Immissi-
onsschutzrecht und technisches 
Regelwerk, die je nach Entsor-
gungsart zu beachten seien, so-
wie zahlreiche umweltfachliche 
Regelungen. Ab 1. August 2023 
trete die neue Ersatzbaustoff-
verordnung (EBV) und ab 1. Ja-

nuar 2024 ein Deponierungsver-
bot für verwertbare Bauabfälle 
in Kraft.

Um den Boden als Ressour-
ce zu nutzen, empfahl Seit un-
ter anderem die Schaffung von 
Zwischenlagern für nicht auf-
bereitetes Bodenmaterial ge-
mäß § 18 EBV in Kooperation 
von Gemeinden, Landkreisen 
und Bauunternehmen. Zudem 
müssten Bauprojekte so geplant 
und verwirklicht werden, dass 
verdrängter Bodenaushub z.B. 
durch Höherlegung wiederver-
wendet wird. Empfehlenswert 
seien auch Materialbörsen für 
wiederverwendbares Aushub-
material. 

Mantelverordnung

Die Sicht der Gemeinden auf 
den Bodenaushub erläuterte Di-
rektor Stefan Graf vom Bayeri-
schen Gemeindetag. Nach sei-
ner Überzeugung wird das In-
krafttreten der Mantelverord-
nung im kommenden Jahr die 
Bodenverwertung weiter ver-
teuern, schaffe die neue Ersatz-
baustoffverordnung doch einen 
komplexen Dokumentations- 
und Analyseaufwand, wie zum 
Beispiel die flächendeckende 
bodenkundliche Begleitung. 

Hinzu komme, dass keine zu-
sätzlichen Verfüll- und Depo-
niekapazitäten vorhanden sei-
en. Seit Inkrafttreten der TA 
Siedlungsabfall 2005 wurden 
laut Graf keine neuen nennens-
werten Deponiekapazitäten ge-
schaffen; vielmehr seien zahlrei-
che Deponien geschlossen wor-
den. Auch fehle es ihnen an öf-
fentlicher Akzeptanz. Zudem 
hielten sich Investoren wegen 
langjährigen gerichtlichen Ver-
fahren zurück. Das Deponie-
rungsverbot für verwertbare 
Bauabfälle ab 2024 tue sein Üb-
riges. Deshalb sollte aus Grafs 
Sicht der Bodenaushub vermie-
den und die stoffliche Verwer-
tung unterstützt werden. � DK

In Ausgabe 9 der Bayeri-
schen GemeindeZeitung (Er-
scheinungsdatum: 28.04.2022 
wird eine Sonderdokumenta-
tion der Online-Konferenz ver-
öffentlicht. Bereits freigegebe-
ne Vorträge stehen unter www.
bayerisches-infrastrukturforum.
de zum Download bereit. Das 
Passwort erhalten Sie per Mail 
an veranstaltungen@gemein-
dezeitung.de. � DK

Heimische Rohstoffe ...

Kompensation der  
Gewerbesteuer 2021

„Auf den Freistaat Bayern ist Verlass, auch wenn der Bund sich 
seiner Verantwortung entzieht! Wir leisten unseren Beitrag 
für die Corona-bedingten Gewerbesteuerausfälle der bayeri-
schen Gemeinden auch im Jahr 2021. Hierfür hat der Freistaat 
Bayern 330 Millionen Euro zur Verfügung gestellt. Bereits im 
Dezember 2021 gingen Abschlagszahlungen in Höhe von 200 
Millionen Euro an die betroffenen Gemeinden. Noch im März 
werden die endgültigen Zuweisungen ausbezahlt“, kündigt Fi-
nanz- und Heimatminister Albert Füracker anlässlich der Be-
kanntgabe der Berechnungsergebnisse für den Ausgleich der 
kommunalen Gewerbesteuerausfälle für das Jahr 2021 an. 

„Insgesamt betrachtet haben sich die kommunalen Steuerein-
nahmen in 2021 erfreulich entwickelt. Allerdings hatten auch 
zahlreiche Gemeinden, vor allem unter den kreisangehörigen Ge-
meinden und im ländlichen Raum, noch erhebliche Steuerminder- 
einnahmen. Mit der erneuten Gewerbesteuerkompensation sor-
gen wir für Stabilität in den Kommunalfinanzen und erhalten die 
einzigartige Investitionskraft unserer Kommunen!“, so Füracker.

Die Verteilkriterien wurden in Anlehnung an das Verfahren der 
Gewerbesteuerkompensation 2020 und in enger Abstimmung 
mit den kommunalen Spitzenverbänden festgelegt. Zur Berech-
nung des Ausgleichs wird für jede Gemeinde das Gewerbesteuer- 
aufkommen 2021 mit dem durchschnittlichen Aufkommen der 
Vor-Corona-Jahre 2017 bis 2019 verglichen und aus Gleichbe-
handlungsgründen um eine fiktive Gewerbesteuerumlage berei-
nigt. Daneben werden Mindereinnahmen bei der Spielbankab-
gabe als Gewerbesteuersurrogat und Härtefälle, die bei der Ge-
werbesteuerkompensation 2020 entstanden sind, berücksichtigt. 
Die zur Verfügung stehenden 330 Millionen Euro aus dem Son-
derfonds Corona-Pandemie werden vollständig benötigt, um die 
Hälfte der so ermittelten Mindereinnahmen auszugleichen. Die 
endgültigen Zuweisungen werden am 31. März ausbezahlt. 

Wie bereits im Vorjahr werden die pauschalen Ausgleichszah-
lungen in die Berechnung der Steuerkraft einbezogen. Dadurch 
wird die Verteilung der Schlüsselzuweisungen stabilisiert. Auch 
bei der Berechnung der Kreis- und Bezirksumlage werden die Zu-
weisungen berücksichtigt. � r

http://www.bayerisches-infrastrukturforum.de
http://www.bayerisches-infrastrukturforum.de
http://www.bayerisches-infrastrukturforum.de
mailto:veranstaltungen%40gemeindezeitung.de?subject=Passwort%20Expertenrunde
mailto:veranstaltungen%40gemeindezeitung.de?subject=Passwort%20Expertenrunde
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Grüß Gott, Zukunft!
Die Zukunft kommt nicht, sie hat schon begonnen: 
85 Gemeinden und 45 Gewerbegebiete in Bayern 
versorgen wir bereits mit Glasfaser-Netzen. Ganze 
105.000 Haushalte sind von uns mit echter Glas-
faser bis ins Haus erschlossen (FttH – Fiber to the 
Home). Und mehr als 70 Gemeinden arbeiten 
derzeit mit uns am Glasfaser-Ausbau. Für zukunfts-
sichere Lebensverhältnisse im Freistaat.

Alle für Glasfaser – Glasfaser für alle.
So beeindruckend diese Zahlen sind und so stolz
sie uns machen: Erst wenn alle bayerischen
Haushalte über eine zukunftsfeste Internet-
anbindung verfügen, ist unser gemeinsames
Ziel erreicht. Gemeinsam mit dem Bayerischen
Staatsministerium der Finanzen und für Heimat
wollen wir darum den Anschluss von 550.000
Haushalten ans Glasfaser-Netz bis 2025 realisieren.

Hand in Hand auf Augenhöhe.
Dabei legt Bayern ebenso wie wir höchsten Wert
auf moderne Verlegeverfahren, einen zügigen
Ausbau und maximalen Schutz für die beste-
hende Infrastruktur. Zu diesem Zweck haben
wir auch mit dem Bayerischen Gemeindetag
und dem Verband der Bayerischen Energie- und
Wasserwirtschaft Vereinbarungen getroffen.
Diese Art der Zusammenarbeit auf Augenhöhe
pflegt Deutsche Glasfaser mit den Bundeslän-
dern seit nun schon über zehn Jahren. Wir freuen
uns auf eine weiterhin gute Zusammenarbeit in
Bayern!

Grüß Gott, Zukunft!
Die Zukunft kommt nicht, sie hat schon begonnen: 

Alle für Glasfaser – Glasfaser für alle.
So beeindruckend diese Zahlen sind und so stolz

WIR BAUEN 
FÜR BAYERN.

Bayern und Deutsche Glasfaser gehen gemeinsam Richtung Zukunft – 
mit wegweisender Technologie, gegenseitigem Respekt und Vertrauen.
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GZ-Interview Wolfgang Bauer, Präsident LDBV:

Agile Entscheidungsstrukturen beim 
Standortfaktor Digitalisierung

Die 51 Ämter für Digitalisierung, Breitband und Vermessung sind 
2014 aus den bayerischen Vermessungsämtern hervorgegangen. 
Die dazugehörige Aufsichtsbehörde und Schnittstelle zum Finanz-
ministerium ist das Landesamt für Digitalisierung, Breitband und 
Vermessung (LDBV) mit Sitz in München und dessen Präsident 
ist seit 2017 Wolfgang Bauer. Bereits zu seinem Amtsantritt spra-
chen wir mit ihm über die vielfältigen Aufgaben des Landesamts 
und die Dienstleistungen für Kommunen, die hier abgerufen wer-
den (vgl. GZ 21/2017). Fünf Jahre später, im digitalen Zeitalter ei-
ne halbe Ewigkeit, ist es Zeit für ein Update.
GZ: Kaum eine Entwicklung 
der letzten Jahre hat so gro-
ße Auswirkungen auf alle Le-
bensbereiche genommen, wie 
das Internet und die damit ver-
bundenen Dienste und Mög-
lichkeiten. Die anhaltende Pan-
demie hat diesen Prozess noch-
mals beschleunigt. Ist Bayern 
gut vorbereitet und ausgestat-
tet auf dem Weg in das digita-
le Zeitalter?

Bauer: Grundlage jeder digi-
talen Gesellschaft ist eine leis-
tungsfähige digitale Infrastruk-
tur. Diese ist mehr denn je 
Standortfaktor für Unterneh-
men und sichert das tägliche di-
gitale Leben und Arbeiten für 
Bürgerinnen und Bürger. Der 
Freistaat hat bereits Ende 2013 
entscheidende Weichen ge-
stellt und die Bayerische Ver-
messungsverwaltung eng in die-
sen Transformationsprozess ein-
gebunden. Mit der Breitband-
förderung wurden wir mit dem 
größten Infrastrukturförderpro-
jekt in Bayern betraut. Als sicht-
bares Zeichen trägt unsere Ver-
waltung deshalb diese Zustän-
digkeiten auch im Namen: Digi-
talisierung und Breitband.

Freistaat, Kommunen und 

Bund haben seitdem insgesamt 
über 2,5 Mrd. Euro für den Aus-
bau gigabitfähiger Infrastruktur 
in Bayern zur Verfügung gestellt. 
Und das mit Erfolg! Insbesonde-
re im ländlichen Raum kommen 
bayerische Fördergelder zur 
Wirkung. Seit Ende 2013 konnte 
dort die Versorgung mit schnel-
lem Internet (mind. 30 Mbit/s) 
um 66 Prozentpunkte auf rund 
94 Prozent der Haushalte gestei-
gert werden. 

Bayern ist gut vorbereitet

Bayernweit können über 
90 Prozent der Haushalte 100 
Mbit/s oder mehr nutzen, 64 
Prozent sogar Gigabitbandbrei-
ten. Damit wurden Distanzun-
terricht und Homeoffice in der 
Pandemie fast überall möglich 
gemacht. Mit der im März 2020 
in Kraft getretenen Bayerischen 
Gigabitrichtlinie geht der Aus-
bau nun verstärkt weiter. Kurz-
um: Bayern ist gut vorbereitet!
GZ: Vor dem Hintergrund der 
zunehmenden Digitalisierung 
aller gesellschaftlichen Berei-
che (z.B. Homeoffice, Distanz- 
unterricht ...) ist eine gute In-
ternetanbindung ein zentraler 

Standortfaktor für jede Kom-
mune. Rückgrat aller digitalen 
Anwendungen ist der Breit-
bandausbau in Bayern. Als 
Maß aller Dinge gilt inzwischen 
die Glasfaser ins Haus. Trotz-
dem gehört die Versorgung mit 
schnellem Internet nicht zu den 
Aufgaben der Daseinsvorsorge 
und ist damit „eigentlich“ keine 
ureigene kommunale Aufgabe. 
Wie sehen Sie das?

Deutschlandweit einmalige 
Begleitung der Kommunen

Bauer: Die Gemeindeordnung 
für den Freistaat Bayern ist hier 
eindeutig: Breitbandausbau ist 
keine kommunale Pflichtaufga-
be. Vielmehr sind gemäß Grund-
gesetz der Bund und die priva-
ten Netzbetreiber für die Ver-
sorgung mit Telekommunikati-
onsdiensten zuständig. Das er- 
gibt auch Sinn, da Netze und 
Kommunikation schließlich nicht 
an den Gemeindegrenzen en-
den. Da der Glasfaserausbau 
durch die Netzbetreiber seit Jah-
ren jedoch nur dort umfassend 
erfolgt, wo es sich wirtschaft-
lich rechnet, unterstützen hier 
der Freistaat und seine Kommu-
nen auf freiwilliger Basis. Bay-
ern hat unter den Bundeslän-
dern den größten Anteil an länd-
lichen Räumen. Über ein Viertel 
aller bundesdeutschen Haus-
halte in ländlichen Räumen be-
finden sich im Freistaat. Das ist 
in diesem Kontext eine enorme 
Herausforderung, denn gleich-
wertige Lebensverhältnisse ha-

ben in Bayern Verfassungsrang.
GZ: Die Regensburger Land-
rätin Tanja Schweiger sprach 
im GZ-Gespräch in Ausgabe 
4/2022 von einem Glücksgriff, 
dass den Vermessungsämtern 
auch die Aufgabe übertragen 
wurde, als Breitbandmanager 
den Kommunen in Förderfra-
gen hilfreich zu Seite zu stehen. 
Können Sie bitte diese Struktur 
skizzieren und erläutern, wor-

wicklung absolviert. Damit be-
steht ein umfassendes Hinter-
grundwissen zu allen Fragen mit 
Raumbezug und ein gutes Ver-
ständnis im Bereich kommuna-
ler Planungsaufgaben. Dieses 
Verständnis und die guten Kon-
takte nutzen wir vor Ort für die 
Breitbandberatung der Kom-
munen. Gerade für kleinere Ge-
meinden mit knappen Personal-
ressourcen ist diese kostenfreie 

kümmert. Neben der Umstel-
lung auf eine „Virtuelle Be-
hörde“ sollen Kommunen nun  
insgesamt „smarter“ werden. 
Worauf sollten Bürgermeiste-
rinnen und Bürgermeister den 
Fokus legen?

Bauer: Die Begriffe „Smart Ci-
ties“ oder „Smart Regions“ wer-
den meiner Meinung nach et-
was überstrapaziert. Im E-Go-
vernment ging es schon immer 
um eine möglichst smarte, also 
für den Bürger möglichst einfa-
che und unkomplizierte Abwick-
lung von Verwaltungsaufga-
ben. Die genannten Begriffe ge-
hen natürlich weit darüber hin- 
aus und haben alle Abläufe ei-
ner Ortschaft oder Region im 
Fokus. 

BayernPortal

In einem ersten Schritt soll-
ten alle Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister Wert auf eine gu-
te Infrastruktur – also Breitband-
ausbau – als Grundlage für alle 
weiteren Digitalisierungsmaß-
nahmen legen. In einem zweiten 
Schritt müssen Partnerschaf-
ten geschlossen werden, da ei-
ne Gemeinde alleine nicht al-
le Digitalisierungsaufgaben be- 
wältigen kann und es darüber 
hinaus auch keinen Sinn ergibt, 
dass sich 2.056 Gemeinden, 
Märkte und Städte in Bayern mit 
den gleichen Dingen beschäfti-
gen. Hier müssen die Landkreise 
und auch der Freistaat Bayern 
mit entsprechenden Angeboten 
unterstützen. Mit dem Bayern-
Portal oder im Rahmen der Geo-
dateninfrastruktur Bayern bie-
tet der Freistaat hier hochwerti-
ge Infrastrukturdienste.
GZ: Im Zuge der Frage, ob  
pandemiebedingte Schulschlie-
ßungen rechtens waren, hat  
� (Fortsetzung auf Seite 6)

Wolfgang Bauer, Präsident des Landesamts für Digitalisierung, 
Breitband und Vermessung (LDBV).	 Bild: LDBV

in der Nutzen dieser Dienstleis-
tung für unsere Städte und Ge-
meinden besteht? 

Bauer: Die Breitbandmana-
gerinnen und -manager sind als 
Leitung der Ämter für Digitali-
sierung, Breitband und Vermes-
sung in jedem bayerischen Land-
kreis vertreten und stehen im 
Tagesgeschäft im ständigen Aus-
tausch mit den dortigen Bürger-
meisterinnen und Bürgermeis-
tern sowie der Gemeindever-
waltung. Die Kolleginnen und 
Kollegen haben ein Geodäsie-
studium und eine Referendar- 
ausbildung zusammen mit der 
Verwaltung für ländliche Ent-

Beratung und Begleitung durch 
die Förderverfahren eine gro-
ße Hilfe. Eine Beratung und Be-
gleitung in der Fläche ist in die-
ser Form deutschlandweit ein-
malig. An dieser Stelle sei auch 
erwähnt, dass Bayern das ein-
zige Bundesland ist, das neben 
dem erst seit April 2021 verfüg-
baren sogenannten Graue-Fle-
cken-Förderprogramm des Bun-
des eine eigenständige Gigabit-
förderung für seine Kommunen 
anbietet.
GZ: In ihrem vorigen Berufs-
leben haben Sie sich in der 
Staatskanzlei um die eGovern- 
ment-Anfänge in Bayern ge-

https://www.deutsche-glasfaser.de/kommunen/
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(Fortsetzung von Seite 5)
das Bundesverfassungsgericht 
ein Recht der Kinder und Ju-
gendlichen gegenüber dem 
Staat auf schulische Bildung an-
erkannt. Das heißt: Sollten er-
neut Schulen geschlossen wer-
den müssen, müssen Kommu-
nen, als Sachaufwandträger 
der Schulen, auf digitalen Dis-
tanzunterricht vorbereitet sein. 
Wie ist es um die digitale Infra-
struktur der bayerischen Schu-
len bestellt und welche Schrit-
te sollten hier ggf. in naher Zu-
kunft unternommen werden?

Enorme Fortschritte  
bei der Breitbandversorgung

Bauer: Die Breibandversor-
gung der Schulen wird immer 
wieder kritisch thematisiert, die 
tatsächlich sehr gute Versor-
gungslage wird häufig nicht ge-
sehen. Tatsache ist, es gibt enor-
me Fortschritte. Bereits seit 
2018 liegt der Fokus der Baye-
rischen Staatsregierung auf die-
sem Thema: mit der Glasfaser/
WLAN-Richtlinie wurde 2018 ei-
gens ein unbürokratisches und 
einfaches Förderprogramm für 
Schulen, Krankenhäuser und 
Rathäuser aufgelegt. Bislang 
wurden über 78 Mio. Euro allein 
für Schulen zugesagt, 80 Prozent 
der öffentlichen Schulen sind 
aktuell gigabitfähig versorgt. 56 
Prozent aller öffentlichen Schu-
len sind direkt mit Glasfaser an-
gebunden, Glasfaseranschlüsse 
von weiteren 31 Prozent der öf-
fentlichen Schulen befinden sich 
im Bau. Die Träger von weite-
ren 12 Prozent der öffentlichen 
Schulen haben Interesse signali-
siert oder befinden sich bereits 
in der Bauausschreibung. Un-
ser Ziel ist die optimale Versor-
gung aller Schulen in Bayern un-
ter Nutzung der verschiedenen 
Förderinstrumente. Die Ver-
sorgungslage der bayerischen 
Schulen wird übrigens im Bay-
ernAtlas über den Kartendienst 
„Digitaler Schulatlas“ transpa-
rent dargestellt. Bayern ist hier 
also gut aufgestellt.

Synergien bei Vermessung 
und Digitalisierung

GZ: Wie passt eigentlich „Ver-
messung“ mit „Breitband“ und 
„Digitalisierung“ zusammen? 

Bauer: Das passt sehr gut zu-
sammen. Die Bayerische Ver-
messungsverwaltung hat schon 
immer versucht mit Hilfe der Di-

gitalisierung die eigenen Prozes-
se zu optimieren. Aktuell ma-
chen wir beispielsweise sehr gu-
te Fortschritte beim Einsatz von 
Methoden der künstlichen In-
telligenz zur Objekterkennung 
aus Digitalen Orthophotos. Der 
Breitbandausbau wäre ohne ei-
nen Raumbezug nicht organi-
sierbar. Das Wissen, wo Infra-
struktur vorhanden ist und wo 
wie viele Hausanschlüsse zu be-
dienen sind, erfordert eine ge-
naue Georeferenzierung und ei-
nen geübten Umgang mit Geo-
daten. Dies sind Hauptkompe-
tenzen von Geodätinnen und 
Geodäten.

Im Zuge der Gigabitförde-
rung werden verschiedene amt-
liche Geodaten der Bayerischen 
Vermessungsverwaltung ver-
arbeitet. So werden beispiel-
weise rund 3,7 Mio. amtliche 
Hauskoordinaten, welche von 
den Ämtern für Digitalisierung, 
Breitband und Vermessung er-
hoben und gepflegt werden, 
als wesentliche Grundlage im 
Förderprozess verwendet. Zu-
sammen mit den Nutzungsda-
ten aus dem Amtlichen Liegen-
schaftskatasterinformations-
system (ALKIS) können wir die 
Gemeinden bei ihrer Bestands-
aufnahme in der Festlegung der 
gewerblichen Nutzung von Hau-
sadressen unterstützen. Ein An-
gebot, das von den Gemein-
den gerne angenommen wird. 
Über den tagesaktuellen Kar-
tendienst „Gigabitrichtlinie“ im 
BayernAtlas kann sich jede Bür-
gerin und jeder Bürger informie-
ren, ob seine Wohnadresse Teil 
eines geplanten geförderten Gi-
gabitausbaus ist.
GZ: Kommunen verfügen über 
den Rohstoff der Zukunft: Da-
ten. Sollten Kommunen mit ih-
ren Daten Geld verdienen? 

Bauer: Die staatliche und die 
kommunale Verwaltung exis-
tieren nicht zum Selbstzweck, 
sondern sollen der Gesellschaft 
dienen. Daher bin ich persön-
lich der Auffassung, dass es un-
sere vordringlichste Aufgabe 
ist, staatlich erhobene Daten in 
die Nutzung zu bringen. Gebüh-
ren sollten kein Einstiegshemm-
nis darstellen und dazu führen, 
dass sich die potentiellen Nut-
zer alternative Datenquellen 
suchen, die in der Regel keinen 
Rechtsanspruch auf Richtigkeit 
zulassen. Auch in Hinblick auf 
die PSI-Richtlinie der EU – nach 
dem englischen Titel Re-use of 
Public Sector Information – hal-

te ich Diskussionen über Ge-
bühren für kommunale Daten 
für nicht zielführend. Die Daten 
der Kommunen dienen im Üb-
rigen in der Regel der Zielerrei-
chung auf dem Weg zu Smart Ci-
ties und Smart Regions.
GZ: Was wollen Sie unserer Le-
serschaft, den Entscheidungs-
trägerinnen und Entscheidungs- 
trägern in Bayerns Kommunen, 
mit auf den Weg geben?

Bauer: Die Digitalisierung er-
fordert oft ein Umdenken und 
das Beschreiten neuer Wege. 
Dazu gehört für mich an ers-
ter Stelle der Mut, Entscheidun-
gen in diese Richtung zu treffen, 
um voran zu kommen. Bekannte 
Vorgehensweisen funktionieren 
in der Schnelllebigkeit der Digi-
talisierung nicht mehr, es wer-
den agile Entscheidungsstruk-
turen notwendig. In diesem Zu-
sammenhang ist auch eine offe-
ne Fehlerkultur wichtig.

Um technisch voran zu kom-
men, müssen Bündnisse ein-
gegangen werden, da die ein-
zelne Gemeinde oder Stadt 
schnell an ihre Grenzen stoßen 
wird. Der E-Government-Pakt 
mit den Kommunen, die Geo-
dateninfrastruktur Bayern oder 
Cloud-Dienste unseres IT-Dienst- 
leistungszentrums sind hier rich-
tige Ansätze.

Kommunale IT-Sicherheit

Immer wichtiger wird es auch, 
sich intensiv mit der IT-Sicher-
heit auseinander zu setzen. Die 
Bedrohungslage wird zuneh-
mend komplexer und für die 
einzelne Kommune nicht mehr 
beherrschbar. Hier hat die Bay-
erische Staatsregierung mit der 
Gründung des Landesamts für 
Sicherheit in der Informations-
technik (LSI) bereits richtungs-
weisend agiert. Die Kommunen 
erhalten hier Unterstützungs- 
und Beratungsleistungen. Mit 
dem Siegel „Kommunale IT-Si-
cherheit“ ermöglicht das LSI ge-
rade kleinen Kommunen einen 
effektiven Einstieg in die IT-Si-
cherheit.

Und schließlich ist es wichtig, 
digital souverän zu bleiben, sich 
also nicht durch die technische 
Umsetzung von einem Herstel-
ler abhängig zu machen. Auch 
darauf sollten die kommunalen 
Entscheidungsträgerinnen und 
Entscheidungsträger bei allen 
Projekten achten.
GZ: Vielen Dank für dieses In-
terview! � r

Agile Entscheidungsstrukturen ...

Wettbewerb auf dem Netz,  
nicht um das Netz

GZ-Gespräch mit Peter Reisinger,  
Regionalleiter Kommunale Kooperation Bayern, Deutsche Glasfaser

80 Prozent der 6,3 Mio. bayerischen Haushalte haben keinen 
Glasfaseranschluss. Das sind mehr als 5 Mio. Haushalte. Im inter-
nationalen Vergleich aller OECD-Mitgliedstaaten steht Deutsch-
land mit 5,4 Prozent gar auf dem fünftletzten Platz, wenn es um 
den Anteil von Glasfaseranschlüssen an allen stationären Breit-
bandanschlüssen geht. Schlechter als in Deutschland sieht es nur 
noch in Großbritannien, Österreich, Belgien, und Griechenland 
aus. Deutschland ist also Entwicklungsland, was die Versorgung 
mit schnellem Internet angeht. Mit dem Markteintritt der Deut-
schen Glasfaser hat der Ausbau einen Schub erlebt. 

Bereits 2011 hat das Unter-
nehmen erkannt, dass beson-
ders der ländliche und suburba-
ne Raum den größten Ausbau-
bedarf hat und sich auf diese 
Bereiche spezialisiert. „Damit“, 
erklärte Peter Reisinger, Regi-
onalleiter Kommunale Koope-
ration Bayern, im Gespräch mit 
der Bayerischen GemeindeZei-
tung, „war das Unternehmen in 
Deutschland Pionier für den ei-
genwirtschaftlichen Ausbau im 
ländlichen Raum und hat damit 
die Basis zur wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Entwick-
lung der Regionen gelegt.“

Die Deutsche Glasfaser, der 
Name ist Programm, steht für 
einen kompletten FTTH-Aus-

bau, d.h. hier kommt nur Glasfa-
ser ins Haus. 

Eigenwirtschaftlicher Ausbau 
und staatliche Förderung

Ausgebaut wird vorrangig ei-
genwirtschaftlich, ergänzt durch 
den Angang von unterversorg-
ten Gebieten mit „Weißen Fle-
cken“ durch gezielte staatliche 
Förderung. Das deutschland-
weite Investitionsvolumen des 
Unternehmens beläuft sich in-
zwischen auf sieben Mrd. Eu-
ro. Zum Vergleich:  Laut einer 
Marktanalyse des Bundesver-
bands Breitbandkommunikation 
e.V. (BREKO) stehen bis 2025 ins-
gesamt 43 Mrd. Euro an privat-

wirtschaftlichen Investitionen 
für die Glasfaserversorgung zur 
Verfügung. Die hohe Attraktivi-
tät des Breitbandausbaus ist bei 
Investoren also angekommen. 
Unterstützt wird dies durch das 
im Koalitionsvertrag formulierte 
Bekenntnis der neuen Bundes-
regierung zum Breitbandaus-
bau mit Glasfaser. Außerdem 
verspricht die Regierung, dass 
Open Access zu fairen Bedin-
gungen ermöglicht werden soll, 
wo nötig auch regulatorisch. 
Für die Deutsche Glasfaser ist 
das eine Absage an die Mitver-
legungswünsche anderer Tele-
kommunikationsanbieter. 

Doppelten Netzausbau  
vermeiden

„Ein doppelter Netzausbau 
ist unnötig. Jeder doppelt aus-
gebaute Ort bedeutet, dass ein 
anderer Ort länger auf die Er-
schließung mit Glasfaser warten 
muss. Mit Open Access lassen 
sich Netze wirtschaftlich, nach-
haltig und im Sinne aller Betei-

Peter Reisinger, Regionalleiter Kommunale Kooperation Bayern, 
Deutsche Glasfaser und GZ-Chefredakteurin Constanze von Hassel. 	

ligten nutzen. Der Wettbewerb 
muss auf dem Netz stattfinden. 
Wir haben ja auch nur einen 
Stromanschluss im Keller lie-
gen und trotzdem die Möglich-
keit, aus mehreren Stromanbie-
tern zu wählen“ konstatiert Rei-
singer. 

Weiße und graue Flecken

Investitionsmittel wären also 
reichlich vorhanden und daher 
solle der eigenwirtschaftliche 
Ausbau Vorrang haben. Förder-
programme wären nur auf Or-
te zu beschränken, deren Aus-
bau tatsächlich unrentabel sei: 
„Die staatliche Förderung leis-
tet ohne Frage einen wichtigen 
Beitrag für unterversorgte wei-
ße Flecken. Bei den grauen Fle-
cken sind allerdings weniger 
als 10 Prozent auf Subventio-
nen angewiesen. Diese gilt es zu 
identifizieren und mit dem pri-
vatwirtschaftlichen Ausbau zu 
verzahnen. Wir sprechen dabei 
von „Integraler Planung“. Die 
Gemeinde Haimhausen ist hier-
für ein gutes Beispiel,“ appelliert 
Reisinger.

Im Normalfall brauche die 
Deutsche Glasfaser ab der 
Übereinkunft mit einer Kommu-
ne zum gemeinsamen Angang 
des Projekts 18 Monate, um ei-
ne Gemeinde an das schnelle In-
ternet anzuschließen. Für einen 
reibungslosen Ablauf werden 
schlanke Prozesse und moder-
ne Verlegeverfahren benötigt. 
Daher hat das Unternehmen di-
verse Kooperationen und Ab-
sichtserklärungen unterzeich-
net. 2019 wurde gemeinsam mit 
dem Bayerischen Gemeindetag 
ein Mustervertrag für alle bay-
erischen Gemeinden erstellt. So 
konnte die Anzahl der beteilig-
ten Ansprechpartner reduziert 
werden. 

Memorandum of  
Understanding mit VBEW

Seit August 2021 sorgt ein 
Memorandum of Understan-
ding mit dem Verband der Bay-
erischen Energie- und Wasser-
wirtschaft e.V. (VBEW) dafür, 
dass vor Aufnahme der Bau-
maßnahmen alle Kontaktdaten 
der kommunalen Versorger be-
kannt sind. Schließlich liegen im 
Gehweg neben der Telefonlei-
tung auch die Gas- und Strom-
versorgung. In einem Letter of 
Intent mit dem Bayerischen Fi-
nanzministerium, unterzeich-
net im Dezember 2021 von Fi-
nanzminister Albert Füracker 
und CEO Thorsten Dirks, er-
klärt das Unternehmen bis 2025 
für insgesamt 550.000 Glasfa-
seranschlüsse in Bayern sorgen 
zu wollen. Gebaut sind derzeit 
100.000 und weitere 250.000 
sind in der Planung. Ende Janu-
ar folgte schließlich eine weitere 
Erklärung mit dem Bayerischen 
Gemeindetag zu weiteren Stan-
dardisierungen und Handlungs-
richtlinien. Die Deutsche Glasfa-
ser hat sich so verpflichtet, Glas-
faser-Infrastrukturen nach den 
anerkannten Regeln der Technik 

zu planen und zu errichten so-
wie die Wiederherstellung der 
Oberfläche zu gewährleisten. 
Das Unternehmen verspricht 
sich von den bayerischen Kom-
munen wiederum eine schnelle 
Bearbeitung der Anträge, eine 
zeitnahe Erteilung von verkehrs-
rechtlichen Anordnungen und, 
aus Effizienzgründen, die kom-

munale Zustimmung zu moder-
nen Verlegeverfahren, durch die 
viermal schneller gebaut wer-
den kann. Das Unternehmen 
verpflichtet sich die Qualität der 
Baumaßnahmen sicherzustellen 
und als Ansprechpartner bis zur 
Abnahme durch die Gemeinde 
nach Beendigung der Baumaß-
nahme zur Verfügung zu stehen.  

Zukunftssichere Bandbreiten

„Die Pandemie hat die 
Schwachstellen der Digitalisie-
rung in Deutschland klar aufge-
zeigt. Gleichzeitig hat sie für ei-
nen notwendigen Schub im Be-
wusstsein der Bevölkerung für 
eine leistungsfähige Glasfaser- 
infrastruktur gesorgt. Distanz- 
unterricht und Homeoffice erfor-
dern die Versorgung mit schnel-
lem Internet – und nur der Aus-
bau mit Glasfaser garantiert zu-
kunftssichere Bandbreiten im Gi-
gabitbereich. Umso wichtiger ist 
es, dass wir unsere Ressourcen 
jetzt nicht durch einen unnötigen 
Doppelausbau verbrauchen, der 
den flächendeckenden Glasfaser- 
ausbau in die Länge zieht und da-
bei auch noch wertvolle Ressour-
cen verschwendet.“, fasste Rei-
singer den Unternehmensan-
spruch zusammen. � CH

Grundschule Offenstetten 
ist eine „Smart School“

Spannung an der Grundschule Offenstetten: Die diesjährigen Sieger 
des bundesweiten Wettbewerbs „Smart School“ wurden bekannt 
gegeben. Ausgeschrieben wird der Wettbewerb vom Digitalverband 
Bitkom, der die Digitalisierung Deutschlands in Wirtschaft und Ver-
waltung vorantreiben will. Der Bitkom vertritt mehr als 2000 Mit-
gliedsunternehmen und vergibt den Titel der Smart Schools heuer 
zum siebten Mal. „Smart Schools“ vereinen digitale Infrastrukturen 
mit digitalen Inhalten und pädagogischen Konzepten sowie entspre-
chend qualifizierten Lehrkräften. Auf die Auszeichnung bewerben 
konnten sich Schulen, die für diese drei Säulen ein Konzept entwi-
ckelt und umgesetzt haben sowie dieses um nachhaltiges Projekt-
management ergänzen.

Beworben haben sich deutsch-
landweit 68 Schulen für die  
dieses Jahr ausgeschriebenen 
„Smart School“-Auszeichnungen. 
20 Schulen haben es geschafft. 
Bekannt gegeben wurde dies im 
Rahmen einer Videokonferenz, 
an der neben den Moderatoren 
drei der überzeugendsten Schu-
len vertreten waren. GSO-Rek-
torin Liane Köppl gehörte dazu. 
Für sie war ganz klar, weshalb die 
GSO dabei ist: „Wir haben uns vor 
zwölf Jahren auf den digitalen 
Weg gemacht. Damals noch ge-
gen viele Widerstände und Vor-
behalte.“ Erster Meilenstein in 
dieser Entwicklung sei dann der 
Erhalt des Titels „Referenzschu-
le für Medienbildung“, den die 
GSO seit 2015 trägt. 2016 wurde 
die Grundschule aufgrund ihrer 
Innovationsbereitschaft für die 
Teilnahme am Schulversuch „Di-
gitale Schule 2020“ der Stiftung 
Bildungspakt Bayern ausgewählt. 

Informatik  
ab der ersten Klasse

Seit 2018 wird Informatik an 
der GSO schon in der ersten 
Jahrgangsstufe angeboten. „Ich 
bin gespannt, was nun an dieser 
Weggabelung auf uns wartet“, so 

die Rektorin, als sie nach der Vi-
deokonferenz ins Lehrerzimmer 
kam. Dort knallten die Sektkor-
ken, denn mit dem Titel „Smart 
School“ bieten sich weit reichen-
de Vernetzungsmöglichkeiten. 
Der Bitkom selbst ist in politi-
schen Verbänden wie dem Deut-
schen Städte- und Gemeinde-
bund aktiv.

Liane Köppl dankte ihrer Kon-
rektorin Stefanie Haberl und den 
Lehrerinnen und Lehrern, die 
sich um digitale Lerninhalte, di-
gitale Vermittlung und die Be-
schaffung von digitalen Lernmit-
teln kümmern. Schulamtsdirek-
torin Nicola Holzapfel freute sich, 
dass „Sie und Ihr Team echte Vor-
reiterrollen in der digitalen Schul-
welt eingenommen haben.“ Auch 
Abensbergs Erster Bürgermeister 
Dr. Uwe Brandl gratulierte: „Vom 
Wissen dieser Grundschule kön-
nen andere wirklich profitieren.“

Denn Deutschlands Schu-
len mit den besten Konzepten 
und Projekten zur Digitalisierung 
werden Teil des bundesweiten 
„Smart School“-Netzwerks mit 
über 100 Standorten. Der Wett-
bewerb wird von der Deutschen 
Telekom unterstützt. Weitere In-
formationen gibt es unter www.
smart-school.de. � r

V.l.: Schulamtsdirektorin Nicola Holzapfel, Rektorin Liane Köppl,  
1. Bürgermeister Dr. Uwe Brandl und Konrektorin Stefanie Haberl. 	
� Bild: Ingo Knott, Stadt Abensberg

http://www.smart-school.de
http://www.smart-school.de
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Eine Smarte Region und  
ihre strategischen Voraussetzungen

Die atene KOM informiert über die Digitale Transformation in Stadt und Land

Die Bayerische Gemeindezeitung ist stets bestrebt 
Gebietskörperschaften im Freistaat fachkundiges 
Hintergrundwissen für die kommunale Praxis zu ver-
mitteln. In einer Kooperation mit der atene KOM soll 
die Digitale Transformation in Stadt und Land be-
leuchtet und mit greifbaren Umsetzungshilfen dar-
gestellt werden. Im Fokus dieser Ausgabe stehen die 
strategische Herangehensweise und ersten Schritte 
einer smarten Region. Wie sollte eine Kommune da-
mit beginnen, sich dem Digitalen Wandel zu widmen, 
welche Bereiche sind betroffen und wer muss in den 
Prozess eingebunden werden?

Die Digitale Transformation erfasst Deutschland 
in hohem Tempo. Viele Städte und Gemeinden wol-
len diesem Trend aber nicht mehr nur passiv begeg-
nen, sondern ihre Zukunft aktiv mitgestalten. Ging 
es in Stadt- und Regionalplanungsprozessen zuvor 
um wachsende Städte und Regionen, liegt der Fokus 
nun darauf, diese intelligent zu machen. Hierbei wer-
den nicht mehr nur die physischen Voraussetzungen 
vor Ort, sondern auch der Einsatz digitaler Techno-
logien in Betracht gezogen, um mit unter Bereiche 
wie die Daseinsvorsorge, Verwaltung oder Mobilität 
langfristig zu verbessern.

Häufig stellen Städte und Gemeinden bereits 
grundlegende Online-Lösungen, wie Plattformen zur 
Jobsuche oder Online-Terminvereinbarung mit Bür-
gerämtern bereit. Intelligente Orte gehen jedoch dar- 
über hinaus. Bei ihnen führen Digitalisierungspro-
zesse in nahezu allen gesellschaftlichen Bereichen 
zu neuen Strukturen. Zu Anwendungsfeldern gehö-
ren zum Beispiel telemedizinische Angebote im Ge-
sundheitswesen, digitale Werkzeuge im Bildungsbe-
reich und plattformgestützte Mobilitäts-Lösungen 
wie Car-Sharing-Angebote und intelligente Trans-
portsysteme.

Nicht selten fehlt es den Kommunen jedoch an ei-
ner konkreten Zielrichtung oder ausreichenden Per-
sonal- und Kapitaldecke, um die Potenziale der Di-
gitalisierung für ihre Entwicklung nutzen zu können. 
Eine Digitalstrategie kann dabei helfen, die beste-
henden Bedarfe und relevanten Handlungsfelder 
zu identifizieren, lokale Prioritäten zu erkennen und 
personelle wie finanzielle Ressourcen sinnvoll zu 
verteilen. Vielfältige Einzelmaßnahmen können so 
aufeinander abgestimmt und in einen strukturier-
ten Fahrplan für die digitale Transformation gegos-
sen werden.

Eine auf die Kommune zugeschnittene Digitalstra-
tegie begleitet diese zielgerichtet und bedarfsge-
recht auf dem Weg der Digitalen Transformation. 
Auch wenn es für die Erstellung einer solchen Stra-
tegie keine Blaupause gibt, zeigen Erfahrungen der 
kommunalen Praxis, dass besonders folgende drei 
Thesen bei der Ausgestaltung einer Digitalstrategie 
wesentlich sind:

1. NUR INTEGRIERTE  
STRATEGIEN FUNKTIONIEREN

Da die Digitalisierung alle Bereiche der Stadt- oder 
Regionalentwicklung umfasst, muss auch die dazu-
gehörige Strategie einen integrierten Ansatz ver-
folgen und sich an bestehenden kommunalen und 
räumlich übergeordneten Konzepten orientieren. 
Dazu gehören Konzepte der Integrierten Stadt- 
und Regionalentwicklung (zum Beispiel ISEK/ILEK), 
kommunale Leitbilder und sektorale Strategien, 
wie regionale Tourismus- und Marketingkonzep-
te. Eine gute Digitalstrategie ist somit kein „Raum-
schiff“, sondern ein sektorenübergreifendes Bin-
deglied verschiedener politischer Handlungsfelder 
und kommunalen Anwendungsebenen.

2. NUR PARTIZIPATIVE  
STRATEGIEN FUNKTIONIEREN

Die Digitalisierung ist ein vielfältiges Themenfeld mit 
Auswirkungen auf nahezu alle Lebens- und Arbeits-
welten. Akzeptanz für den digitalen Wandel und die 
eingesetzten Technologien erhalten Kommunen 
dann, wenn die Anwendungen und Dienstleistun-
gen die Bedarfe der Bevölkerung und Akteur:innen 
vor Ort erfüllen und von ihnen verstanden werden. 
Dies gelingt am ehesten, wenn die kommunalen 
Stakeholder und Bürger:innen aktiv im Transforma-
tionsprozess involviert sind und die Möglichkeit ha-
ben, diesen mit auszugestalten. Es gilt: Wer mitspre-
chen kann, hält den Fortschritt nicht auf.

3. NUR UMSETZBARE  
STRATEGIEN FUNKTIONIEREN

Visionäre Strategien, die zu abstrakt oder zu allge-
mein formuliert sind, werden keine Wirkung ent-
falten, wenn aus ihnen keine klaren Prioritäten und 
greifbare, realistische Projekte abgeleitet werden 
können. Doch ein Maßnahmenplan sollte auch kein 
starres Konstrukt sein, sondern muss gegebenen-
falls flexibel auf sich ändernde technologische Ent-
wicklungen, lokale Herausforderungen und Res-
sourcen angepasst werden. 

Die langjährige Erfahrung der atene KOM bei der 
Begleitung von Kommunen auf dem Weg ihrer di-
gitalen Transformation hat gezeigt, dass eine part-
nerschaftliche Zusammenarbeit auf Augenhöhe 
und der Blick von außen auf die lokalen Herausfor-
derungen, fruchtbare und bereichernde Ansätze für 
die Projekte vor Ort hervorbringen können. Wenn 
auch Sie zusammen mit der atene KOM ihre Zukunft 
ausgestalten möchten, sprechen Sie gerne unseren 
Regionalstandort Bayern an: Daniel Artmann, d.art-
mann@atenekom.eu, 089 4132488-10� r

Alle Beiträge finden Sie auf der Internetseite: 
www.gemeindezeitung.de/GZ-Blog

In Kooperation mit der atene KOM GmbH Gigabitstrategie 
für Deutschland

„Wir wollen den digitalen Aufbruch für Deutschland. Die Digitalisie-
rung bringt uns mehr Fortschritt, mehr Teilhabe, mehr Chancen. Da-
für brauchen wir überall leistungsfähige digitale Infrastrukturen, das 
heißt Glasfaser bis ins Haus und den neuesten Mobilfunkstandard“, 
betonte der Bundesminister für Digitales und Verkehr, Dr. Volker Wis-
sing, bei der Vorlage der Eckpunkte zur Gigabitstrategie. Aus den Eck-
punkten, den Branchengesprächen sowie Gesprächen mit den Län-
dern wird nun die Gigabitstrategie ausformuliert, die noch vor der 
Sommerpause im Kabinett beschlossen werden soll.

Laut BMDV „wollen wir bis 
zum Jahr 2030 Glasfaser bis ins 
Haus und den neuesten Mobil-
funkstandard überall dort, wo 
Menschen leben, arbeiten oder 
unterwegs sind. In einem ersten 
Schritt wollen wir bis Ende des 
Jahres 2025 die Anzahl der Glas-
faseranschlüsse verdreifachen. 
Außerdem soll mindestens die 
Hälfte der Haushalte und Unter-
nehmen mit FTTB/H versorgt 
sein.“ Allein in den privatwirt-
schaftlichen Glasfaserausbau wol 
le die Telekommunikationsbran-
che bis 2025 50 Milliarden Eu-
ro investieren. Dies begleite und 
unterstütze man mit passenden 
Rahmenbedingungen.

Genehmigungen vereinfachen

Um den Glasfaser- und auch 
den Mobilfunkausbau zu be-
schleunigen, müssen aus Sicht 
des BMDV die Bau- und Stand-
ortgenehmigungen vereinfacht 
werden. Dafür sollen die Bun-
desländer bis Ende 2022 ent-
sprechende Gesetzesänderun-
gen vornehmen. Dazu zählen 
unter anderem die Möglich-
keit zum vorzeitigen Baustart 
noch vor Erteilung der Bauge-
nehmigung, die Verringerung 
der Grenzabstände, die für Mo-
bilfunkmasten vorgesehen 
sind, sowie die Genehmigungs-
freistellung für mobile Masten 
und Änderungen an bestehen-
den Mobilfunkmasten.

Zudem müssten neue Verle-
getechniken in die Fläche ge-
bracht werden. Durch die Ände-
rung des TKG sei es heute schon 
möglich, etwa Microtrenching 
und oberirdische Verlegetech-
niken zu nutzen, die das Glasfa-
serkabel schneller und kapazi-
tätssparender verlegen. Bislang 
komme dies jedoch vor Ort nur 
wenig zum Einsatz. „Wir wollen 
die Akzeptanz bei Kommunen 
und Unternehmen der Baubran-
che erhöhen und Unsicherhei-
ten abbauen. Mithilfe von guten 
Beispielen und Pilotprojekten 
wollen wir Potenziale und Um-
setzungsmöglichkeiten zeigen. 
Zugleich unterstützen wir die 
Prozesse zur Normung und Stan-
dardisierung alternativer Verle-
getechniken und prüfen, ob und 
wie mögliche Bauschäden oder 
Risiken abgefedert werden kön-

nen“, heißt es in dem Eckpunk-
tepapier.

Ab nächstem Jahr sei es in 
Deutschland möglich, die Auf-
rüstung von Kupfer zu Glasfaser 
auch in Gebieten zu fördern, die 
bereits mit 100 Mbit/s versorgt 
sind. „Damit diese Fördermög-
lichkeit effizient genau dort zum 
Einsatz kommt, wo die TK-Unter-
nehmen nicht investieren, passen 
wir unsere Förderung an und ma-
chen die Genehmigungsverfah-
ren digitaler und schneller“, so 
das BMDV. 

Planungssicherheit 
für Kommunen

„Die Fördersätze bleiben, wie 
sie sind. Damit wollen wir den Län-
dern und Kommunen die notwen-
dige Planungssicherheit geben. 
Zugleich wollen wir die Förderung 
vereinfachen: Deshalb schlagen 
wir eine Cluster-Förderung vor. 
In den Regionen mit einem ho-
hen Anteil weißen Flecken star-
ten wir unsere Förderung. Auch 
das Land entscheidet im Rah-
men seiner Ko-Finanzierung mit. 
Das bedeutet: weniger Markt- 
erkundungsverfahren und damit 
weniger bürokratischer Aufwand. 
Zugleich erreichen wir so vor al-
lem den ländlichen Raum, in dem 
privatwirtschaftlich seltener aus-
gebaut wird“, heißt es weiter.

Um die Länder und Kommu-
nen von zusätzlicher Bürokra-
tie zu entlasten, werde das An-
tragsverfahren vollständig digi-
talisiert. „Wir entwickeln zudem 
einen Mustervertrag für das Be-
treibermodell und ermöglichen 
die gleichzeitige Ausschreibung 
von Planung und Bau. Das wird 
das Förderverfahren um einige 
Monate verkürzen.“ Zusätzlich 
werde der Einsatz von Gutschei-
nen geprüft, um schnell Men-
schen in unterversorgten Gebie-
ten anzuschließen.

„Wir wollen für Deutschland 
den neuesten Mobilfunkstan-
dard überall dort, wo Menschen 
leben, arbeiten oder unter-
wegs sind. Dafür konzentrieren 
wir die Mobilfunkinfrastruktur-
gesellschaft auf ihre Kernauf-
gaben, sorgen für eine bessere 
Mobilfunkversorgung an Bahn-
strecken und schaffen einen 
neuen Bund-Länder-Staatsse-
kretärs-Ausschuss. Dieser wird 

sich mindestens vier Mal im 
Jahr treffen, um die Umsetzung 
der Gigabitstrategie zu überprü-
fen und wo nötig Anpassungen 
vorzunehmen sowie Hilfestel-
lungen zu geben“, betont das 
BMDV. Zudem etabliere man ei-
nen institutionalisierten Bran-
chendialog, um die Kooperati-
on zwischen Staat und Markt 
bei der Beschleunigung des Aus-
baus zu verbessern.

Bitkom-Reaktion

„Mit der Gigabit-Strategie 
des Digitalministeriums können 
Deutschlands Netze bis 2025 
auf ein ganz neues Niveau ge-
hoben werden: viel dichter ge-
knüpft, schneller und ressour-
censchonender“, begrüßt Bit-
kom-Hauptgeschäftsführer Dr. 
Bernhard Rohleder den ange-
kündigten Maßnahmenkatalog. 
Seit Jahren weise der Branchen-
verband darauf hin, dass der 
Netzausbau mit einfachen Maß-
nahmen unter anderem im Be-
reich des Bau- und Verwaltungs-
rechts massiv beschleunigt wer-
den kann. Wichtig sei, dass die 
neue Strategie nun auch umge-
setzt und mit Leben gefüllt wird. 
Dazu brauche es die Länder und 
Gemeinden.

Aktuell bestehe eine hohe In-
vestitionsbereitschaft in Giga-
bit-Netze, bekräftigte der Ver-
bandsvertreter. So hätten schon 
heute fast zwei Drittel aller 
Haushalte Zugang zu Gigabit-In-
ternet, 7,5 Millionen Haushalte 
könnten mit Glasfaser angebun-
den werden. Genauso wie die 
Regierung sähen aber auch die 
Unternehmen weiteren Hand-
lungsbedarf. An mehr als 1.000 
Standorten kämen die Mobil-
funkunternehmen mit Ausbau-
vorhaben für Mobilfunkanlagen 
derzeit nicht voran, viele Ver-
fahren zögen sich über mehr 
als zwei Jahre. Die Gründe lä-
gen in der schwierigen Suche 
nach Standorten, langwierigen 
Genehmigungsverfahren und 
fehlender Akzeptanz bei poli-
tischen Entscheidungsträgern 
oder in der Bevölkerung vor Ort.

Aus Rohleders Sicht ist die  
Bereitschaft der Netzbetreiber 
groß, ihre Investitionen zu stei-
gern und ganz Deutschland in 
den kommenden Jahren giga- 
bitfähig zu machen. Bis 2025 be-
stehe seitens der Unternehmen 
ein Investitionspotenzial von 
zehn bis zwölf Milliarden Euro pro 
Jahr für den Ausbau von Festnetz 
und Mobilfunk. Die Politik habe 
die Aufgabe, ideale Rahmenbe-
dingungen zu schaffen, um dieses 
Potenzial auszuschöpfen.

Auch der VKU begrüßt die kla-

re Festlegung auf das Infrastruk-
turziel eines Glasfaserausbaus bis 
in die Gebäude. Stadtwerke ori-
entierten sich beim Glasfaseraus-
bau schon zu über 90 Prozent ge-
nau an diesem Ziel, erklärte VKU-
Chef Ingbert Liebing.

Liebing forderte mehr Koope-
rationen beim Ausbau. Zudem 
werde Open Access für die Glas-
faserwende benötigt – weg vom 
Wettbewerb zwischen den Net-
zen, hin zum Wettbewerb auf 
dem Netz: „Es macht keinen 

Ihr LEONET-Berater:
Adrian Richter
Teamleiter 

Tel.:  +49 (0)151 18815692
E-Mail: adrian.richter@leonet.de

L EO N E T. D EAU S  BAY E R N .  F Ü R  BAY E R N .

Der Ausbau der Glasfaserinfrastruktur mit off enem Zugang ist für Kommunen in ländlich 
geprägten Regionen die Lösung, um zukunftsfest gegenüber den Ballungsräumen attraktiv 
zu bleiben.

Aus der Region. Für die Region. Als Unternehmen mit Hauptsitz in Niederbayern und 
Zweigniederlassung in Oberbayern bietet LEONET das gesamte Programm an: Von 
der Finanzierung und Teilnehmergewinnung, über die Bauplanung und Durchführung 
mit regionalen Tiefbauunternehmen bis zur Leitungsverlegung (FTTH / FTTB) und dem 
kundenorientierten Netzbetrieb.

GIGABITFÄHIGES INTERNET
FÜR IHRE VERWALTUNG.
FÜR IHRE BÜRGER*INNEN.
FÜR IHRE UNTERNEHMEN.

Das Team der LEONET Kommunalbetreuung freut sich auf den Austausch mit Ihnen.

GLASFASERAUSBAU 
UNTER PARTNERN

Sinn, dass jeder weiter sein eige-
nes Glasfasernetz ‚buddelt‘ und 
mancherorts zwei, drei oder vier 
Netze nebeneinander liegen und 
in anderen Orten gar keins. Man 
hat schließlich auch nicht für jede 
Automarke ein eigenes Straßen-
netz aufgebaut, sondern ein Stra-
ßennetz für alle Marken.“

Die weit überwiegende Zahl 
der Stadtwerke offeriere bereits 
einen diskriminierungsfreien Zu-
gang zu ihrem Glasfasernetz für 
Wettbewerber, unterstrich der 

VKU-Chef. „Deswegen bieten wir 
den Telekommunikationskonzer-
nen an, auf unsere bestehenden 
Glasfasernetze zu kommen. Das 
könnte den Glasfaserausbau er-
heblich beschleunigen und unser 
Land schneller ans Ziel von flä-
chendeckend schnellem Internet 
in Stadt und Land bringen.“ Au-
ßerdem sei es dringend erforder-
lich, den Übergang von der Kup- 
ferleitung auf die Glasfaser zu 
gestalten anstatt an der alten 
Kupfertechnik festzuhalten. � DK

mailto:d.artmann%40atenekom.eu?subject=Bayerische%20GemeindeZeitung
mailto:d.artmann%40atenekom.eu?subject=Bayerische%20GemeindeZeitung
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/blog
https://leonet.de/
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Stadt und Landkreis Würzburg:

Modellprojekte Smart Cities – 
die Strategiephase hat begonnen 

Im Herbst 2021 erhielten Stadt und Landkreis Würzburg den 
positiven Förderbescheid des Förderprogramms „Smart Ci-
ties“. Unter dem Motto „Gemeinsam aus der Krise: Raum für 
Zukunft“ wurden Maßnahmen in den drei Handlungsfeldern 
Kommunikation, Partizipation und Datensouveränität defi-
niert. Diese Maßnahmen gilt es ,in der einjährigen Strate-
giephase zu validieren und gegebenenfalls anzupassen und in 
einer vierjährigen Umsetzungsphase in Stadt und Landkreis 
Würzburg zu realisieren. 

Mit den Modellprojekten 
Smart Cities unterstützt die Bun-
desregierung Kommunen dabei, 
die Digitalisierung im Sinne einer 
integrierten, nachhaltigen und 
gemeinwohlorientierten Stadt- 
entwicklung zu gestalten. „Das 
Zusammenleben der Menschen 
bei allen gesellschaftlichen Ent-
wicklungen zu verbessern, ist 
ein Ziel dieses Programms“, 
freuen sich Landrat Thomas 
Eberth und Oberbürgermeister 
Christian Schuchardt über den 
Prozess.

Für diese Herausforderung 
wurde ein neues, kreatives und 
hochqualifiziertes Team von der 
Stadt Würzburg zusammenge-
stellt. Das gesamte sls-Team (sls 

steht für stadt.land.smart) setzt 
sich neben Mitarbeitenden der 
Stadt und des Landratsamtes 
Würzburg aus sechs neu rekru-
tierten Personen zusammen.

Telekom-Expertenteam  
lieferte wertvolle Impulse

Am 1. Februar 2022 startete 
das Onboarding, bei dem sich 
das Team mit ihren Funktionen 
und Aufgaben kennenlernte. 
Mit sehr informativen und straff 
getakteten Einheiten lieferte 
das Smart City-Expertenteam 
der Telekom, die als beglei-
tendes Strategieberatungsun-
ternehmen beauftragt wurde, 
wertvolle Impulse. Das Tele-

kom-Team zeigte auf, wie man 
an ein derartig umfangreiches 
Projekt herangeht und wie man 
die Ziele des Smart Cities-För-
derprogramms bestenfalls um-
setzt. Dabei wurden u.a. Maß-
nahmen sowie die Zielgruppen 
konkretisiert, Leitbild und Missi-
on diskutiert und Best Practices 
anderer Städte aufgezeigt.

Gemeinwohl im Mittelpunkt

Bis Ende dieses Jahres wird ei-
ne kommunale integrierte Digi-
talstrategie erarbeitet, bei der 
das Gemeinwohl im Mittelpunkt 

stehen soll. Dabei werden alle 
relevanten Stakeholder aus den 
Verwaltungen, Wirtschaft und 
Wissenschaft sowie den Dach-
verbänden beteiligt. Auch die 
Bürgerinnen und Bürger der Re-
gion Würzburg werden im Rah-
men von Veranstaltungen und 
Workshops eingebunden.

Rathauschef Schuchardt und 
Landrat Thomas Eberth haben 
sich passend zu den Themen on- 
line aus dem Landratsamt zur 
Auftaktveranstaltung des On- 
boardings zugeschaltet und 
wünschten dem neuen Team ei-
nen guten Projektstart. Beide 
Hausspitzen sind sich einig: „Die 
Digitalisierung setzt sich in al-
len Lebensbereichen durch. Das 
Förderprogramm gibt uns die 
große Chance, die Region Würz-
burg als Vorreiter für das ver-
netzte soziale Leben der Zukunft 
zu etablieren.“� r

Oberbürgermeister Christian Schuchardt, Landrat Thomas Eberth 
und Michael Dröse (Kreisentwicklung) begrüßten das neue Team 
und wünschten einen guten Projektstart.� Bild: Christian Schuster

Grenzenlos sichere 
Kommunikation durch 

Quantentechnik
Bayerisch-österreichische Studie wichtiger Meilenstein für  

ein europäisches quantenverschlüsseltes Kommunikationsnetz
Eine bayerisch-österreichische Studie macht den Weg frei für eine 
quantenverschlüsselte und damit abhörsichere Verbindung ver-
schiedener Anbieter in mehreren Ländern. Die Quantentechnolo-
gie kann also einen wesentlichen Beitrag zur sicheren nationalen 
und europäischen Kommunikation liefern. Dies ist eine zentrale 
Erkenntnis der Gemeinschaftsstudie im Auftrag des Bayerischen 
Staatsministeriums für Digitales und des österreichischen Bun-
desministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, In-
novation und Technologie. 

Ziel der bayerisch-österrei-
chischen Studie war es, die 
Machbarkeit für eine länder-
übergreifende Quantenkom-
munikationsinfrastruktur (QCI) 
aufzuzeigen und quantenver-
schlüsselte Netzwerke verschie-
dener Betreiber über entspre-
chende Schnittstellen mitein-
ander zu verbinden. Bisher war 
diese Form der Interoperabilität 
nicht möglich, es konnten nur 
Netze einheitlicher Betreiber 
miteinander kommunizieren.

Roadmap für ein 
„Quanteninternet“

Bayerns Digitalministerin Ju-
dith Gerlach erklärt: „Cybersi-
cherheit ist ein permanenter 
Wettlauf gegen Kriminelle und 
hat mit den Entwicklungen der 
letzten Tage nochmal eine enor-
me Dringlichkeit erfahren. In Zu-
kunft werden beispielsweise die 
heute gängigen Verschlüsselun-
gen für E-Mails nicht mehr si-
cher sein. Mit unserer baye-
risch-österreichischen Studie ha- 
ben wir neue Sicherheitsmög-
lichkeiten im Bereich der Quan-
tentechnologie erkundet und ei-
ne Roadmap für ein grenzüber-
schreitendes „Quanteninternet“ 
vorgelegt. Dies ist ein enorm 
wichtiger erster Schritt für den 
Aufbau der europaweiten ver-
schlüsselten Kommunikation 
von morgen. Mit Hilfe der Quan-
tentechnologie sind wir so et-
waigen Mithörern hier mehr als 
ein Quantum voraus.“

Die österreichische Bundes-
ministerin für Klimaschutz, Um-
welt, Energie, Mobilität, Inno-
vation und Technologie, Leono-
re Gewessler, betont: „Mit Ös-
terreich und Bayern haben sich 
zwei europäische Spitzenstand-
orte im Bereich der quantenver-
schlüsselten Kommunikation ge-
meinsam auf den Weg gemacht, 
den ersten Schritt für eine grenz 
überschreitende Quantenkom-
munikationsinfrastruktur auf 
den Weg zu bringen.“

Nach den Worten von Bayerns 
Wissenschaftsminister Markus 
Blume „spielt Cybersicherheit 
für unsere freiheitliche Gesell-
schaft eine große Rolle. Gerade 
die jüngsten dramatischen Er-
eignisse zeigen uns, dass wir auf 
alles vorbereitet sein müssen. 
Mit exzellenter Forschung und 
Ausbildung in den Quanten-
technologien schaffen wir an 
den Hochschulen in Bayern die 
Voraussetzungen für innovative 

Lösungen. Quantentechnologien 
sind eine der Schlüsseltechno-
logien für die Zukunft und ein 
wesentlicher Teil unserer High-
tech Agenda Bayern. Insgesamt 
300 Millionen Euro investiert 
der Freistaat in dieses Zukunfts-
feld.“

Bayerns Wirtschaftsminister 
Hubert Aiwanger ergänzt: „Ich 
begrüße diese bayerisch-öster-
reichische Initiative sehr. Der 
Freistaat kann bereits einige Er-
fahrung mit in das Projekt brin-
gen. Schon seit 2019 arbeiten 
wir mit Sachsen an einer hoch-
sicheren Kommunikations-Test- 
infrastruktur. Basis sind Quan-
tenkryptografie und quanten-
gestützte Übertragungssyste-
me. Das Bayerische Wirtschafts-
ministerium bereitet derzeit die 
Förderung für quantensichere 
Verbindungsstrecken und Labo-
re in München, Nürnberg-Erlan-
gen und Oberpfaffenhofen vor. 
Das werden die Keimzellen für 
ein innovatives Ökosystem sein. 
Es spricht deshalb für das High-
tech Land Bayern, wenn solche 
praxisorientierte Quantenfor-
schung nun auch über nationa-
le Grenzen hinweg umgesetzt 
wird.“

Im Kontext der EuroQCI-Initia-
tive erarbeiteten Forscherinnen 
und Forscher vom Max-Planck- 
Institut für die Physik des Lichts 
(MPL) in Erlangen und dem Aus- 
trian Institute for Technology  
in Wien gemeinsam einen Plan, 
wie eine quantenverschlüsselte 
Kommunikationsinfrastruktur 
über Ländergrenzen hinweg, 
sprich mit unterschiedlichen 
Betreiberinnen und Betreibern 
und Systemen, in Zukunft funk-
tionieren könnte.

Meilenstein

Die Studie hat die Machbar-
keit nachgewiesen. Der folgen-
de Schritt, die Pilotierung, wäre 
eines der ersten transnationa-
len Projekte dieser Art und ein 
weiterer Schritt zu einer abhör-
sicheren Verbindung zwischen 
allen europäischen Mitglied-
staaten. 

Somit stellt die vorliegende 
Studie einen wichtigen Meilen-
stein dar für ein europäisches 
quantenverschlüsseltes Kommu-
nikationsnetz und skizziert not-
wendige Standards und wichtige 
Fragen, die in einem gemeinsa-
men bayerisch-österreichischen 
Projekt getestet und beantwor-
tet werden könnten.� r

Mobilfunkausbau:

Staatsforst stellt Grund 
günstiger zur Verfügung

Die Bayerischen Staatsforsten bieten künftig günstigere 
Preis-Konditionen für die Pacht beim Bau von Mobilfunk-
masten in den von ihr betreuten Waldgebieten an. Damit 
werden günstigere Voraussetzungen geschaffen, um Mobil-
funklücken auch im ländlichen Raum schließen zu können.

Staatsminister Aiwanger dankte den Staatsforsten für diese 
wichtige Unterstützung: „Mobilfunk wird in ländlichen Gebie-
ten benötigt, die Sender sind dort aber wirtschaftlich schwie-
rig zu realisieren. Ein vernünftiger Preis macht Mobilfunkmas-
ten im Wald erschwinglicher. Da nun die gesamte Staatsver-
waltung den Mobilfunkausbau auf ihren Flächen und Liegen-
schaften fördert, profitieren auch die Bundesprojekte von 
den verbesserten Konditionen.“

Aiwanger betonte die großen Anstrengungen bei der Ver-
besserung der Mobilfunkversorgung im Freistaat. Zwar wäre 
es die Aufgabe des Bundes, durch entsprechende Auflagen an 
die Mobilfunkbetreiber auch in ländlichen Regionen eine flä-
chendeckende Versorgung zu erreichen. „Der eigenwirtschaft-
liche Ausbau geht vor, aber Bayern will es den aktiven Kommu-
nen ermöglichen, selbst das Heft in die Hand zu nehmen. Davon 
ungeachtet werden wir uns wie schon bisher für strenge Ver-
sorgungsauflagen einsetzen. Wir haben hier bereits die nächs-
te Frequenzvergabe 2025 im Blick, hier muss künftig einiges an-
ders und besser laufen“, erklärte der Staatsminister.� r

Digitalisierung in der 
kommunalen Personalwirtschaft
Zeit, Mühe und bares Geld sparen Kommunen, wenn sie ihren 
Mitarbeitern eine elektronische Gehaltsabrechnung zukommen 
lassen. Von den Vorteilen für die Umwelt ganz zu schweigen. Mit 
dem Online-Fachdienst „eGehaltsabrechnung“ der AKDB wurden 
2021 über 95.000 eGehaltszettel digital zur Verfügung gestellt.

Forschungsprojekt untersucht 
Desinformations-Kampagnen

Falschinformationen im Netz spielen eine immer größere Rol-
le, wenn es darum geht, wirtschaftliche und machtpolitische 
Interessen in der realen Welt durchzusetzen. Das Forschungs-
projekt KIMONO am Forschungsinstitut (FI) CODE an der Uni-
versität der Bundeswehr München untersucht, wie Desinfor-
mations-Kampagnen frühestmöglich erkannt, klassifiziert und 
beobachtet werden können.

Innerhalb der vergangenen 
zehn Jahre sind die Sozialen Me-
dien zu einer zentralen Informa-
tionsquelle für Milliarden Men-
schen weltweit geworden. Spä-
testens seit dem Arabischen 
Frühling 2011 ist klar, wie viel 
Einfluss Facebook, Twitter und 
Co. auch auf politische Prozes-
se haben. Doch gezielte Desin-
formationskampagnen können 
Menschen manipulieren und so 
zu einer massiven Schwächung 
des Vertrauens in die Demokra-
tie, ihre rechtsstaatlichen Prinzi-
pien sowie in die Meinungsfrei-
heit führen.

Desinformation kann ganze 
Staaten destabilisieren

Zudem besteht die Gefahr, 
dass staatliche Akteure Beein-
flussungskampagnen in Sozialen 
Medien nutzen, um gegnerische 
Staaten zu destabilisieren (hyb-
ride Kriegsführung). Im Projekt 
KIMONO am FI CODE der Uni-
versität der Bundeswehr Mün-
chen arbeiten Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftler dar- 
an, derartige Kampagnen mög-
lichst frühzeitig zu erkennen, um 
deren Entwicklung und Verbrei-
tung zu beobachten und geeig-
nete Gegenmaßnahmen einlei-
ten zu können.

Prof. Michaela Geierhos, Pro- 
fessorin für Data Science und 
Technische Direktorin am  
FI CODE, leitet die deutsch-isra-
elische Forschungskooperation 
KIMONO: „Um im Ernstfall an-
gemessen reagieren zu können, 
ist es essenziell, die gezielte Ver-
breitung von Falschinformatio-
nen in Sozialen Medien wissen-
schaftlich zu untersuchen und 
die dahinterliegenden Muster 
und Netzwerke möglichst früh-
zeitig zu erkennen“, betonte 
Geierhos.

An welchen Merkmalen  
erkennt man Fake News?

Das Projektteam nutzt für die 
Datenakquise eine klassische 
Pipeline: Diese ruft entspre-
chende Daten von verschiede-
nen Social-Media-Plattformen 

wie Twitter, Facebook und Ins-
tagram ab und speichert sie zu-
nächst in einer Datenbank. Zur 
Auswertung wenden die Wis-
senschaftlerinnen und Wissen- 
schaftler verschiedene State- 
of-the-Art-Algorithmen des fla-
chen und tiefen Lernens an. 
In die Analyse und Klassifika- 
tion fließen auch Merkmale 
wie etwa das Beziehungsnetz-
werk der jeweiligen nutzenden 
Person, die sprachliche Gestal-
tung der Posts oder Informati-
onen über die Posting-Häufig-
keit und Followerzahl ein – die 
beiden letztgenannten Fakto-
ren sind insbesondere für die 
Erkennung sogenannter Social 
Bots relevant.

Anforderungskatalog 
für ein Frühwarnsystem

Im Ergebnis soll eine Soft-
wareunterstützung entstehen, 
um Kampagnen nicht nur 
schnell zu erkennen und explizit 
zu markieren, sondern zusätz-
lich noch ergänzende Erklärun-
gen bereitzustellen, warum ein 
bestimmter Social-Media-Bei-
trag als Teil einer irreführen-
den Informations- und Beein-
flussungskampagne eingestuft 
wird. 

Laut Prof. Geierhos „ist es 
wichtig, dass die Nutzenden die 
Klassifizierung verstehen und 
das Ergebnis transparent bleibt. 
Nur so können sinnvolle Maß-
nahmen abgeleitet werden.“ 
Ein weiteres Ziel des Projekts 
ist die Bereitstellung eines An-
forderungskataloges, der für die 
spätere Entwicklung eines Ear-
ly-Warning-Systems herangezo-
gen werden soll.

Das Projekt KIMONO (Kampa-
gnenidentifikation, -monitoring 
und -klassifikation mittels Me-
thoden des Social Media Mining 
zur Integration in ein KI-basier-
tes Frühwarnsystem) wird vom 
Bundesministerium der Vertei-
digung gefördert und läuft noch 
bis zum Jahr 2023.
Mehr Informationen: https://
www.unibw.de/datensicher-
heit/professuren/data-scien-
ce/forschung/kimono� r

Bei der digitalen Transforma- 
tion einer Kommune spielt die 
Personalabteilung neben der 
Buchhaltung oft eine Vorreiter-
rolle. Denn hier macht sich der 
Abschied vom Papier am schnells-
ten bezahlt. Das gilt fürs Recrui- 
ting ebenso wie für die Gehalts-
abrechnung.

Konkret: Wenn jeden Monat 
die Lohnabrechnungen für die Ar-
beitnehmer erstellt werden, fal-
len bei den meisten Kommunen 
oder kommunalen Unternehmen 
noch die üblichen Arbeiten an: 
Ausdrucken, Kuvertieren, Verschi-
cken oder Auf-den-Schreibtisch-
legen. Und das kostet Papier, To-
ner, Porto, Arbeitszeit. Schätzun-
gen gehen davon aus, dass so pro 
Mitarbeiter etwa 1,50 Euro anfal-
len. Und das unabhängig davon, 
ob der Dienst an einen Dienstleis-
ter outgesourct wird oder nicht.

Den Online-Fachdienst eGe-
haltsabrechnung der AKDB gibt 
es bereits seit 2013. Generell 
kann diese den Beschäftigten 
nach der Entgeltbescheinigungs-
verordnung analog oder digital 
zur Verfügung gestellt werden. 
Mittlerweile kommt die digitale 
Variante in immer mehr Kommu-
nen, Verbänden, Kliniken, Hand-
werkskammern, Krankenkassen 
und Forschungsinstituten zum 
Einsatz, die die AKDB-Software 
OK.PWS nutzen. „Wir stellen fest, 
dass auch immer mehr Mitar-
beiter aus kleineren und mittle-
ren Kommunen unseren Dienst 
in Anspruch nehmen“, so Maria 
Birner, Produktmanagerin Perso-
nalwirtschaft bei der AKDB.

Über die Systeme der AKDB wur-
den allein 2021 über 95.000 eGe-
haltsabrechnungen digital ver- 
sendet. Dabei ist absolute Daten-
sicherheit gewährleistet. Denn die 
PDF-Dokumente werden in ein di-
gitales Postfach gelegt, zu dem 
nur der Beschäftigte Zugang hat.

Der Beschäftigte beantragt zu-
nächst einen elektronischen Post-
korb innerhalb des Bürgerser-
vice-Portals. Entweder mit sei-
ner BayernID oder mit Nutzerna-
me und Passwort. Dadurch wird 
eine Postkorb-ID generiert. Die-
se Postkorb-ID wird über das AK-
DB-Meldecenter zur Rückbestäti-
gung an den Arbeitgeber übertra-
gen. Erst nach Freigabe durch den 
Personalsachbearbeiter wird die 
Gehaltsabrechnung in elektroni-
scher Form erstellt und im Post-
korb des Beschäftigten abgelegt. 

Der oder die Beschäftigte erhält 
eine automatisierte Benachrichti-
gungs-Mail. Die Postkorb-Nutzung 
erfolgt ausschließlich durch den 
Beschäftigten. Voraussetzung für 
den Arbeitgeber ist die Nutzung 
des Personalmanagement-Sys-
tems OK.PWS der AKDB. Denn die-
se Software hat eine Schnittstelle 
zum digitalen Postkorb.

Derzeit nutzen 1.200 kom-
munale Kunden OK.PWS und 
ca. 8.000 Arbeitnehmer er-
halten jeden Monat ihre eGe-
haltsabrechnung über das Bür- 
gerservice-Portal der AKDB. 

Auch die AKDB bietet ihren 
Mitarbeitern eine elektronische 
Gehaltsabrechnung an. Von den 
über 1.000 Angestellten nutzen 
über ein Viertel den Dienst.� r
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Dauerhaft, nachhaltig 
und zu 100 Prozent

Telekom startet Glasfaser-Offensive in Bayern

Bis 2030 will die Deutsche Telekom allein in Bayern zwischen fünf 
und sechs Mrd. Euro investieren, um alle Haushalte mit einem 
FTTH (Fiber to the Home)-Glasfaseranschluss an das schnelle In-
ternet anzuschließen. Über den ehrgeizigen Ausbauplan – jeder 
der 2.065 bayerischen Kommunen soll ein Vorschlag unterbrei-
tet werden – sprach GZ-Chefredakteurin Constanze von Hassel 
mit Josef Scherl, Konzernbevollmächtigter für den Breitbandaus-
bau in Bayern, Markus Beckmann, Technik-Chef Bayern und Peter 
Roll, verantwortlich für den Fiber Ausbau Süd (Vertrieb). 

Das klar formulierte Unterneh-
mensziel ist eine ganzheitliche 
Glasfaser-Partnerschaft mit den 
bayerischen Kommunen, ver-
bunden mit einem diskriminie-
rungsfreien Zugang für alle Ver-
tragspartner. „Die Formel lautet:  
Eigenausbau plus geförderter 
Ausbau plus Kooperationen 
gleich Vollausbau“, erklärt Scherl 
und fügt an: „Wir wollen mit den 
Kommunen gemeinsam einen 
Plan entwickeln, wie wir zügig zu 
einem Vollausbau mit Glasfaser 
bis ins Haus kommen.“ 

Die Vorbereitungen laufen  
bereits auf Hochtouren. Die re-
gionalen Ansprechpartner der 
Telekom haben alle 2056 Kom-
munen analysiert und auf die-
ser Grundlage wird bis Mai  
allen Breitbandverantwortlichen  
in den bayerischen Kommunen 
ein Besuchsangebot unterbreitet.

Bis Ende 2020 hat die Tele-
kom vor allem FTTC (Fiber to the 
Curb) gebaut, um so schnell wie 
möglich zig Millionen Haushal-
ten hohe Bandbreiten zur Verfü-
gung zu stellen. Bei dieser Aus-
bauweise hat das Unternehmen 
Glasfaserkabel bis in den Vertei-
lerkasten am Straßenrand gezo-
gen. Vom Verteilerkasten bis ins 
Haus des Kunden nutzte die Te-
lekom das bestehende Kupferka-

belnetz. „Ca. 90 Prozent unserer 
Kunden buchen Anschlüsse mit 
einer verfügbaren Bandbreite 
zwischen 50 und 100 MBit/sec. 
Damit läuft unser Netz auch in 
Pandemiezeiten stabil. Aber das 
Fundament für die Digitalisierung 
wird zukünftig der Glasfaser-Aus-
bau sein. Er bringt unserer Ge-
sellschaft erhebliche Mehrwerte 
und wir begleiten unsere Kunden 
in diese digitale Transformation“, 
begründet Vertriebs-Chef Roll 
das Engagement der Telekom.

Nachhaltige Entwicklung 
der Kommunen

Diese digitale Transformation 
äußert sich bereits bei virtuellen 
Geschäftstreffen und in der Nut-
zung von Homeoffice-Angeboten. 
Nicht zu vernachlässigen ist aber 
auch, dass das Glasfasernetz, als 
passives Netz, kaum Energie ver-
braucht. Das schnelle Internet 
trägt so auf vielfältige Weise zu ei-
ner nachhaltigen Entwicklung der 
Städte und Gemeinden bei.

Jetzt wird also auch die „letz-
te Meile“, das Stück vom Vertei-
lerkasten bis in die Wohnung, in 
Glas gebaut. „Wir haben unsere 
Organisation komplett auf FTTH 
umgestellt“, betont Beckmann, 
Technik-Chef in Bayern. „Wir ha-

ben unsere Prozesse digitalisiert 
und nutzen innovative Techni-
ken wie künstliche Intelligenz für 
den Ausbau.“ Neben dem tradi-
tionellen Tiefbau setzt die Tele-
kom verstärkt auf einen minima-
linvasiven Ausbau, d. h. das Glas-
faserkabel wird in kleineren Grä-
ben und geringerer Tiefe verlegt. 
„Hier müssen wir bei manchen 
Kommunen immer noch Über-
zeugungsarbeit leisten“, stellt 
Beckmann fest. „Aber wir haben 
mit diesen Verlegetechniken in-
zwischen sehr gute Erfahrungen. 
Und um den Glasfaserausbau in 
Bayern zu beschleunigen, müs-
sen wir neue Wege gehen.“

Beim Ausbau kommt den Pri-
vat- und Geschäftskunden eine 
neue Rolle zu. Bisher fand der 
Netzausbau vorrangig in den Be-
triebsstellen und im öffentlichen 
Raum statt. Der FTTH-Ausbau ist 
ohne Mithilfe der Kundinnen und 
Kunden nicht möglich. Damit das 
Glasfaser-Kabel bis in die Woh-
nung und die Unternehmens-
standorte gelegt werden kann, 
ist es erforderlich, buchstäblich 
die Tür zu öffnen, denn das pri-
vate Gebäude muss für einen An-
schluss von den Technikern be-
treten werden. 

Hier hoffen die Telekom-Ver-
antwortlichen auch auf kommu-
nikative Unterstützung aus der 
Kommune. Grundsätzlich wird 
der bayerischen Breitband-Stra-
tegie eine gute Note gegeben. 
Unisono loben Scherl, Beckmann 
und Roll, dass die Zeichen der 
Zeit in Bayern verhältnismäßig 
früh erkannt wurden. Bundes- 
und Landesförderung seien gut 
aufeinander abgestimmt.� CH

Markus Beckmann, Technik-Chef  
Bayern.	 Bild:Telekom

Josef Scherl, Konzernbevoll-
mächtigter für den Breitband-
ausbau in Bayern.� Bild: Frank Boxler

Peter Roll, verantwortlich für 
den Fiber Ausbau Süd (Ver-
trieb).	 Bild: Telekom

Online-Fachgespräch über kommunale IT-Sicherheit:

„Wir müssen vor 
die Lage kommen!“

Das Thema IT-Sicherheit betrifft Kommunen jeder Größe. Die Anfor-
derungen an den Schutz kommunaler IT-Systeme nehmen bei fort-
schreitender Digitalisierung sowie bei derart einschneidenden Ereig-
nissen wie dem Ukraine-Krieg weiter zu. Anlass für die Fraktion der 
Grünen im Bayerischen Landtag, ein Online-Fachgespräch zum The-
ma IT-Sicherheit aus Sicht der kommunalen Praxis zu veranstalten.

Als Referenten agierten auf 
dem digitalen Podium unter an-
derem: Benjamin Adjei, Spre-
cher der Grünen für Digitalpolitik 
im Bayerischen Landtag, Dani-
el Kleffel, Präsident des Landes-
amts für Sicherheit in der Infor-
mationstechnik, Manuel Atug  
von der AG KRITIS sowie Hei-
ke Leise, Mitglied der AKDB-Ge-
schäftsleitung.

Wie wichtig das Thema ist, 
zeigte sich schon zu Beginn der 
Veranstaltung, als unter den et-
wa hundert Teilnehmern ein re-
ger Austausch zu den Gefah-
ren von Cyberattacken begann 
und wie sich Kommunen in Bay-
ern dagegen wappnen können. 
Zielgruppe des Fachgesprächs 
waren kommunale Entscheider 
und Mitarbeitende der Kommu-
nalverwaltungen.

Trojaner legte 
Landratsamt lahm

Mit seinem Bericht über die 
Vorfälle im Landkreis Anhalt-Bit-
terfeld in Sachsen-Anhalt beein-
druckte Manuel Atug, Gründer 
und Sprecher der AG KRITIS, die 
sich der Versorgungssicherheit 
der Bevölkerung verschrieben 
hat. Atug berät und begleitet In-
stitutionen und Unternehmen 
bei der Einführung von Informa-
tionssicherheits-Management-
systemen. 

Infolge des Cyberangriffs auf 
die Kreisverwaltung wurde im 
Juli 2021 der Katastrophenfall 
ausgerufen. Mehrere Server des  
Landkreises waren mit soge-
nannter Ransomware infiziert 
worden, nach Zahlung eines Lö-
segelds sollten diese wieder 
freigegeben werden, der Land-
kreis lehnte die Geldzahlung 
aber ab. Daraufhin konnte der 
Landkreis viele Dienstleistun-
gen nicht mehr erbringen. Erst 
mit neu aufgebauten IT-Struktu-
ren und BSI-Unterstützung stell-
te die Behörde nach über einem 
halben Jahr die Arbeitsfähigkeit 
der Verwaltung wieder her. Ein 
Fall, wie er sich nur in größeren 
Kommunen ereignen könnte?

Die Referenten waren sich ei-
nig: Auch in kleineren Kommu-
nen können Cyberkriminelle je-
derzeit zuschlagen. Umso wich-
tiger die organisatorische und 
technische Security-Awareness, 
also unterschiedlichste Maß-
nahmen, um Mitarbeitende ei-

ner Behörde für Themen rund 
um die Sicherheit der IT-Syste-
me zu sensibilisieren und da-
durch die Gefahren für die IT-Si-
cherheit zu minimieren. Ziel-
gruppen solcher Maßnahmen 
müssten alle Ebenen sein, von 
den Sachbearbeitern bis hin zur 
Amtsleitung.

Einigkeit bestand darin, dass 
alle bayerischen Kommunen un-
abhängig von ihrer Größe über 
ein gewisses Maß an Basissi-
cherheit im IT-Bereich verfü-
gen müssen. Kommunale Net-
ze könne man Stress- oder Pe-
netrationstests unterziehen, um 
gerade Nicht-Fachleuten die Not-
wendigkeit einer wirksamen In-
formationssicherheit zu verdeut-
lichen. Viele Kommunen hätten 
aber noch erhebliche Schwierig-
keiten, die erforderlichen Maß-
nahmen umzusetzen.

Dazu berichtete Regina Rei-
tenhardt, Geschäftsführerin der 
GKDS (Gesellschaft für Kommuna-
len Datenschutz mbH): „Viele Ge-
meinderatsmitglieder zumindest 
in kleineren Kommunen kennen 
kein LSI, nicht einmal das Thema 
IT-Sicherheit“. Dabei könnte man 
schon mit der Erstellung eines In-
formationssicherheitskonzepts 
vielen Gefahren präventiv ent-
gegenwirken, neben der Sensibi-
lisierung der Mitarbeiter sei das 
ein funktionierendes Notfallma-
nagement sowie der Schutz vor 
Schadsoftware.

„Gibt’s da was  
von der AKDB?“

Auf die zahlreichen Möglich-
keiten, die Kommunen zusätzlich 
zur Verfügung stünden, verwies 
Heike Leise von der AKDB als  
öffentlich-rechtlicher IT-Dienst-
leister. Die von den bayeri-
schen kommunalen Spitzenver-
bänden getragene AKDB unter-
stütze Kommunen beim Thema 
IT-Sicherheit im AKDB-Ökosys-
tem, in dem unter anderem das 
Systemhaus-Tochterunterneh-
men LivingData und das Daten-
schutz-Tochterunternehmen 
GKDS zusammenarbeiten. 

Mit pragmatischen Angebo-
ten, die die gesetzlichen Min-
destanforderungen erfüllen, mit 
Unterstützung zur Erlangung 
einer Sicherheits-Zertifizierung 
durch das LSI, mit individuel-
len Beratungsangeboten und 
auch mit umfassenden Outsour-

cing-Konzepten: „Wir wollen im 
Sinne unserer Kunden die Kom-
plexität des Themas IT-Sicher-
heit reduzieren und die Risiken 
minimieren“. 

Eine weitere Stufe sei das 
Komplett-Outsourcing des IT- 
Betriebs, wo nicht nur die Fach-
verfahren, sondern auch ganze 
IT-Komponenten in das BSI-zer-
tifizierte Rechenzentrum der 
AKDB ausgelagert werden. Per-
spektivisch sollten Kommunen  
ihre IT-Lösungen aus der Cloud 
beziehen können – und zwar fle-
xibel und sicher. Bernd Schaps, 
Bereichsleiter Platform- & Cloud  
Services, Mitglied der AKDB- 
Geschäftsleitung und verant-
wortlich für den Rechenzent-
rumsbetrieb, ergänzte: „Wir in-
vestieren stark in die Zukunft, 
auch mit dem Neubau eines Re-
chenzentrums. So können wir 
kommunale Daten weiter in 
Deutschland hosten und IT-Ab-
teilungen entlasten. Kommunen 
sollen mehr wertvolle Zeit für 
ihre Bürger haben.“

Als Vertreter des LSI, das eben-
falls wichtige Beratungsleistun- 
gen für Kommunen anbietet, ver-
sicherte Präsident Daniel Klef-
fel, das LSI wollte kein Kontrol-
leur sein, sondern vertrauens-
voller Ansprechpartner. Von der  
Glaub- und Vertrauenswürdig-
keit des Siegels „Kommunale IT-Si-
cherheit“, mit dem Kommunen 
auf Basis einer Selbst-Auskunft ei-
ne Mindestabsicherung in der In-
formationssicherheit nachweisen 
können, ist Kleffel überzeugt: 
„Das Siegel ist wichtig und hat 
Aussagekraft – die Vertreter der 
öffentlichen Verwaltung wollen 
sich der Realität stellen und nicht 
in die eigene Tasche lügen.“

Fazit: Gastgeber Johannes Be-
cher, Sprecher der bayerischen 
Landtagsgrünen für kommuna-
le Fragen, appellierte an die Ver-
treter der Kommunen: Auf jeden 
Fall wachsam sein, Prävention 
betreiben („Wir müssen vor die 
Lage kommen!“), gerade in Zu-
sammenhang der erhöhten ab- 
strakten Gefährdungslage seit  
Beginn des Ukraine-Krieges. Und 
in die Umsetzung kommen, sich 
auch gegenseitig helfen („Kom-
munen sind nicht allein!“) und  
in punkto Informationssicherheit 
etwas unternehmen. Das sei man 
schon den Bürgerinnen und Bür-
gern im Freistaat schuldig. Prä-
vention sei besser und günstiger 
als Schadensbewältigung. 

Becher verwies auf die freie  
Entscheidungsmöglichkeit der 
Kommunen bei der Wahl ihres 
IT-Dienstleisters, dankte aber 
ausdrücklich der AKDB als „Part-
ner der kommunalen Familie“.�r

Digitalisierung der Behördengänge in den bayerischen Landratsämtern:

Vom Antrag bis zur Genehmigung 
alles digital

Behördengänge müssen vollständig digital abgewickelt werden kön-
nen. Mit dem Projekt „Digitaler Werkzeugkasten“ setzt der Inno-
vationsring des Bayerischen Landkreistags bereits seit 2019 ge-
meinsam mit dem Bayerischen Digitalministerium zahlreiche 
Online-Anträge um. Nach dem erfolgreichen Abschluss des Pilot-
projekts im Oktober 2020, wurde das Projekt im März 2021 auf  
24 Landkreise aus allen bayerischen Regierungsbezirken ausgeweitet.

Das Besondere dabei: Die 24 
Landkreise setzen mit dem „Di-
gitalen Werkzeugkasten“ On-
line-Anträge für wichtige Ver-
waltungsleistungen arbeitsteilig 
um und stellen diese anschlie-
ßend allen Landkreisen zur kos-
tenlosen Übernahme und wei-
teren Nachnutzung bereit. Auf 
diese Weise entsteht ein starkes 
Austauschnetzwerk, von dem al-
le Landkreise profitieren. Dieser 
kooperative Ansatz hat auch die 
Jury beim eGovernment-Wett-
bewerb 2021 überzeugt. Das 
Projekt wurde in der Katego-
rie „Bestes Kooperationsprojekt 
2021“ ausgezeichnet.

Mit dem jetzt gestarteten Pro-
jekt werden nach den Online-An-
trägen auch die internen Prozes-
se „Vom Antrag bis zur Genehmi-
gung“ digitalisiert. „Die Digita-

lisierung der Landratsämter ist 
eine Mammutaufgabe, der wir 
uns gerne stellen. Wir müssen 
daher unsere Kräfte bündeln. Da-
für steht der Innovationsring: Ge-
meinsame Herausforderungen 
werden gemeinsam angepackt“, 
so Landrat Josef Niedermaier 
zum Projektstart. 

Digitalisierung 
interner Prozesse

Wesentliches Ziel ist es, die 
internen Bearbeitungsschritte 
zu standardisieren (z.B. Beteili-
gung von Fachstellen) und tech-
nisch umzusetzen. Die so ent-
wickelten Prozess-Bausteine 
werden allen Landkreisen kos-
tenlos bereitgestellt. Der Lei-
ter der Projektgruppe „Organi-
sation/eGovernment“ des Inno-

vationsrings, Landrat Matthias 
Dießl, Landkreis Fürth, ergänzt: 
„Die Digitalisierung der internen 
Prozesse bietet echte Mehrwer-
te für die Bürgerinnen und Bür-
ger, aber auch für die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter in den 
Landratsämtern. Das werden wir  
jetzt zügig angehen.“

Das Ziel, die Behördengänge  
vollständig zu digitalisieren, ver-
folgt der Bayerische Innovati-
onsring mit Nachdruck. In die-
sem Möglichmacher-Gremium 
des Bayerischen Landkreistags 
haben sich 26 Landkreise zusam-
mengeschlossen, um die aktuel-
len und künftigen Herausforde-
rungen gemeinsam zu bewälti-
gen. 

Überzeugender Service für die 
Bürgerinnen und Bürger ist ei-
ner der wichtigsten Leitgedan-
ken der 1997 gegründeten Inno-
vationsschmiede. Dass dies auch 
für die digitale Verwaltung gel-
ten muss, war den Verantwort-
lichen rund um den Leiter des 
Innovationsrings, Landrat Josef 
Niedermaier (Bad Tölz-Wolfrats-
hausen), früh klar.� r
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Hinweisgebersysteme müssen 
eingerichtet werden
Ein Gastbeitrag von Kilian Bauer, insidas GmbH & Co. KG

Am 17.12.2021 hätte die Whistleblower-Richtlinie (EU) 2019/1937 
in nationales Recht umgesetzt werden müssen. Der deutsche Ge-
setzgeber ist dem bis jetzt jedoch nicht nachgekommen. Die Richt-
linie soll es Arbeitnehmern und anderen Beteiligten ermöglichen, 
mittels eines sogenannten Hinweisgebersystems Verstöße gegen 
Unionsrecht zu melden und trotz der Meldung keine rechtlichen 
oder betrieblichen Nachteile zu erleiden. Diese Hinweisgeber oder 
Whistleblower werden durch die Richtlinie geschützt. Private und 
öffentliche Organisationen werden dagegen verpflichtet, sichere Ka-
näle für die Meldung von Missständen anzubieten. 

Wer braucht  
ein Hinweisgebersystem?

Grundsätzlich bedürfen EU- 
Richtlinien eines nationalen Um-
setzungsakt, um rechtliche Wir-
kung zu entfalten. Unter be-
stimmten Umständen können 
einzelne Vorgaben einer Richt-
linie jedoch ohne einen Umset-
zungsakt unmittelbare Wirkung 
entfalten. Das ist dann der Fall, 
wenn die Umsetzungsfrist ab-
gelaufen ist, die konkreten Re-
gelungen hinreichend genau be-
stimmt und inhaltlich unbedingt 
sind, sowie keine Privatpersonen 

verpflichtet werden. Die Richtlinie 
verpflichtet juristische Personen 
des öffentlichen und privaten Sek-
tors Kanäle und Verfahren für in-
terne Meldungen und Folgemaß-
nahmen einzurichten. Im privaten 
Sektor gilt das für juristische Per-
sonen mit 50 oder mehr Arbeit-
nehmern. Im öffentlichen Sektor 
gilt das für alle juristische Perso-
nen.

Der deutsche Gesetzgeber hat 
die Möglichkeit Gemeinden mit 
weniger als 10.000 Einwohnern 
oder weniger als 50 Arbeitneh-
mern von der Pflicht zur Einrich-
tung eines Hinweisgebersys-

tems ausnehmen. Davon wurde 
noch kein Gebrach gemacht. 

Die Vorgaben, wie ein Hinweis-
gebersystem eingerichtet wer-
den muss, sind in Art. 9 Whist-
leblower-Richtlinie detailliert und 
ohne weitere Voraussetzungen 
beschrieben. Dementsprechend 
werden insbesondere Gemein-
den und Behörden durch die 
Richtlinie bereits jetzt verpflichtet 
und müssen ein Hinweisgebersys-
tem bereithalten. 

Was ist das 
Hinweisgebersystem?

Die Whistleblower- Richtlinie 
berücksichtigt drei verschiedene 
Kanäle für eine Meldung: Interne 
Meldekanäle, externe Meldekanä-
le an die zuständige Behörde und 
eine Offenlegung der Informati-
onen an die Öffentlichkeit. Das 
Hinweisgebersystem ist der inter-
ne Meldeweg, der den Arbeitneh-
mern die Meldung von Informatio-
nen über Verstöße ermöglicht. 

Die Hinweise über eine Mel-
dung müssen von einer zuständi-
gen, unparteiischen Stelle entge-
gengenommen werden. Außer-
halb der zuständigen Stelle darf 
nicht auf die Meldung zugegrif-
fen werden und die Identität des 
Hinweisgebers darf unter keinen 
Umständen offenbart werden. 
Die Meldung muss in schriftli-
cher und mündlicher Form, so-
wie nach Ersuchen des Hinweis-
gebers, in physischer Form mög-
lich sein. Innerhalb von 7 Tagen 
muss eine Eingangsbestätigung 
an den Hinweisgeber verschickt 
werden und es muss innerhalb 
einer Frist von 3 Monaten zu ei-
ner Rückmeldung kommen. In 
dieser Zeit ist es die Aufgabe der 
unparteiischen Stelle die Infor-
mationen der Hinweise zu verifi-
zieren oder zu widerlegen, Täter 
zu identifizieren und Schäden zu 
quantifizieren. Das Verfahren für 

interne Meldungen schließt dann 
auch ordnungsgemäße Folge-
maßnahmen der unparteiischen 
Stelle mit ein.

Welche Maßnahmen  
sollten ergriffen werden?

Nach aktueller Rechtslage 
müssen alle Behörden Syste-
me einrichten, um Hinweisge-
ber Meldungen über Missstän-
de zu ermöglichen. Es stehen ih-
nen verschiedene Möglichkeiten 
bereit, wie sie ein Hinweisgeber-
system einrichten können. Die 
Einrichtung einer internen Mail- 
Adresse oder Telefonnummer 
birgt bereits das Risiko eines Zu-
griffs durch Admins des IT-Sys-
tems, welche die Voraussetzun-
gen der Whistleblower- Richtli-
nie an die Vertraulichkeit nicht 
erfüllt. Eine andere Möglichkeit 
wäre eine externe Mail-Adres-
se oder Telefonnummer. Da die 
Meldekanäle jedoch in schrift-
licher und mündlicher (und hier 
auch physischer) Form einge-
richtet werden müssen, bietet 
es sich an, ein IT-System zu ver-
wenden, das unter Kontrolle und 
alleiniger Einsicht der unparteii-
schen Stelle steht. Je nach Grö-
ße und Ressourcen der Behör-
de kann sie die interne Einrich-
tung des Hinweisgebersystem 
besonders vor eine schwer lös-
bare Aufgabe stellen.

Zusätzlich zur Einrichtung des 
Hinweisgebersystem, müssen ver-
schiedene Einschätzungen und 
Vorkehrungen im Bereich der In-
formationssicherheit und des Da-
tenschutzes dahingehend getrof- 
fen werden, ob das ausgewähl-
te System den rechtlichen Anfor-
derungen entspricht. Dazu ge- 
hören z.B. eine Datenschutzfol-
geabschätzung nach Art. 35 DS-
GVO und die Festlegung geeigne-
ter technisch- organisatorischer 
Maßnahmen.

Neben der Beratung für die 
Umsetzung eines Hinweisgeber-
systems bietet die Insidas eine 
eigene, umfassende technische 
und organisatorische Lösung für 
Meldungen an, bei der Insidas 
als unparteiische Stelle auftritt. 
Kontakt: https://www.insidas.de/

M-net erreicht  
Klimaneutralität

Deutschlands erster klimaneutraler Telekommunikations- 
Anbieter bestätigt CO2-Neutralstellung auch für  

das gesamte Geschäftsjahr 2021 
Im ersten Halbjahr 2021 hatte M-net als erster Telekommunika-
tionsanbieter Deutschlands die Klimaneutralität erreicht – nun 
hat das Unternehmen seine CO2-Neutralstellung für das gesamte 
Geschäftsjahr 2021 bestätigt. Im Vergleich zu 2019 konnte M-net 
seine Emissionen dabei um rund 90 Prozent reduzieren. Für die 
Zukunft sind bereits weitere Verbesserungen der eigenen Klima-
bilanz in Planung: So werden ab 2022 auch Emissionen, die in der 
vor -und nachgelagerten Wertschöpfungskette entstehen (Scope 
3 nach Greenhouse Gas Protocol), in die Betrachtung einbezogen. 
Ziel bis zum Jahr 2025 ist es zudem, in den bereits betrachteten 
Scopes 1 und 2 nach Möglichkeit ganz ohne CO2-Emissionen aus-
zukommen.

Im Herbst 2021 hatte Bay-
erns führender Glasfaseran-
bieter M-net anlässlich seines 
25-jährigen Firmenjubiläums 
bekannt gegeben, als erster Te-
lekommunikationsanbieter in 
Deutschland nach den Scopes 
1 und 2 des Greenhouse Gas 
Protocols klimaneutral zu sein. 
Grundlage war das Ergebnis 
der externen Prüfgesellschaft 
TÜV Rheinland, die dem Un-
ternehmen für das erste Halb-
jahr 2021 die Klimaneutralität 
bescheinigte. Diese wurde nun 
für das gesamte Geschäftsjahr 
2021 bestätigt. 

Laut dem Gutachten gelang 
es dem Unternehmen, seine 
Emissionen stark zu reduzieren: 
M-net senkte seinen CO2-Aus-
stoß um rund 90 Prozent auf 
insgesamt nur noch knapp 800 
Tonnen CO2 in 2021, was etwa 
den Emissionen eines einzigen 
Passagierfluges von München 
nach New York und zurück ent-
spricht. 

„Nicht auf  
dem Erfolg ausruhen“

Diese Menge an aktuell noch 
unvermeidbaren CO2-Emissio-
nen gleicht M-net über Zertifi-
kate für ein internationales Kli-
maschutzprojekt aus und för-
dert die Aktion „Sauberes Trink-
wasser Diana Madagaskar”, die 
nach dem „Gold-Standard“ an-
erkannt ist – einem der welt-
weit strengsten Zertifizierungs-
standards.

Im Rahmen des Projekts 
wird eine einfache und günsti-
ge Wasserversorgung mit So-
larpumpen aufgebaut, um die 
Treibhausgasemissionen durch 
das Abkochen von schmutzi-
gem Wasser zu vermeiden, 
Krankheiten zu verhindern und 
eine Bewirtschaftung von Fel-
dern zu ermöglichen. Darü-
ber hinaus ist M-net weiterhin 
in der Heimat aktiv und unter-
stützt seit dem vergangenen 
Jahr in einem Waldstück bei 
Poing nahe München ein Kli-
maprojekt zur Aufforstung. 

Emissionen  
langfristig vermeiden

Nelson Killius, Sprecher der 
Geschäftsführung von M-net, 
betont jedoch: „Als erster deut-
scher Telekommunikationsan-
bieter klimaneutral zu sein, ist 
ein Meilenstein für uns. Aller-
dings möchten wir uns auf die-
sem Erfolg nicht ausruhen. Um 
die Natur und unsere Heimat zu 
schützen, werden wir auch in 
Zukunft hart an unserem öko-
logischen Fußabdruck arbeiten. 
Es ist unser erklärtes Ziel, Emis-
sionen nicht nur zu kompensie-
ren, sondern langfristig gänzlich 
zu vermeiden.“ 

Klimabilanz  
kontinuierlich verbessern

Ab 2022 wird M-net auch 
den Scope 3 nach Greenhouse 
Gas Protocol, also die Emissio-
nen, die in der vor -und nach-
gelagerten Wertschöpfungs-
kette entstehen und somit au-
ßerhalb des eigenen direkten 

Handlungsbereichs liegen, in 
die Betrachtung einbeziehen 
und nach Möglichkeit schritt-
weise reduzieren. Das Ziel bis 
zum Jahr 2025 ist es, in den be-
reits betrachteten Scopes 1 und 
2 nach Möglichkeit ganz ohne 
CO2-Emissionen auszukommen. 
Hierfür setzt das Unternehmen 
vorrangig auf die Reduzierung 
des Energieverbrauchs sowie 
auf die Nutzung erneuerbarer 
und sauberer Energien.

Glasfaser als Schlüssel  
zur Nachhaltigkeit 

Ein wesentlicher Schlüssel 
für die herausragende Klima-
bilanz von M-net ist die Glas-
faser-Technologie, auf die das 
Unternehmen bereits seit 2010 
beim Netzausbau setzt. „Die Da-
ten-Übertragung per Glasfaser 
ist im Vergleich zu herkömmli-
chen kupferbasierten Netzen 
nicht nur wesentlich schneller 
und stabiler, sondern auch deut-
lich klimaschonender“, so Dr. 
Hermann Rodler, Technischer 
Geschäftsführer von M-net. 

Während die Daten in ei-
nem reinen Glasfasernetz aus-
schließlich durch Lichtimpulse 
übertragen werden, müssen die 
Signale in einem kupferbasier-
ten Netz in elektrische Impulse 
umgewandelt werden, was we-
sentlich anfälliger ist und deut-
lich mehr Energie benötigt. Im 
Vergleich zu einem Glasfaser-
netz bis in die einzelnen Woh-
nungen (Fiber To The Home) 
verbraucht die Internet-Nut-
zung per VDSL (Vectoring) da-
her bis zu 15-mal mehr Strom 
– und verursacht somit auch 
deutlich mehr schädliche Treib-
hausgasemissionen.

Ganzheitliche 
Klimastrategie

Schon seit 2018 arbeitet Bay-
erns führender Glasfasernetz-
betreiber M-net daran, seinen 
CO2-Fußabdruck zu reduzie-
ren. Im Jahr 2020 startete das 
Unternehmen mit einer neu-
en Klimastrategie, die gemein-
sam mit externen Experten von 
Bosch Climate Solutions ent-
wickelt und umgesetzt wurde. 
Auf die Analyse des CO2-Ab-
drucks im Basisjahr 2019 folg-
te die Konzeption und Umset-
zung von Maßnahmen zur Ver-
ringerung des Treibhausgasaus-
stoßes. 

Bei seiner Reduzierungsstra-
tegie orientiert sich M-net am 
4-Hebel-Konzept von Bosch 
Climate Solutions, das auf vier 
unterschiedlich gewichteten 
Ansatzpunkten zum Erreichen 
einer hochwertigen Klima-
neutralität beruht. Dazu zäh-
len – der Reihenfolge nach – 
die Erhöhung der Energieeffi-
zienz, der Ausbau erneuerba-
rer Energien, der Zukauf von 
Grünstrom sowie die Kompen-
sation von unvermeidbaren 
Emissionen. 

Weitere Informationen zum 
Thema Klimaneutralität sowie  
der Treibhausgasemissionsbe 
richt von M-net sind unter 
www.m-net.de/klimaneutral  
abrufbar.� r

Angebot der Deutschen Telekom:

Internet- und Telefon- 
Anschlüsse über die 

FTTC-Netze von M-net
Der regionale Glasfaseranbieter M-net und die Deutsche Telekom 
haben eine FTTC-Wholesale-Kooperation für Bayern und den hes-
sischen Main-Kinzig-Kreis geschlossen. Die Partnerschaft ermög-
licht es der Deutschen Telekom, in den von M-net mit Glasfaser bis 
zum Kabelverzweiger (FTTC = Fiber-to-the-Curb) ausgebauten Ge-
bieten eigene Internet- und Telefonanschlüsse auf Glasfaserbasis 
zu vermarkten. Die ersten Telekom-Anschlüsse über das Netz von 
M-net sollen ab dem zweiten Quartal 2022 angeboten werden. 

„Mit der Deutschen Telekom 
verbindet uns bereits seit vie-
len Jahren eine Partnerschaft bei 
Vorleistungsprodukten. Wir freu-
en uns sehr, dass wir die Deut-
sche Telekom nun erstmals auch 
als Nachfrager und damit einen 
weiteren Wholesale-Partner für 
unsere Glasfaserinfrastruktur ge-
winnen konnten“, so Nelson Killi-
us, Sprecher der M-net Geschäfts-
führung. „Die Partnerschaft ist zu-
kunftsweisend, da sie einerseits 
den Weg für weitere Kooperatio-
nen ebnet und andererseits einen 
Beitrag zu einem effizienten Breit-
bandausbau in Deutschland leis-
tet. Schließlich ist keinem Kunden 
geholfen, wenn zwei Unterneh-
men in derselben Region parallel 
ein zukunftsfähiges Netz bauen, 
während andernorts die Ressour-
cen für den dringend benötigten 
Glasfaserausbau fehlen.“

„Die Telekom setzt sich schon 
lange für das Open-Access-Prin-
zip ein. Mehr Anbietervielfalt 
sorgt automatisch für mehr Wett-
bewerb, die Kundinnen und Kun-
den bekommen mehr Auswahl-
möglichkeiten. Durch die Partner-

schaft mit M-net haben in Zukunft 
rund 230.000 Haushalte in Bay-
ern und dem Main-Kinzig-Kreis 
die Möglichkeit, auf unser Ma- 
genta-Produktportfolio zuzugrei-
fen. Kooperationen sind und blei-
ben ein zentraler Bestandteil un-
serer Digitalisierungsstrategie“, 
betont Dido Blankenburg, Vor-
standsbeauftragter für Breit-
bandkooperationen bei der Tele-
kom Deutschland.

In den nächsten Wochen schaf-
fen M-net und die Telekom netz- 
und systemseitig alle erforder-
lichen Voraussetzungen für die 
reibungslose technische Umset-
zung. Die zentrale Übergabe der 
Datenströme findet auf Basis 
von diskriminierungsfreien Lay-
er 2 Bitstream-Zugängen (L2-BSA) 
über Anbindungen in München 
und Frankfurt am Main statt. 

Eine entsprechende Wholesa-
le-Schnittstelle, die von beiden 
Unternehmen gemeinsam im-
plementiert und genutzt wird, 
sorgt dabei für vollautomatisier-
te Prozesse bei der Buchung und 
Realisierung der Endkundenan-
schlüsse.� r

„LandInForm“: 
Landleben digital

In der aktuellen Ausgabe von „LandInForm“ stellt die Deutsche 
Vernetzungsstelle Ländliche Räume (DVS) Projekte vor, die die Le-
bensqualität der Menschen im ländlichen Raum durch digitale 
Dienste und Anwendungen steigern: Vom DorfFunk, der 16 Dör-
fer einer Gemeinde vernetzt, über eine Beteiligungsplattform, 
die Jugendliche einlädt, ihre Region mitzugestalten, bis zu einer 
Notfall-App, die medizinischem Personal die Kommunikation mit 
nicht-deutschsprachigen Patientinnen und Patienten erleichtert.

Welche Faktoren tragen dazu 
bei, dass Digitalprojekte erfolg-
reich sind? Erkenntnisse dazu lie-
fern die Projekte des Bundespro-
gramms Ländliche Entwicklung 
(BULE). Rund 60 Projekte der BU-
LE-Maßnahme „Land.Digital“ be-
treut das in der Bundesanstalt für 
Landwirtschaft und Ernährung 
(BLE) angesiedelte Kompetenz-
zentrum Ländliche Entwicklung 
im Auftrag des Bundesministeri-
ums für Ernährung und Landwirt-
schaft (BMEL). Es hat sich gezeigt: 
Die Zielgruppe sollte bereits bei 
der Identifikation des Problems 
und bei der Planung des Tools ein-
gebunden sein. Außerdem sollten 
die Projektbeteiligten die digitale 
Kompetenz künftiger Nutzer be-
achten und wissen, wie sie das 
Projekt fortführen können, wenn 
die Förderung ausläuft. Wie dies 
in der Praxis aussehen kann, zei-
gen folgende Beispiele.

Das Projekt „bremke.digital“  
hatte mit der Smartphone-App 
„DorfFunk“ zunächst den Aus-
tausch zwischen den Menschen 
in dem niedersächsischen Ort 
Bremke zum Ziel. Das Projekt 
wurde anschließend auf die wei-
teren 15 Dörfer der Gemeinde 
Gleichen ausgeweitet, heißt nun 
„gleichen.digital“ und brach-
te der Gemeinde im vergange-

nen Jahr den Titel „Digitaler Ort 
Niedersachsen“ ein. Bewoh-
ner ohne Smartphone oder oh-
ne Internet werden über einen 
Bildschirm im Dorfladen glei-
chermaßen über Neuigkeiten 
informiert. Ein ehrenamtliches 
Redaktionsteam hat nach dem 
Ende der BULE-Förderung die 
Pflege und Weiterentwicklung 
der Plattform übernommen.

Damit Jugend mitbestimmt

Im rheinland-pfälzischen  
Landkreis Birkenfeld lädt der 
Landkreis mit der Beteiligungs-
plattform „unserBIR“ jun-
ge Menschen dazu ein, Projek-
te vorzuschlagen, sich zu vernet-
zen und gemeinsam die Region 
zu gestalten – anstatt wegzu-
ziehen. Dabei werden auch die 
Schulen eingebunden: Schüle-
rinnen und Schüler visualisieren 
ihre Ideen mit den angebote-
nen Gestaltungs-Utensilien; gibt 
es von den Mitschülern einen 
„Daumen hoch“, wird das Pro-
jekt bei „unserBIR“ eingereicht.

Weitere Beispiele, Hinter-
grundwissen und Interviews 
finden sich in der aktuellen 
Ausgabe der DVS-Zeitschrift 
„LandInForm“ unter www.
land-inform.de.� r

Smart City-Forschungsprojekt 
in Kempten

Im Rahmen eines Forschungsprojektes hat die Stadt Kempten 
(Allgäu) zusammen mit der Yunex Traffic (ein Unternehmen der 
Siemens Mobility GmbH) ein Kamera-basiertes System zur Erfas-
sung des Verkehrs an der Kreuzung St. Mang Brücke / Illerstraße / 
Brennergasse installiert.

Elementarer Bestandteil des 
Forschungsprojektes ist die 
technische Erfassung und der 
Schutz von Fußgängern und 
Radfahrern. Das eingesetzte Ka-
mera - System wertet Daten mit 
künstlicher Intelligenz aus und 
kann somit eine Objekterken-
nung, Detektion und Klassifizie-
rung von Verkehrsteilnehmern 
durchführen.

Alle Daten werden dabei voll-
ständig als anonymisierte In-
formationen weiterverarbeitet. 
Dadurch wird ein Höchstmaß an 

Datenschutz gewährleistet. Ei-
ne Aufzeichnung von Fahrzeug-
kennzeichen erfolgt nicht.

Die Stadt Kempten erhofft 
sich von dem Forschungspro-
jekt einen Beitrag zu mehr Ver-
kehrssicherheit in Kempten. So 
soll künftig die Kommunikation 
zwischen Kraftfahrzeugen und 
nahenden Fußgängern und Rad-
fahrern durch technische Hilfs-
mittel optimiert werden. Da-
durch sollen unter anderem Un-
fälle bei Abbiegevorgängen ver-
mieden werden.� r

https://www.insidas.de/
http://www.m-net.de/klimaneutral
http://www.land-inform.de
http://www.land-inform.de
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Mögli� ke� en 
ü� r� l

Und was sehen Sie? Kommunen, die mit 
uns digitalisieren, kommen sicher ans Ziel.

»Also, ich sehe genau, 

wo’s langgeht!«

Serviceorientiert, nachhaltig, digital. Machen Sie Ihre Kommune fi t 
für die Herausforderungen von morgen – und zu einem attraktiven 
Standort für Menschen und Unternehmen! Egal ob es um moderne 
E-Government-Dienste, innovative Smart-City-Lösungen oder sichere 
Cloudangebote geht: Wir denken immer einen Schritt voraus. 
Gemeinsam für eine bessere Zukunft.

20.10.22
Kommunalforum

„Tag der öffentlichen Auftraggeber Digital“:

Auszeichnung für GIZ und N-ERGIE
Beim „Tag der öffentlichen Auftraggeber“ treffen sich jährlich 
Fach- und Führungskräfte aus Bundes-, Landes- und Kommunal-
verwaltungen sowie öffentlich-rechtlichen Unternehmen zum Er-
fahrungs- und Informationsaustausch. Im Fokus der diesjährigen 
Online-Veranstaltung standen die Fragen, wie innovative öffent-
liche Beschaffung zu den Zielen kommunaler Innovationspolitik 
beiträgt und wie die Zusammenarbeit mit innovativen Start-ups 
und KMU erfolgreich funktioniert.

Außerdem fand die Preisver-
leihung des „Innovation schafft 
Vorsprung“-Awards statt. Sie-
ger in diesem Wettbewerb für 
öffentliche Auftraggeber sind 
die Deutsche Gesellschaft für In-
ternationale Zusammenarbeit 
(GIZ) und die N-ERGIE Aktien-
gesellschaft. Mit dem Preis wer-
den beispielhafte Leistungen bei 
der Beschaffung von Innovati-
onen und der Gestaltung inno-
vativer Beschaffungsprozesse 
ausgezeichnet. Der vom Bun-
desverband Materialwirtschaft, 
Einkauf und Logistik e.V. (BME) 
initiierte Preis steht unter der 
Schirmherrschaft des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft und 
Klimaschutz (BMWK).

Mehr Innovationen  
im öffentlichen  
Beschaffungswesen 

Dr. Franziska Brantner (Par-
lamentarische Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Wirt-
schaft und Klimaschutz: „Die 
Nutzung der innovativen öffent-
lichen Beschaffung zur Beförde-
rung des Technologietransfers 
ist Bestandteil der BMWK-Inno-
vationspolitik. Dabei liegt auf 
der Seite der Anbieter unser be-
sonderes Augenmerk auf Start- 
ups und innovativen KMU. Es ist 
mir daher ein wichtiges Anlie-
gen, für den BME-Preis, Innova-
tion schafft Vorsprung‘, der jähr-
lich die innovativsten Beschaf-
fungsvorgänge auszeichnet, die 
Schirmherrschaft zu überneh-
men. Ich möchte damit unter-
streichen, dass auch die öffentli-
che Hand als Vorreiter Innovatio-
nen den Weg in den Markt ebnen 
kann. Darauf wollen wir einen 
noch stärkeren Fokus legen. Den 
Preisträgerinnen und Preisträ-
gern gratuliere ich ganz herzlich 
zu ihren hervorragenden Leistun-
gen, die innovative Beschaffung 
weiter voranzubringen“.

Dr. Helena Melnikov (Haupt-

geschäftsführerin BME e.V.): 
„Die Realisierung von Innovati-
onen ist herausfordernd – auf 
lange Sicht stellt sie aber eine 
große Chance und einen we-
sentlichen Beitrag zur Moder-
nisierung der Verwaltung dar. 
Sowohl das GIZ-Projekt zur Di-
gitalisierung der Beschaffungs-
prozesse als auch die Smart-Par-
king-Lösung der N-ERGIE Akti-
engesellschaft zeigen innovative 
Beschaffung auf hohem Niveau 
und haben Vorbildcharakter“. 

Preisträger GIZ 

Aus den weltweiten GIZ-Pro-
jekten müssen jährlich rund 
20.000 Anforderungen zentral 
von der Abteilung „Einkauf & 
Verträge“ bearbeitet werden. 
Gegenstand der Anforderungen 
sind rund zehn Prozent Einkauf 
von Sachgütern sowie 90 Pro-
zent Dienstleistungs- und Finan-
zierungsverträge. Das Vergabe-
volumen beträgt ca. 1,1 Mrd. 
Euro pro Jahr. 

Die Digitalisierung der Be-
schaffungsprozesse umfasst:
•	Prozessanalyse und -anpas-
sungen
•	 Ausschreibung und Implemen- 
tierung einer elektronischen 
Vergabe-Management-Lösung
•	 Konzeption und Erstellung ei-
nes multilingualen webbasierten 
Self-Service-Portals zur einfa-
chen assistenzgestützten, welt- 
weiten Erfassung von Anfor-
derungen unter Beachtung der 
GIZ-Compliance-Aspekte („Pro-
curement Portal“, PP)
•	 Weltweiter Roll-out nur mit 
„Erklärfilm“ – trotzdem hohe 
Akzeptanz bei den Nutzern.

Die GIZ-Lösung stellt eine naht-
lose Integration und Digitalisie-
rung der Beschaffungskette von 
der Anforderung bis zur Vertrags-
erstellung dar. Bereits in den ers-
ten Monaten der Nutzung des 
Procurement Portals zeichne-
ten sich signifikante Effizienzstei-

gerungen bei den Anfordernden 
und den Beschaffenden ab.

Alle Vergabeanforderungen 
für Dienstleistungs-Beschaffun-
gen durch die GIZ-Zentrale lau-
fen seit dem Start über das Por-
tal. Sie werden Algorithmus-ge-
steuert den Beschaffungsgrup- 
pen fair und sachgerecht zuge-
teilt. Dies führt zu mehr Ord-
nung, Transparenz und Zufrie-
denheit bei den Beschaffenden. 

Vor allem die Bearbeitung 
(Antragstellung, Ausschreibung) 
wurde bedeutend schneller so-
wie vollständiger und fehlerfrei-
er, da die Nutzer schrittweise 
durch den Prozess geleitet wer-
den.In der nächsten Phase ist 
die Integration des Zahlprozes-
ses geplant. 

Preisträger N-ERGIE

Für die N-ERGIE als regionaler 
Energieversorger in Nürnberg 
wurde aufgrund der Verlage-
rung eines Standorts ein zusätz-
licher Bedarf an PKW-Stellplät-
zen für ca. 300 Mitarbeitende 
notwendig. Außerdem waren 
bisher genutzte Parkflächen für 
eine zukünftige wohnwirtschaft-
liche Nutzung vorgesehen. Bei 
der Erstellung eines neuen Ver-
kehrs- und Parkraumkonzeptes 
sollten die Anforderungen einer 
nachhaltigen Verkehrswende 
mit den Zielen der Energie- und 
Klimawende verknüpft werden. 
So entstand das Konzept „Park-
haus der Zukunft“.

Während die Mitarbeitenden 
der N-ERGIE tagsüber ihr Fahr-
zeug parken, sollten die Anwoh-
ner aus der unmittelbaren Um-
gebung ihr Auto abends im Park-

Digitalministerin Judith Gerlach: 

Top-Projekte für Digitalpreis 
B.DiGiTAL gesucht

Smarte Digitalideen für unsere Wirtschaft werden prämiert 
Digitalisierung in Unternehmen hängt entscheidend von 
Qualifikationen und Mindset der Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter ab. Das Bayerische Digitalministerium zeichnet des-
halb im Rahmen des diesjährigen Digitalpreises B.DiGiTAL 
die kreativsten und smartesten Ideen aus, die die Digitali-
sierung der Wirtschaft im Freistaat voranbringen. Die Sie-
gerprojekte des Wettbewerbs werden im Sommer mit dem 
Bayerischen Digitalpreis B.DiGiTAL prämiert.

Digitalministerin Judith Gerlach erklärt: „Der digitale Wan-
del ist eine große Chance für unsere heimischen Betriebe – 
vom kleinen Einzelunternehmen bis zum Großkonzern. Um 
möglichst gut davon zu profitieren, sind digitale Skills und ein 
innovatives Mindset gefragt. Mit dem Digitalpreis B.DiGiTAL 
zeichnen wir dieses Jahr Initiativen und Projekte aus, die un-
sere Arbeitswelt mit Ideen und kreativen Anwendungen bei 
der digitalen Transformation unterstützen, etwa ein Mitarbei-
ter-Hackathon oder eine digitale Weiterbildungsplattform. Ich 
lade alle ein, mitzumachen und gemeinsam mit uns die Digita-
lisierung Bayerns voranzutreiben.“

Die Bewerbungsphase für den Digitalpreis B.DiGiTAL beginnt 
am 4. April 2022. Drei Wochen lang können dann online unter 
www.bdigital.bayern.de Projekte eingereicht werden. Es dür-
fen sowohl Ideen als auch bereits umgesetzte Projekte ange-
meldet werden. Wichtig ist, dass das Projekt einen klar erkenn-
baren Bezug zu Digitalisierung und zum Jahresmotto des Bay-
erischen Staatsministeriums für Digitales „Markt.Wirtschaft.
Digital“ hat. Außerdem darf das Projekt nicht bereits von an-
deren entwickelt worden sein. Teilnahmeberechtigt sind Ein-
zelpersonen oder Gruppen mit einem (Wohn-)Sitz in Bayern.

Die Siegerprojekte werden anschließend in einem zweistu-
figen Verfahren gekürt. In einem Publikumsvoting vom 15. bis 
30. Mai 2022 können alle Interessierten online für ihre Lieb-
lingsprojekte stimmen. Die zehn Top-Projekte aus dem Voting 
bei Projektideen und umgesetzten Projekten werden von ei-
ner Jury bewertet. Fünf Projekte je Kategorie dürfen sich dann 
über eine Einladung zur Verleihungsfeier am 14. Juli 2022 in 
München freuen. Die Sieger werden im Rahmen der Feier be-
kanntgegeben. Ihnen winken Preisgelder, sowie die begehrte 
Trophäe und Urkunden. Die Erstplatzierten dürfen zudem ihre 
Projekte im Rahmen des diesjährigen Digitalgipfels CODE BA-
VARIA im Herbst präsentieren.

Die detaillierten Teilnahmebedingungen zum Digitalpreis B.
DiGiTAL unter: www.bdigital.bayern.de.� r

haus abstellen können. Ziel war 
auch, genügend Ladeinfrastruk-
tur für Elektroautos zur Verfü-
gung zu stellen. Gemeinsam mit 
sieben weiteren Parkräumen 
in Nürnberg und Fürth will das 
Parkhaus der N-ERGIE außer-
dem dazu beitragen, die Ver-
kehrsbelastung in der Innen-
stadt zu reduzieren und die Luft-
qualität zu verbessern: Das Park- 
raummanagementsystem hat 
eine direkte Verbindung zu den 
Nürnberger Luftmessstationen. 
Wird die Verkehrs- und Schad-
stoffbelastung im Zentrum zu 
hoch, werden die Nutzer infor-
miert und in teilnehmenden 
Parkhäusern im Außenbereich 
die Preise gesenkt, um einen An-
reiz zu schaffen, außerhalb der 
Innenstadt zu parken.

Das Parkhaus verfügt über 338 
Stellplätze und 128 Ladepunk-
te für Elektroautos. Zudem ste-
hen 20 Ladepunkte für E-Bikes 
und fünf Ladepunkte für E-Scoo-
ter bereit. Die Parkbelegung 
wird mittels eingebauter Ultra-
schall-Parksensoren intelligent 
gesteuert: Die elektronische An-
zeige am Eingang teilt den Nut-
zern automatisch einen Park-
platz zu. Dadurch wird Rückstau 
vermieden und die Last beim La-
den der Elektroautos gleichmä-
ßig auf die Stockwerke verteilt. 
Reserviert werden können die 
Parkplätze über die neu entwi-
ckelte App „AppStellen“.

Durch auf dem Dach instal-
lierte Photovoltaik-Module mit 
einer Leistung von 100 Kilowatt 
erzeugt das Parkhaus einen Teil 
der Energie, die unter anderem 
für das Laden der Elektrofahr-
zeuge benötigt wird. Ein Batte-
riespeicher mit einer Kapazität 
von 112 kWh sorgt für die op-
timale Nutzung der erzeugten 
Energie und trägt zur Netzstabi-
lität bei. � r

BREKO zu RAVT:

Mindestanforderung anheben auf 
einen Maximalwert von 350ms

Die Bundesnetzagentur hat den Entwurf der Rechtsverordnung 
über die Mindestanforderungen für das Recht auf Versorgung mit 
Telekommunikationsdiensten (RaVT) vorgelegt. Neben den be-
reits angekündigten Parametern bei den Anforderungen an den 
Internetzugangsdienst (Bandbreite im Download und Upload, La-
tenz) enthält dieser eine Ausnahmeregelung, die es der Bundes-
netzagentur in Ausnahmefällen erlaubt, niedrigere Bandbreiten 
und höhere Latenzen festlegen, wenn insbesondere die Höhe der 
voraussichtlichen Kosten für den Ausbau sowie geographische 
Einflussfaktoren dies begründen.

Dazu sagt der Bundesver-
band Breitbandkommunikation 
(BREKO): „Durch die im aktuel-
len Entwurf enthaltene Ausnah-
meregelung ist der vorgelegte 
Entwurf der Bundesnetzagen-
tur für die Ausgestaltung des 
Rechts auf Versorgung mit Te-
lekommunikationsdiensten aus 
Sicht des BREKO ein Schritt in 
die richtige Richtung. Wir be-
grüßen, dass die Bundesnetz-
agentur erkannt hat, dass es bei 
den aktuell festgelegten Anfor-
derungen an den Internetzu-
gangsdienst einerseits zu Ver-
zögerungen bei der Bereitstel-
lung der Dienste und zusätzlich 
beim weiteren Glasfaserausbau 
kommen würde.

Drahtlostechnologien 
einbeziehen

Bei der weiteren parlamen-
tarischen Beschlussfassung in 
Bundestag und Bundesrat soll-

te deshalb die Mindestanforde-
rung an die Latenz pauschal auf 
einen Maximalwert von 350ms 
angehoben werden, um Draht-
lostechnologien wie Satelliten-, 
Mobil- und Richtfunk bei der 
Umsetzung des RaVT von vorn-
herein mit einzubeziehen und 
Einzelfallprüfungen zu vermei-
den. Auf diesem Weg ist es mög-
lich, schnell, unkompliziert und 
ohne negative Effekte auf den 
Glasfaserausbau digitale Teilha-
be für alle Bürgerinnen und Bür-
ger herzustellen.

Ziel der Gigabitstrategie

Ansonsten droht die Gefahr, 
dass das vom Ministerium kürz-
lich im Rahmen der Vorstellung 
der Eckpunkte der Gigabitstra-
tegie skizzierte Ziel, den flächen-
deckenden Ausbau von Glasfa-
ser bis in die Gebäude bis 2030 
zu realisieren, nicht erreicht 
werden kann.“ � r

https://www.akdb.de/
http://www.bdigital.bayern.de
http://www.bdigital.bayern.de
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Klimaschutz durch Moore
Expertenanhörung im Umweltausschuss des Bayerischen Landtags

Auf Initiative der Landtags-Grünen fand im Umweltausschuss des 
Bayerischen Landtags eine Expertenanhörung zur Moorschutz-
strategie der Staatsregierung statt. Dabei wurden Wege aufge-
zeigt, wie die Ziele der Staatsregierung zur Wiedervernässung der 
Moore und zum Erreichen der Klimaneutralität bis 2040 umge-
setzt werden können. Erklärtes Ziel ist es dabei, 55.000 Hektar 
Moorfläche bis 2040 zu renaturieren und intakt zu halten. Tenor 
der Veranstaltung: Eine Renaturierung funktioniert nicht ohne 
den Menschen. Wichtig ist der Dialog mit der Bevölkerung.

Die Renaturierung der Moore 
ist in vielerlei Hinsicht von gro-
ßer Bedeutung. Neben einer er-
heblichen Reduktion des Aus-
stoßes an Klimagasen lassen sich 
damit auch Ziele zum Erhalt der 
Biodiversität und zur Stabilisie-
rung des Wasserhaushaltes er-
reichen. Weiterhin bilden sie  
Naturerlebnisflächen für die im-
mer mehr zunehmende Naher-
holung. Um CO2-Emissionen auf 
null zu reduzieren, müssten laut 
Dr. Hans Joosten, emeritierter 
Professor der Universität Greifs-
wald, alle trockengelegten Moo-
re wieder vernässt werden. Da-
mit müsse möglichst schnell be-
gonnen werden. Wie Dr. Annet-
te Freibauer von der Bayerischen 
Landesanstalt für Landwirtschaft 
ergänzte, hätten Gespräche mit 
Landwirten gezeigt, dass „ein lei-
ses Umdenken“ stattfinde.

Regionale Eigenheiten 
berücksichtigen

Artenschutz und Klimaschutz 
dürften nicht gegeneinander 
ausgespielt werden, etwa wenn 
Solarparks in den Mooren ins-
talliert werden, berichtete aus 
seiner praktischen Erfahrung  
Dr. Ulrich Mäck, Geschäftsfüh-

rer der Arbeitsgemeinschaft 
schwäbisches Donaumoos. Eine 
Moorschutzstrategie müsse auf 
regionale Eigenheiten anwend-
bar sein, unterstrich der Projekt-
leiter des Naturschutzgroßpro-
jekts Allgäuer Moorallianz, Dr. Ul-
rich Weiland. Moorschutz müsse 
alle Funktionen der Moore be-
rücksichtigen, nur in unterschied-
licher Gewichtung.

Hotspots der Biodiversität

Aus Sicht von Dr. Holger Ma-
gel, emeritierter Professor der TU 
München, darf das Thema nicht 
auf ökologische Fragen reduziert 
werden, da man sonst die Men-
schen nicht erreiche. Die Flurbe-
reinigung könne helfen, wo Flä-
chen nicht im Staatsbesitz sind. 
Moore seien herausragende Le-
bensräume mit vielen Funktio-
nen, die man zusammen denken 
müsse, erklärte Dr. Christine Mar-
graf vom BUND Naturschutz in 
Bayern. Beim Moorschutz als Kli-
maschutz solle man auch die Re-
naturierung als Ökosystem im 
Auge behalten. Als „Hotspots der 
Biodiversität“ wurden die Moo-
re von Dr. Norbert Schäffer, Vor-
sitzender des Landesbundes für 
Vogelschutz, bezeichnet. Wieder-

vernässung funktioniere nur in 
zusammenhängenden hydrolo-
gischen Einheiten.

Renaturierung bedeute, ei-
ne naturnahe Moorvegetation 
wachsen zu lassen, stellte Cor-
nelia Siuda vom Gutachterbüro 
Moorrenaturierung fest. Sol-
che Flächen könnten Hochwas-
serspitzen verzögern. Auch des-
halb sollte man das Moor als 
Chance betrachten. „Nur unsere  
Generation kann Bayerns Moo-
re noch wirksam schützen“, 
mahnte Patrick Friedl, Sprecher 
für Naturschutz und Klimaan-
passung (Bündnis 90/Die Grü-
nen) im Anschluss an die Stel-
lungnahmen der Experten. Die-
se letzte Chance gelte es, zu 
nutzen. Nur 32.427 Hektar von 
insgesamt rund 221.000 Hekt-
ar Mooren in Bayern befänden 
sich im Besitz des Freistaats. 

Klimaschutz-Schätze heben

Friedl zufolge sind „unsere 
Moore echte Klimaschutz-Schät-
ze direkt vor unseren Haustü-
ren, die es zu heben gilt. Wenn 
wir ihnen wieder ihre ursprüng-
liche Funktion zurückgeben, 
sind sie wesentlich effektiver 
als zum Beispiel die Aufforstung 
von Wäldern. Die Söder-Regie-
rung agiert auch hier viel zu zag-
haft und langsam. Instrumente, 
finanzielle Mittel und die Perso-
nalsituation sind mangelhaft.“

Eric Beißwenger, stellvertre-
tender Ausschussvorsitzender 
und umweltpolitischer Sprecher 
der CSU-Fraktion, hob die Vor-
reiterrolle Bayerns beim Schutz 

der Moore hervor, „denn wir 
haben schon seit Jahrzehnten 
zahlreiche Renaturierungspro-
jekte und hier beachtliche Erfol-
ge vorzuweisen. Unsere Moore 
sind wahre Multitalente für den 
Klimaschutz: sie sind perfekte 
CO2 -Speicher, verzögern und 
verhindern Hochwasser und för-
dern die Artenvielfalt. Unser Ziel 
ist, die Maßnahmen weiter aus-
zubauen und zu intensivieren.“

Investitionen im Donaumoos

Vor allem in Bayerns größtem 
Moorgebiet, dem Donaumoos, 
werde massiv in Renaturierung 
und Schutzmaßnahmen inves-
tiert: 200 Millionen Euro stün-
den hierfür bis 2030 zur Verfü-
gung. Zusätzlich solle die moor-
verträgliche landwirtschaftliche 
Nutzung weiter vorangebracht 
werden, etwa durch Paludikul-
turen, d.h. Pflanzen, die auf ver-
nässten Moorböden gedeihen 
und vermarktet werden kön-
nen. „Moorschutz geht nicht mit 
der Brechstange, sondern im-
mer nur im Austausch und ge-
meinsam mit Betroffenen und 
Betrieben. Dafür machen wir 
uns stark“, so Beißwenger.

Auch Benno Zierer (Freie Wäh-
ler) sprach sich dafür aus, die Ei-
gentümer frühzeitig anzuspre-
chen. „Nur wenn attraktive Nut-
zungsalternativen zur Verfügung 
stehen und der Umstieg durch ei-
ne langfristige Förderung unter-
stützt wird, können wir die Bau-
ern beim Moorschutz mit ins 
Boot holen.“ Im Rahmen der An-
hörung hätten Experten bestä-
tigt, dass das Kosten-Nutzen-Ver-
hältnis der Moorschutzmaßnah-
men zur CO2-Vermeidung sehr 
gut ist. Steuermittel würden im 
Vergleich zu anderen Klima-
schutzaktivitäten effizient einge-
setzt – auch für den Ankauf von 
Flächen durch die öffentliche 
Hand. „Das entkräftet im Übri-
gen auch die Kritik des Obersten 
Rechnungshofes an der angebli-
chen Ineffizienz staatlicher Maß-
nahmen“, machte Zierer deutlich.

Im Donaumoos hätten Land-
wirte ihm ihre Mitwirkung zuge-
sichert, wenn auch ihre Kinder 
in Zukunft ihre Existenz mit dem 
Hof sichern könnten, berichte-
te Florian von Brunn (SPD). Auch 
für Prof. Dr. Ingo Hahn (AfD) ist 
es unumgänglich, die Menschen 
miteinzubeziehen, die die Land-
schaft kennen. Politik in Bayern 
könne nicht ohne seine Bürger 
gemacht werden. Laut Chris-
toph Skutella (FDP) braucht es 
klare Definitionen, Zielsetzun-
gen und Erfolgskontrolle.

Die Landwirte einbinden

Agrarministerin Michaela Ka-
niber hatte im Rahmen des 
jüngsten CARMEN-Forums dar-
auf hingewiesen, dass Moorbo-
denschutz auf lange Sicht nur 
mit wirtschaftlichen Perspekti-
ven für die Landwirte gelinge, 
denn die Flächen seien ihre Le-
bensgrundlage. Auch nach der 
Wiedervernässung müssten sie 
darauf Wertschöpfung erzie-
len können, um ihr Einkommen 
zu sichern. „Wir erreichen die 
Akzeptanz neuer Bewirtschaf-
tungsformen nur, wenn wir die 
Bauern von Anfang an einbin-
den“, stellte die Ministerin fest.

Die Anhebung des Grund-
wasserstands auf entwässerten 
Moorböden und die weitere land-
wirtschaftliche Nutzung der Flä-
chen sei eine komplexe Heraus-
forderung, die nur mit einer gro-
ßen gemeinsamen Anstrengung 
gelingen könne. Die Forschung 
müsse hier noch viele Antwor-
ten für die praktische und wirt-
schaftliche Umsetzung liefern. 
„Mit dem Moorbauernprogramm 
werden wir unseren Landwirten 
ab 2023 unsere tatkräftige Un-
terstützung anbieten. Unser Ziel 
ist es, mit diesem freiwilligen 
Angebot bis zum Jahr 2030 auf 
20.000 Hektar moorverträgli-
che Bewirtschaftungsformen zu 
etablieren“, so Kaniber.� DK

Grüne Angebote 
für Geschäftskunden

Device-as-a-Service: Mobile Endgeräte mieten und Ressourcen sparen

Nachhaltigkeit wird auch für Geschäftskund*innen immer 
wichtiger. Unternehmen suchen Maßnahmen, die ihnen helfen, 
Nachhaltigkeit in ihrem Geschäft zu integrieren. Ein Baustein 
können mobile Endgeräte sein. So werden zum Beispiel Millio-
nen ungenutzte Alt-Handys und Tablets nach ihrer Nutzungszeit 
in vielen Unternehmen gelagert, weil sie noch kein Rücknah- 
mekonzept für diese Geräte haben. Dafür bietet die Deutsche 
Telekom in Kooperation mit Partnern ihren Geschäftskunden 
entsprechende Angebote an. 

Das Device-as-a-Ser vice 
(DaaS) Angebot der Telekom in 
Zusammenarbeit mit everpho-
ne bietet das komplette De-
vice-Handling für Geschäfts-
kunden und einen geschlosse-
nen Kreislauf für mobile End-
geräte an. Das beinhaltet die 
Vermietung, Wartung, Repara-
tur und den Austausch von mo-
bilen Endgeräten sowie deren 
Rücknahme und Wiederaufbe-
reitung nach Ablauf der Miet-
zeit. Hierdurch erhalten die Ge-
räte einen zweiten Lebenszyk- 
lus und es können rund 50 kg 
CO2 Emissionen pro Endgerät 
eingespart werden. 

Beispielsweise konnte die 
Firma Henkel mit dem De-
vice-Handling der Telekom von 
6.000 Tablets für ihre Mitarbei-
tenden Einsparungen von 263,9 
Tonnen CO2 erzielen. Aktuell 
können Geschäftskunden die-
ses Angebot schon im Projekt-
geschäft nutzen, die reguläre 
Markteinführung folgt im zwei-
ten Quartal 2022. Das Device-
as-a-Service Angebot ist mit 
dem #GreenMagenta Label ge-
kennzeichnet. 

Handyankauf

Seit über fünf Jahren bietet 
die Telekom Geschäftskunden 
ein einfaches und sicheres An-
kaufsprogramm für gebrauch-
te Smartphones und Tablets in 
Zusammenarbeit mit dem Ko-
operationspartner Teqcycle an. 
Die Verlängerung des Lebens-
zyklus der Geräte durch Wie-

dervermarktung hat dabei ers-
te Priorität. Teqcycle bewertet 
die alten Geräte und die Kun-
den erhalten ein Ankaufs-An-
gebot. Zudem bietet das Kon-
zept eine fachgerechte Ver-
wertung der Rohstoffe, wenn 
die Weiternutzung nicht mög-
lich ist. Im gesamten Rückgabe-
prozess werden höchste Sicher-
heitsstandards eingehalten und 
es erfolgt eine DSGVO-konfor-
me Datenlöschung. So können 
rund 48 kg CO2 Emissionen pro 
Endgerät eingespart werden.

In den vergangenen drei Jah-
ren wurden über 80.000 End-
geräte von Geschäftskunden 
zurückgenommen. Dieser Han-
dykreislauf ist auch mit dem 
#GreenMagenta Label gekenn-
zeichnet. 

Nachhaltige Endgeräte

Auch beim Kauf von neuen 
Geräten bietet die Telekom 
nachhaltige Produkte für Ge-
schäftskunden an. Zum Beispiel 
das neue Fairphone 4. Seit Sep-
tember 2021 bietet die Telekom 
das weltweit erste nachhaltige 
5G-fähige Smartphone an. Das 
Fairphone 4 ist das erste Elek-
tronikmüll-neutrale Mobiltele-
fon auf dem Markt. Es ist mo-
dular aufgebaut, zu 100 Prozent 
in wiederverwertetes Materi-
al gehüllt und nutzt fair gewon-
nene Materialen aus nachhalti-
gen Ressourcen. Es sichert die 
langfristige Verfügbarkeit von 
Ersatzteilen und unterstützt 
gängige Software. Ziel ist, die 

Nutzer zu ermutigen, ihre Tele-
fone länger zu nutzen. Zudem 
bietet der Hersteller das Fair-
phone 4 mit 5-jähriger Garan-
tie an. Das Fairphone 4 ist als 
derzeit einziges Smartphone 
mit dem deutschen Umwelt-
zeichen Blauer Engel ausge-
zeichnet und hat eine Top-Be-
wertung von 85/100 Punkten 
beim Eco Rating erhalten. 

Eco Rating  
und #GreenMagenta

Die Eco Rating-Initiative wur-
de gemeinsam von der Deut-
schen Telekom, Orange, Te-
lefónica (unter den Marken O2 
und Movistar), Telia Compa-
ny und Vodafone in 2021 ins 
Leben gerufen. Ziel ist es, für 
Kunden einheitliche und ge-
naue Informationen über die 
Umweltauswirkungen in Zu-
sammenhang mit Herstellung, 
Nutzung, Transport und Ent-
sorgung von Smartphones zur 
Verfügung zu stellen. Anhand 
des Eco Ratings können Be-
treiber und ihre Kunden die  
Nachhaltigkeit von Mobilgerä-
ten besser bewerten. 

Zudem kennzeichnet die Tele-
kom seit 2021 ausgewählte Pro-
dukte, Services, Maßnahmen 
und Initiativen, die einen posi-
tiven Beitrag zum Klimaschutz 
und zu einem verantwortungs-
vollen Umgang mit Ressourcen 
leisten, mit dem #GreenMagen-
ta Label. Dazu zählt beispiels-
weise das Netz mit 100 Prozent 
Strom aus erneuerbaren Energi-
en, die Wiederverwendung ge-
brauchter Smartphones, sowie 
die Einsparung CO2 Emissionen 
und wertvoller Rohstoffe.

Diese Maßnahmen tragen 
zum Erreichen der ambitionier-
ten Klimaziele des Konzerns - 
Klimaneutralität Scope 1-2 bis 
2025, Scope 3 bis spätestens 
2040 - bei.� r

Grün für die Zukunft
Aus Anlass ihres zehnjährigen Bestehens hat die Haus der Stif-
ter-Stiftergemeinschaft der Stadtsparkasse den Augsburger Bür-
gerinnen und Bürgern eine Platane gespendet. 

V. l.: Cornelia Kollmer, Kuratoriumsvorsitzende Haus der Stifter;  
Armin Baur, Fachbereichsleiter Grünplanung Stadt Augsburg; 
Susanne Stippler, Stiftungsberaterin Haus der Stifter; Anette 
Vedder, Leiterin Amt für Grünordnung, Naturschutz und Friedhofs-
wesen der Stadt Augsburg.� Bild: Nicole Gergen, sska

Nördlich des Manzu-Brunnens 
musste eine Linde wegen Bruch-
gefahr entfernt werden. Die Pla-
tane, als Ersatz für die Linde, leis-
tet nicht nur einen Beitrag zum 
Umwelt- und Klimaschutz, son-
dern steht auch sinnbildlich für 
Nachhaltigkeit und das Wirken 
der Stiftergemeinschaft. 

Dauerhaft Gutes bewirken

Zahlreiche Menschen nutzen 
bereits diese Plattform für Kun-
denstiftungen und unterstützen 
unterschiedliche gemeinnützige 
Projekte in der Region und dar-
über hinaus. Die Stiftergemein-
schaft wächst seit zehn Jah-
ren kontinuierlich und bewirkt 
mit ihren regelmäßigen Aus-
schüttungen dauerhaft Gutes.  
Genau das soll auch der kleine 
Baum symbolisieren, der im Bei-
sein von unter anderem Anette 
Vedder, Leiterin Amt für Grün-
ordnung, Naturschutz und Fried-
hofswesen der Stadt Augsburg, 
und Cornelia Kollmer, Kuratori-
umsvorsitzende Haus der Stifter, 
am Königsplatz gepflanzt wurde.

Startschuss für Naturprojekt

Die neue Platane ist gleichzei-
tig der Startschuss für ein Projekt 
des Referates für Nachhaltigkeit, 
Umwelt, Klima und Gesundheit 
zur Begrünung der nördlichen In-
nenstadt. In den nächsten Jahren 
sollen an verschiedenen Stand-
orten wieder mehr Bäume ge-
pflanzt werden und wachsen. Da-
mit das gelingt, ist auch bürger-
schaftliches Engagement gefragt. 
Ab sofort kann jeder mit seiner 
Spende ‚Grün für die Zukunft un-
terstützen. 

Die Stiftung „Haus der Stifter 
– Stiftergemeinschaft der Stadt-
sparkasse Augsburg“ bündelt 
das Wirken vieler Stifter und För-
derer in unserer Region für ver-
schiedenste Zwecke unter einem 
Dach. Stifter haben die Möglich-
keit, gemeinnützige Projekte aus 
unterschiedlichen Bereichen in 
der Region mit ihrer persönlichen 
Namensstiftung, mit Zuwendun-
gen zum Stiftungsvermögen oder 
durch Zuwendungen zur zeitna-
hen Zweckverwirklichung (Spen-
den) zu unterstützen.� r

Klimaanpassung:

Dialogveranstaltung startet 
mit über 240 Kommunen

Zur Unterstützung der Kommunen auf ihrem Weg der Klimaan-
passung veranstaltet das Bayerische Landesamt für Umwelt (LfU) 
dieses Jahr kommunale Klimaanpassungsdialoge. Den Auftakt 
bot die virtuelle Einführungsveranstaltung im März. Mit über 
240 teilnehmenden Kommunen zeigt sich die Dringlichkeit und 
Relevanz, die Städte, Gemeinden und Landkreise der Klimaan-
passung einräumen.

„Aktiv dem Klimawandel zu 
begegnen, schafft zukunftsfä-
hige und lebenswerte Kommu-
nen und Regionen. Das LfU mit 
seinem Klima-Zentrum, der Lan-
desagentur für Energie und Kli-
maschutz und dem Ökoener-
gie-Institut Bayern will die Kom-
munen als verantwortliche Ak-
teure dabei unterstützen“ so 
der Vizepräsident des LfU, Dr. 
Richard Fackler. 

Termine für 
Regionaldialoge

Die Impulse aus der Auftakt-
veranstaltung werden in Regio-
naldialogen weiter vertieft, da-
mit der Weg vom Anstoß zur 
Klimaanpassung bis zur Umset-
zung von Maßnahmen auf kom-
munaler Ebene gelingt. Die Re-
gionaldialoge finden in Augs-

burg am 28.06.2022, Würzburg 
am 05.07.2022 und Regensburg 
am 12.07.2022 statt. 

Damit die Regionaldialoge 
die Bedürfnisse der Kommu-
nen bestmöglich abbilden, hat-
ten die Teilnehmenden im Rah-
men der Auftaktveranstaltung 
die Gelegenheit, ihre Wün-
sche und Erwartungen einzu-
bringen. Das LfU möchte so 
einen Raum schaffen, in dem 
sich Kommunen über mögliche  
Anpassungsmaßnahmen, Um-
setzungsinstrumente und För-
dermöglichkeiten informieren, 
sich vernetzen und insbeson-
dere durch den Austausch ihrer 
Erfahrungen voneinander ler-
nen können.

Informationen zur kommuna-
len Klimaanpassung finden sich  
unter: Kommunale Klimaanpas-
sung – LfU Bayern.� r
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Deutsche produzieren 
besonders viel Müll

Wie aus aktuellen Daten der Statistikbehörde Eurostat zu kom-
munalen Abfällen hervorgeht, produzieren deutsche Haushalte 
mehr Müll als Bürger in den meisten anderen EU-Ländern. Dem-
nach entsorgte 2020 jede Person hierzulande im Durchschnitt 632 
Kilogramm – 67 Kilogramm mehr als 2005.

Die Menge des pro Person an-
fallenden kommunalen Mülls be-
trägt im EU-weiten Durchschnitt 
505 Kilogramm. Dieser Wert ist 
über die vergangenen beiden 
Jahrzehnte nahezu konstant ge-
blieben. Mehr Müll als in Deutsch-
land produzierten 2020 nur die 
Menschen in Dänemark (845), 
Luxemburg (790) und Malta (643).

Sieben Mitgliedstaaten schaff-
ten es in dem Jahr, die Pro-Kopf-
Menge der kommunalen Abfäl-
le im Vergleich zu 1995 zu ver-
ringern – allen voran Bulgarien, 
Ungarn und Slowenien. Laut Eu-
rostat spiegeln die Unterschiede 
beim Müll sowohl verschiedene 
Verbrauchsmuster als auch den 

wirtschaftlichen Reichtum der 
Länder wider. Zudem gebe es Un-
terschiede, wie der Müll gesam-
melt werde und was außer Haus-
haltsmüll zu den kommunalen Ab-
fällen zähle.

2020 wurden in der EU insge-
samt rund 225,7 Millionen Ton-
nen Müll von Haushalten und Un-
ternehmen entsorgt. Fast ein Drit-
tel des Abfalls sei recycelt wor-
den, ein Anstieg von 44 Prozent 
im Vergleich zu 1995. Im gleichen 
Maß reduzierte sich die Entsor-
gung des Mülls in Deponien. Ne-
ben der Wiederverwertung (in-
klusive Kompostierung) wartet 
auch die Müllverbrennung mit 
starken Zuwächsen auf.� DK

BMUV-Sofortprogramm:

Klimaanpassung für Kommunen
Im Rahmen der ersten Vernetzungskonferenz „Kommunale Kli-
maanpassung im Dialog“ hat Bundesumweltministerin Steffi 
Lemke ein Sofortprogramm mit ersten Maßnahmen vorgestellt. 
Jede Kommune soll künftig die Klimaanpassung umsetzen kön-
nen, die zu ihr passt. Das Sofortprogramm fußt auf drei zentralen 
Säulen: Förderung und Kompetenzaufbau, Information und Bera-
tung sowie Vernetzung aller relevanten Akteure.

Laut BMUV gelten Kommu-
nen als „Schlüsselakteure“ bei 
der Klimaanpassung. Um sie fit 
für die Folgen des Klimawandels 
zu machen, will das Ministerium 
bis 2026 insgesamt 60 Millionen 
Euro zusätzlich in die Hand neh-
men. Daneben ist auch der Aus-
bau des seit 2008 existieren-

den Programms „Maßnahmen 
zur Anpassung an die Folgen des 
Klimawandels (DAS)“ geplant, 
das mit jährlich rund 14 Millio-
nen Euro Fördergeld ausgestat-
tet ist. Von diesem Fördergeld 
sollen bis Ende des Jahres mehr 
als 100 neue Stellen für sog. Kli-
maanpassungsmanager entste-

hen. Sie sollen Konzepte zur An-
passung erarbeiten und die Um-
setzung in den Kommunen vor-
antreiben.

Auch soll das Förderprogramm 
„Klimaanpassung in sozialen Ein-
richtungen“ dauerhaft existieren 
und nicht wie zunächst vorgese-
hen Ende 2023 auslaufen. Dieses 
Programm hilft Stellen mit beson-
ders vulnerablen Gruppen - bei-
spielsweise Heimen für Senioren, 
Kranke oder Kinder. Sie können 
beim Bund Geld beantragen, um 
etwa neue Sonnenschutzanlagen, 
Fenster mit Wärmeschutz oder 
begrünte Dächer zu installieren.

ZKA als Multiplikator

Mit Workshops und mehr ge-
zielter Kompetenzvermittlung 
soll das digitale Beratungszent-
rum ZKA zum Multiplikator von 
Fachwissen zur Klimaanpassung 
werden. So soll es beispielsweise 
ein zusätzliches Beratungspro-
gramm geben, um Kommunen 
bei der Entwicklung von Hitzeak-
tionsplänen zu unterstützen.

„Bis Mitte der Legislaturpe- 
riode“ will das Umweltministe-
rium ein Klima-Anpassungsge-
setz vorlegen. Darin sollen, ähn-
lich wie beim Klimaschutzge-
setz, messbare Ziele zur Anpas-
sung verankert werden. Anders 
als beim Klimaschutz gibt es bis-
lang weder national noch inter-
national messbare Zielvorgaben 
für die Klimavorsorge. Auch ei-
nen Überprüfungsmechanismus 
soll das Gesetz beinhalten sowie 
eine grundsätzliche Pflicht, Kli-
maanpassung in allen Entschei-

dungen der öffentlichen Hand 
zu berücksichtigen.

Die Finanzierung von Klima-
anpassung und Vorsorge soll 
dauerhaft garantiert sein. Ei-
ne neu eingerichtete Arbeits-
gruppe von Bund und Ländern 
soll bis zum Herbst Ergebnisse 
dazu präsentieren, wie die Fi-
nanzierung in Einklang mit dem 
Grundgesetz abgewickelt wer-
den kann und wie hoch der Fi-
nanzbedarf überhaupt ist.

Der DStGB begrüßte „die ver-
stärkte Förderung des Bundes-
ministeriums für Umwelt und 
Verbraucherschutz im Bereich 
Klimaanpassung mit einem deut-
lichen Schwerpunkt auf Kommu-
nen“. Bereits heute hätten Kom-
munen eine Vielzahl an Anpas-
sungsmaßnahmen auf lokaler 
Ebene im Rahmen ihrer Infra-
struktur umgesetzt, um ihre Ge-
sellschaft auf die künftigen kli-
matischen Bedingungen aus-
zurichten. Die Klimafolgen wie  
Hochwasser, Wasserknappheit  
und Hitze müssten in ihrer gan-
zen Unterschiedlichkeit und Kom-
plexität Beachtung finden. Städte 
und Gemeinden benötigten hier 
nicht nur finanzielle Unterstüt-
zung, sondern auch Zeit und Per-
sonal mit spezifischer Expertise.

Aus Sicht des Vizepräsidenten 
des Verbands kommunaler Unter-
nehmen (VKU), Karsten Specht, 
gibt es auch noch große Aufga-
ben, wie etwa beim Wasserma-
nagement. Er wirbt für die Idee 
einer „Schwammstadt“, einem 
Konzept der Stadtplanung, anfal-
lendes Regenwasser in Städten 
lokal aufzunehmen und zu spei-
chern. „Wir brauchen insgesamt 
mehr Platz und Raum für Wasser, 
das heißt mehr Grün und Blau im 
Grau“, erklärte Specht. Dies kön-
ne Wetterextreme mildern.� DK

Energie und Material mit Ideen aus der Natur sparen:

Projektverbund „BayBionik“ 
erfolgreich abgeschlossen

Sparsamer Umgang mit Ressourcen und Energie ist notwendiger denn 
je. Der Projektverbund „BayBionik“ hat dazu drei Jahre lang innovati-
ve Lösungsansätze entwickelt. „Von der Natur zur Technik“ heißt das 
Projekt, dessen Ergebnisse in Nürnberg präsentiert wurden. 

Umweltminister Thorsten Glau- 
ber betonte bei der Abschluss-
veranstaltung im Besucherzen-
trum „Bionicum“: „Der brutale 
Krieg in der Ukraine zerstört viele 
Gewissheiten. Auch der Umgang 
mit Energie und Rohstoffen muss 
neu gedacht werden. Industrie 
und Wirtschaft brauchen ener-
giesparende und ressourcen-
schonende Produkte und Verfah-
ren. Um diese Herausforderung 
zu bewältigen, fördern wir die 
technischen Lösungen von mor-
gen. Nach biologischen Prinzipi-
en der Natur haben die Forscher 
des Projektverbunds ‚BayBionik‘ 
innovative technische Produkte 
entwickelt. Die Projekte bringen 
die Kreislaufwirtschaft und den 
sparsamen Umgang mit Rohstof-
fen weiter voran.“

Insgesamt sechs Forschungs-
projekte sowie ein Koordinie-
rungs- und ein Begleitprojekt wur-
den vom Bayerischen Umweltmi-
nisterium mit rund 1,8 Millionen 
Euro finanziert. Der Projektver-
bund startete Anfang 2019.

Intelligente Systeme

Schwerpunkte von „BayBionik“ 
waren selbstreinigende, nach-
haltige Oberflächen und intelli-
gente, ressourceneffiziente Sys-
teme. So wurde nach dem Vor-
bild der fleischfressenden Kan-
nenpflanze eine einfache und 
nachhaltige Beschichtungsme-
thode für flüssigkeitsabweisen-
de und selbstreinigende Ober-
flächen entwickelt. Mit ihrer Hil-
fe können etwa Algenbewuchs 
an Schiffen oder Zementablage-
rungen an Stiefeln im Baubereich 
verhindert werden. 

Ein weiteres Vorbild war bei-
spielsweise die 180°-Drehung 
des Kopfes einer Eule. In einem 
Projekt wurde in Anlehnung dar- 
an ein bionisch inspirierter Robo-
tergreifarm mit speziellen, res-
sourcenschonenden Drähten ge-

baut. Auch die energieeffiziente 
Herstellung von Biokeramik nach 
dem Vorbild der Muscheln war 
Teil des Projektverbunds: Leis-
tungsstarke Biokeramikschichten 
konnten bereits bei Raumtempe-
raturen angefertigt werden. 

Ziel des Projektverbunds war 
es, technische Produkte durch 
das Lernen von der Natur um-
weltverträglich herzustellen und 
dadurch Ressourcen und Energie 
zu sparen. 

Aufgrund des Begleitprojekts 
kann sich die Öffentlichkeit auch 
nach Ende des Verbunds noch 
über die bionische Forschung in-
formieren: Das Besucherzentrum 
Bionicum im Nürnberger Tiergar-
ten begleitete die Projekte von 
Anfang an und gibt interessierten 
Besuchern Einblicke in den Stand 
der Forschung.

Am Projektverbund beteiligt  
waren die Friedrich-Alexander- 
Universität Nürnberg-Erlangen 
(FAU), die Technische Hochschule 
Deggendorf (THD), das Bionicum 
Nürnberg, die Universität Bay-
reuth, die Technische Universität 
München-Straubing (TUM Strau-
bing) und die Technische Hoch-
schule Nürnberg (TH Nürnberg). 

Folgende Projekte wurden im 
Rahmen des Projektverbunds fi-
nanziert: Koordinierungsvorha-
ben zum Projektverbund BayBio-
nik, THD; Begleitvorhaben zum 
Projektverbund BayBionik, Bioni-
cum Nürnberg; Selbstreinigende 
Oberflächen inspiriert durch die 
Kannenpflanze, FAU; Nachhaltige 
Oberflächenfunktionalisierung 
nach dem Vorbild der Natur, THD; 
Energieeffiziente Herstellung 
strukturierter Biokeramik, FAU; 
Bionische High-Tech-Materialien 
für optische Anwendungen (Bion 
Optik I), Universität Bayreuth;  
Bionische High-Tech-Materialien 
für optische Anwendungen (Bion 
Optik II), TUM Straubing; Ein Eu-
lenhalsgelenk für effizientere 
Maschinen, TH Nürnberg.� r

Neuregelungen 
der Batterieverordnung

Das Europäische Parlament hat in Straßburg in erster Lesung 
höhere Sammel- und Einsatzquoten für Gerätealtbatterien be-
schlossen. Während die Sammelquoten für Gerätealtbatterien 
demnach Ende 2023 bei 45 % liegen, bis Ende 2025 auf 70 % stei-
gen und Ende 2030 weiter auf 80 % erhöht werden sollen, bleibt 
es bei den Einsatzquoten von Recyclingmaterialien in Batterien 
bei den von der Kommission vorgeschlagenen Werten.

So gelten ab 2030 nicht nur 
für Industrie-, Starter- und Trak-
tionsbatterien, sondern auch 
für Gerätebatterien und Batte-
rien aus leichten Verkehrsmit-
teln folgende Quoten: 12 % Ko-
balt, 85 % Blei, 4 % Lithium, 4 % 
Nickel. Ab dem Jahr 2035 stei-
gen die Werte auf 20 % Kobalt, 
85 % Blei, 10 % Lithium und  
12 % Nickel.

Grundsätzlich begrüßt hat 
der BDE Bundesverband der 
Deutschen Entsorgungs-, Was-
ser- und Rohstoffwirtschaft die 
Neuregelungen der Batteriever-
ordnung. So sieht der Verband 
in der Festlegung verpflichten-
der Mindesteinsatzquoten von 
Recyclingmaterialien für Batte-
rien eine „richtungsweisende 
Entscheidung, die hoffentlich als 
Beispiel für weitere Stoffströme 
dienen wird.“

BDE-Präsident Peter Kurth 
nannte es „einen echten Durch-
bruch, dass das Europäische Par-
lament die von der Kommission 
vorgeschlagenen Mindestrecyc- 
linggehalte unterstützt. War  
die Verabschiedung der Ein-
wegplastikrichtlinie mit einem 
Mindesteinsatz für PET hierfür 
schon ein Präzedenzfall, haben 
die Parlamentarier, mit der heu-
tigen Entscheidung, Recycling-
materialien bei der Herstellung 
von Batterien einzusetzen, Maß-
stäbe für die Kreislaufwirtschaft 
gesetzt. Damit wird sicherge-
stellt, dass Materialien nicht nur 
recycelt werden, sondern im 
Wettbewerb mit Primärmateri-
alien bestehen können und Ab-
satz am Markt finden.“

Kritisch sieht der BDE, dass 
sich im Parlament keine Mehr-
heit für die Einführung eines 

Pfandrücknahmesystems gefun- 
den hat. Ein solches Rücknah-
mesystem war insbesondere 
vom Binnenmarktausschuss ge-
fordert worden. Ein Pfandsys-
tem soll die Materialrückfüh-
rung sicherstellen und dadurch 
Brände verhindern, die immer 
wieder durch falsch entsorgte 
Batterien entstehen. Stattdes-
sen haben sich die Abgeordne-
ten lediglich für die Durchfüh-
rung einer Studie ausgespro-
chen, die die praktischen Um-
setzungsmöglichkeiten und den 
Nutzen einer solchen Pfandre-
gelung untersuchen soll. Damit 
wird die Einführung eines Pfand- 
rücknahmesystems mindestens 
auf Jahre verzögert.

Licht und Schatten

Nach Kurths Worten „ist die 
Festlegung einer Mindestein-
satzquote in der novellierten 
Batterieverordnung ein echter 
großer Wurf und eine Grundvor- 
aussetzung für eine funktionie-
rende Kreislaufwirtschaft. Ange- 
bot und Nachfrage von Recy-
clingmaterialien müssen sicher-
gestellt werden.“ Deshalb wäre 
aus seiner Sicht auch ein euro-
paweites Batteriepfand hilfreich 
gewesen. Nationale Pfandlö-
sungen seien sicherlich wün-
schenswert, aber keine optima-
le Lösung. Es bleibe zu hoffen, 
dass spätestens die für Dezem-
ber 2025 angeforderten Stu-
dienergebnisse auch die Skep-
tiker überzeugen und dann die 
Pfandregelung erneut zur Dis-
kussion gestellt wird. „So ist die 
heute verabschiedete Batterie-
verordnung eine Novelle mit 
Licht und Schatten.“� DK

„To-Go“ mit gutem Gewissen: 

München fördert 
Mehrweggeschirr

Die Stadt München unterstützt Gastronomie und Einzelhandel 
beim Umstieg auf ein Mehrweg-Pfandsystem und bietet ab dem 
4. April auch finanzielle Förderung an. Dies hat der Ausschuss für 
Klima- und Umweltschutz des Stadtrats jetzt beschlossen.

Oberbürgermeister Dieter Rei-
ter: „Essen und Trinken zum Mit-
nehmen, aber ohne große Müll-
berge zu produzieren: Das ist 
zeitgemäß, nachhaltig und leis-
tet einen wichtigen Beitrag zum 
kommunalen Klimaschutz. Ich 
setze mich deshalb schon seit 
Jahren dafür ein, dass München 
eine ‚Zero Waste City‘ wird. Un-
ser neues Förderprogramm ist 
für diese Zielerreichung ein wich-
tiger Mosaikstein.“

Informationskampagne

Die meisten Gastronomiebe-
triebe setzen derzeit noch auf 
Einweggeschirr. Doch es gibt Al-
ternativen. Viele kennen die 
Möglichkeit, das eigene Geschirr/
Dosen oder Kaffeebecher im Su-
permarkt oder Cafés mitzubrin-
gen und so beispielsweise im Su-
permarkt den Käse an der Kä-
setheke direkt einpacken zu las-
sen oder den Kaffee im eigenen 
Becher mitzunehmen. Doch nicht 
immer denkt man daran, die ei-
genen Behältnisse mitzunehmen 
bzw. sind die Hygienevorschrif-
ten gerade in Corona-Zeiten noch 
strenger. Ein Mehrweg-Pfand- 
system kann hier eine attraktive 

Alternative darstellen. Christine 
Kugler, Referentin für Klima- und 
Umweltschutz: „Einweggeschirr 
verbraucht irrsinnige Mengen an 
wertvollen Ressourcen und pro-
duziert tonnenweise Müll. Um 
die Gastronomen und Einzel-
händler für das Thema Mehrweg 
zu sensibilisieren und positiv zu 
motivieren, hat der Stadtrat jetzt 
unserem Vorschlag zugestimmt, 
die Beteiligung an einem Mehr-
wegsystem mit einem Zuschuss 
in Höhe von maximal 500 Euro 
zu unterstützen und parallel ei-
ne gezielte Informationskampag-
ne zu starten.“ 

Rund 4.800 Tonnen Müll

Laut Umweltbundesamt wer-
den in Deutschland jährlich 2,8 
Milliarden Pappbecher herge-
stellt. Für München sind das rund 
47 Millionen verwendete Ein-
wegbecher pro Jahr. Eine Erhe-
bung des Abfallwirtschaftsbe-
triebs München (AWM) ergab 
sogar 69 Millionen verwendete 
Einwegbecher pro Jahr. Das ent-
spricht geschätzt bis zu 10.350 
Tonnen an CO2-Emissionen und 
rund 4.800 Tonnen Müll in Mün-
chen pro Jahr.� r

Da geht noch mehr!
BRBayern fordert Abfallende für qualitativ hochwertige 

Sekundärbaustoffe
Das enorme Potenzial von Sekundärbaustoffe muss vor dem Hintergrund 
explodierender Entsorgungs- und Baustoffkosten und für einen proakti-
ven Umwelt- und Ressourcenschutz besser genutzt werden, fordert der 
BRBayern in einem Positionspapier an die bayerischen Landesvertreter.

Von rund 53 Millionen Tonnen 
Bauabfällen, die in Bayern jähr-
lich an Bauschutt, Bodenaushub, 
Gleisschotter und Straßenaushub 
anfallen, wurden im Jahr 2018 
nur rund 18,6 Prozent recycelt. 
Der jährliche Bedarf von rund 150 
Millionen Tonnen an minerali-
schen Baustoffen in Bayern wird 
zurzeit nur zu rund 10 % durch Se-
kundärbaustoffe gedeckt.

„Da geht noch viel mehr. Die 
Potenziale von Sekundärbaustof-
fen sind bis heute weder quanti-
tativ noch qualitativ ausgeschöpft! 
Die Einsatzmöglichkeiten für gü-
teüberwachte und zertifizierte 
Sekundärbaustoffe sind äußerst 
vielfältig“, betont BRBayern- 
Geschäftsführer Stefan Schmid-
meyer: „Künftig könnten in Bay-
ern jährlich bis zu 25 Prozent der 
in Bayern benötigten Baustoffe 
durch hochwertige Sekundärbau- 
stoffe ersetzt werden.“ Dafür muss 
der Gesetzgeber allerdings jetzt 
die entsprechenden Weichen stel-
len“, betonte Schmidmeyer.

Als dringendste Maßnahme for-
dert der Verband, ein vorzeitiges 
Ende der Abfalleigenschaft für gü-
teüberwachte und zertifizierte Se- 
kundärbaustoffe gesetzlich zu ver- 
ankern.

„Damit wird die Grundlage dafür 
geschaffen, dass private, gewerbli-
che und öffentlichrechtliche Bau-
herren mehr Sicherheit über klar 
definierte und gesicherte Gewähr-
leistungs- und Haftungsansprüche 
erhalten und Sekundärbaustoffe  
als gleichwertigen und umwelt-
schonenden Ersatz für Primärroh-
stoffe akzeptieren und verstärkt 
nachfragen.“, so Schmidmeyer.

Grundsätzlich muss aber auch 
gewährleistet werden, dass die 
einschlägigen öffentlich-rechtli-
chen Vorschriften für den Einsatz 

von Sekundärbaustoffen für al-
le verbindlich, einheitlich und um-
fassend gelten sowie deren Um-
setzung regelmäßig und zuverläs-
sig durch die Behörden überwacht 
werden, stellt der Verband in sei-
nem Positionspapier klar.

Auch sollte es künftig für al-
le relevanten Anwendungsberei-
che der Bauwirtschaft eine Prüf-
pflicht geben, ob Sekundärbau- 
stoffe eingesetzt werden können. 
Ein Ausschluss oder Verzicht auf 
den Einsatz von Sekundärmateria-
lien müsse begründet werden. Bei 
Einsatz von Sekundärbaustoffen 
sollte eine Substitutionsquote do-
kumentiert und für alle Bauwerke 
und Bauprodukte als Information 
für den Verbraucher (z.B. Bauherr) 
ausgewiesen werden.

Zudem fordert der Verband 
politische Vertreter und Behör-
den auf, Genehmigungsverfah-
ren für den Auf- und Ausbau von 
Aufbereitungsanlagen zu verein-
fachen und in der Öffentlichkeit 
zu unterstützen. Investitionszu-
schüsse für Unternehmen und 
finanzielle Anreize für Bauher-
ren, beispielsweise in Abhängig-
keit der Substitutionsquote, soll-
ten zusätzlich dazu beitragen das 
Baustoffrecycling zu fördern und 
die Nachfrage nach Sekundär-
baustoffen zu steigern.

„Mit der gezielten Nachfrage 
und dem verstärkten Einsatz von 
Sekundärbaustoffen kann jeder 
Bauherr nicht nur seine Entsor-
gungs- und Baustoffkosten sen-
ken. Die Vermeidung langer Trans-
portwege für Materialanliefe-
rung und Entsorgung hilft dabei, 
CO2-Ausstoß und Verkehrsbelas-
tung zu verringern und somit ak-
tiv einen Beitrag für mehr Klima- 
und Umweltschutz zu leisten,“ 
hob Schmidmeyer hervor.� r
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Rettung  
für die Flussperlmuschel

Autor: Christof Dahlmann, Redaktion „Profil“
Die Elektrizitäts-Versorgungs-Genossenschaft Perlesreut hilft dabei, 
die Flussperlmuschel in den Flüssen des Bayerwalds vor dem Aus-
sterben zu bewahren. Weitere Vorhaben zum Wohle der Natur wer-
den derzeit jedoch blockiert. Wo liegt das Problem?

Wo sind sie nur, die Flussperl-
muscheln? Josef Pauli steht am 
Ufer der Wolfsteiner Ohe, einem 
Nebenfluss der Ilz im niederbay-
erischen Landkreis Freyung-Gra-
fenau. Das Unterholz ist schnee-
bedeckt und glitschig. Um mehr 
zu sehen, hält er sich am Stamm 
einer Fichte fest, geht in die Ho-
cke und beugt seinen Kopf über 
das Wasser. Einige Sekunden lang 
sucht er den Fluss ab, dann bleibt 
sein Blick hängen und er zeigt mit 
dem Finger auf eine am Grund 

deter Tiere“, wie auch viele an-
deren der insgesamt 32 in Bay-
ern heimischen Muschelarten. 
Die Ursache: Flussperlmuscheln 
besiedeln nur Gewässer mit gu-
ter Sauerstoffversorgung und 
sehr guter Wasserqualität. In den 
vergangenen Jahrzehnten wur-
de ihr Lebensraum jedoch zer-
stört, vor allem durch Überdün-
gung, das Einleiten von Abwas-
ser in Flüsse und strukturelle Ver-
änderungen wie Begradigungen. 
Zum Schutz der Muscheln haben 

teme die Grundlage sind, um zu-
kunftsorientiert zu wirtschaften“, 
betont Pauli.

Bewegliche Wand  
für das Wehr

Das Engagement für mehr 
Nachhaltigkeit würde die Elekt-
rizitäts-Versorgungs-Genossen-
schaft Perlesreut gerne weiter 
vorantreiben. Dazu möchte sie 
einen Teil der Wehranlage, durch 
die das Wasser von der Wolfstei-
ner Ohe in den Kanal zum Kraft-
werk geleitet wird, durch eine 
bewegliche Stauwand austau-
schen. Dies würde einige Vortei-
le mit sich bringen, erklärt Pau-
li. Denn derzeit stoppt das Wehr 
das sogenannte Geschiebe – al-
so hauptsächlich Sand und Kies, 
der von der Strömung des Flus-
ses flussabwärts getragen wird. 
Langfristig ist das nicht ideal, 
denn ohne ausreichend Geschie-
be sinkt der Wasserspiegel am 
Unterlauf der Wolfsteiner Ohe. 
Zudem trocknet das Erdreich aus. 
„Aus Umwelt- und Klimaschutz-
gründen wäre es sehr sinnvoll, ei-
ne bewegliche Stauwand zu er-
richten“, betont Pauli. Auch plant 
die Genossenschaft, den derzeiti-
gen Fischaufstieg und -abstieg an 
der Wehranlage durch ein soge-
nanntes Wasserwirbelkraftwerk 
zu ergänzen. Dies würde saubere 
Energie für fünf Haushalte erzeu-
gen, die Fische könnten die Stau-
mauer weiterhin passieren.

Die Genossenschaft kann die 
Projekte jedoch nicht umset-
zen. Dabei scheitert sie nicht 
am Geld, sondern am Wider-
spruch von Naturschutzverbän-
den wie dem Landesfischerei-
verband Bayern und dem Bund 
Naturschutz. In einem entspre-
chenden Positionspapier der Ver-
bände heißt es: „Die weitere För-
derung der kleinen Wasserkraft 
(< 1 MW Leistung) in Bayern leh-
nen wir ab.“ Darüber hinaus for-
dert der Bund Naturschutz so-
gar, Kleinwasserkraftanlagen mit 
einer Leistung von unter einem 
Megawatt grundsätzlich zurück-
zubauen. Darunter fallen laut 
Pauli alle Wasserkraftanlagen im 
Landkreis Freyung-Grafenau und 
somit auch das Wasserkraftwerk 
der Genossenschaft mit einer 
Leistung von 240 Kilowatt.

Genossenschaft wünscht sich 
faktenbasierten Dialog

Der Geschäftsführer der Elek-
trizitäts-Versorgungs-Genossen-
schaft Perlesreut würde es be-
grüßen, wenn die pauschale Ab-
lehnung durch einen faktenba-
sierten Dialog ersetzt würde. Er 
hofft auf ein Gesprächsformat 
zwischen Politik, Naturschutzver-
bänden und Betreibern von Was-
serkraft-Anlagen. „Mein Antrieb 
ist es, gemeinsam nach Lösungen 

Die Flussperlmuschel:  
Zierde für Kronen

Die Bayerische Landesausstellung „100 Schätze aus 1.000 
Jahren“ zeigte von September 2019 bis März 2020 genau 100 
bedeutende Exponate der bayerischen Geschichte. Mit dabei: 
Die sogenannte „Hedwigskrone“, in die der Brautschmuck der 
Landshuter Hochzeit von 1475 eingearbeitet sein soll. Damals 
heiratete Georg der Reiche die polnische Königstochter Hed-
wig. Auch die Perlen der Flussperlmuschel zieren die Votivkro-
ne, die sich online anschauen lässt. Zahlreiche weitere Könige, 
aber auch Fürsten und Grafen schmückten sich mit Perlen der 
Flussperlmuschel aus dem Bayerischen Wald. Sie ist übrigens 
die einzige Süßwassermuschel in Deutschland, die Perlen pro-
duziert. � r

Elektrizitäts-Versorgungs- 
Genossenschaft Perlesreut

Die Elektrizitäts-Versorgungs-Genossenschaft Perlesreut eG 
blickt auf eine knapp 100-jährige Geschichte zurück: Sie wur-
de 1923 von engagierten Menschen gegründet, die damals 
mit der bisherigen Elektrizitätsversorgung sowie den sehr ho-
hen Strompreisen unzufrieden waren. Perlesreut liegt im Land-
kreis Freyung-Grafenau rund 30 Kilometer nördlich von Passau. 
Nach der Gründung übernahm die Genossenschaft das Wasser-
kraftwerk an der Wolfsteiner Ohe, das sie noch immer betreibt. 
Heute ist die Elektrizitäts-Versorgungs-Genossenschaft Perles-
reut Stromnetzbetreiber und Energieversorger. Insgesamt lie-
fert sie Strom an rund 3.400 Kundinnen und Kunden. Dazu zäh-
len nicht nur Privatleute, sondern auch Unternehmen, Kommu-
nen und die Landwirtschaft. Das Versorgungsgebiet umfasst 
rund 50 Quadratkilometer in den Gemeinden Perlesreut, Ringe-
lai, Fürsteneck und Grafenau. Neben dem Wasserkraftwerk be-
treibt die Genossenschaft eine PV-Anlage, zudem nimmt sie den 
Strom von über 600 regenerativen Erzeugungsanlagen auf. Au-
ßerdem betreibt sie alle Messstellen im Geschäftsgebiet. Aktu-
ell beschäftigt die Genossenschaft zwölf Mitarbeiter, darunter 
drei Auszubildende. Die Zahl der Mitglieder liegt bei 140, neue 
Teilhaber nimmt die Genossenschaft derzeit nicht auf. � r

verankerte Kiste. Sie ist schwarz 
und aus Holz gefertigt, etwa halb 
so groß wie ein Wäschekorb. „Dar- 
in befinden sich zwischen fünf 
und zehn Jahre alte Flussperlmu-
scheln“, erklärt Pauli. Die Kiste 
lässt er im Wasser und steigt zu-
rück auf einen nahen Pfad. „Mu-
scheln sind sehr empfindlich. 
Sie zu betreuen, ist Aufgabe von 
Fachleuten. Diese kommen re-
gelmäßig vorbei, um zu schau-
en, wie sich die Weichtiere in den 
Aufzuchtkästen entwickeln“, er-
zählt der Geschäftsführer der 
Elektrizitäts-Versorgungs-Genos-
senschaft Perlesreut.

Besonders streng geschützt

Die Genossenschaft beteiligt 
sich an einem Projekt zum Er-
halt der Flussperlmuschel an der 
Wolfsteiner Ohe. Dafür stellt 
sie einen Platz am Unterlauf ei-
ner Wasserkraftanlage zur Ver-
fügung. Die Aufzuchtkästen sind 
dort im Wasser befestigt. „Der 
Standort eignet sich aus zwei 
Gründen: Erstens hält das Kraft-
werk Treibgut wie Äste zurück. 
Diese könnten sich ansonsten 
in den Boxen verfangen und sie 
beschädigen. Zweitens sind die 
Fließmenge und die Wasserge-
schwindigkeit sehr konstant, was 
der Entwicklung der Muscheln 
zugutekommt“, sagt Marco De-
nic, der das Muschelschutzpro-
jekt beim Landschaftspflege-
verband Passau betreut. Ihm ist 
wichtig, dass der genaue Platz 
der Kisten nicht verraten wird. 
Denn es ist bereits vorgekom-
men, dass die Muschelkästen ge-
stohlen wurden. Über die Gründe 
lässt sich nur spekulieren: Haben 
es die Täter auf die Perlen abge-
sehen, die der Flussperlmuschel 
ihren Namen gaben? Das wäre ei-
gentlich sinnlos, denn nur wenige 
Muscheln enthalten tatsächlich 
Perlen und lediglich ein Bruchteil 
davon ist als Schmuck brauchbar. 
Ganz davon abgesehen, dass die 
Flussperlmuschel eine nach Bun-
desnaturschutzgesetz besonders 
streng geschützte Art ist. Wer sie 
entwendet, dem droht eine Frei-
heitsstrafe von bis zu fünf Jahren.

Vom Aussterben bedroht

Früher gab es Hunderttausen-
de Flussperlmuscheln in den Bä-
chen und Flüssen des Bayerischen 
Walds. Doch mittlerweile ist die 
Art vom Aussterben bedroht. Sie 
steht auf der „Roten Liste gefähr-

mehrere Forschungseinrichtun-
gen, Kommunen und Unterneh-
men 2015 das Verbundprojekt 
„ArKoNaVera“ ins Leben gerufen. 
Es ist im Sommer 2021 ausge-
laufen. Der Muschelschutz wird 
aber im Bundesprojekt „Margari-
tifera Restoration Alliance“ (MA-
RA) fortgeführt. Margaritifera ist 
der wissenschaftliche Name für 
die Flussperlmuschel. Marco De-
nic ist mit dem abgeschlossenen 
Projekt zufrieden: „Wir haben es 
erstmals geschafft, die Bestände 
der Flussperlmuschel auf niedri-
gem Niveau zu stabilisieren und 
eine nennenswerte Anzahl von 
Jungmuscheln auszuwildern. Da-
mit ist der Rückgang der Popula-
tion vorläufig gestoppt“, bekräf-
tigt er. In den kommenden Jah-
ren sollen die Bestände weiter 
vergrößert werden.

Auch im MARA-Projekt blei-
ben die Muscheln an ihrem 
Standort. Josef Pauli erkundigt 
sich regelmäßig bei Denic, wie 
es den Muscheln geht. Das ist 
dem Geschäftsführer der Elekt-
rizitäts-Versorgungs-Genossen-
schaft Perlesreut wichtig. „Seit 
jeher setzen wir uns dafür ein, 
Ökonomie und Ökologie in Ein-
klang zu bringen. In der jünge-
ren Vergangenheit haben wir un-
sere Anstrengungen in diesem 
Bereich noch einmal verstärkt, 
wie beispielsweise das Muschel-
schutzprojekt zeigt. Auch einen 
Fischaufstieg und -abstieg haben 
wir errichtet. Wir sind überzeugt, 
dass intakte und stabile Ökosys-

zu suchen, die einerseits das öf-
fentliche Interesse an der Erzeu-
gung von regenerativer Energie 
bedienen und andererseits den 
Schutz von Natur und Fischerei si-
cherstellen“, sagt Pauli. Er betont, 
dass die Wasserkraft einen zen-
tralen Beitrag zur Energiewende 
leiste. Im Landkreis Freyung-Gra-
fenau würde sie rund zehn Pro-
zent der erneuerbaren Energi-
en produzieren. „Damit ist sie ein 
wichtiges Standbein der klima- 
freundlichen Energieerzeugung, 
vor allem, da sie im Gegensatz 
zur Solar- und Windkraftenergie 
sehr konstant Strom liefert“, be-
tont er.

100 Prozent  
regional und erneuerbar

Unabhängig davon treibt die 
Genossenschaft die Energiewen-
de voran. Seit Jahresbeginn bie-
tet sie einen neuen Stromtarif 
an, den sogenannten „Regional-
stromtopf“. Das Prinzip: Die Ge-
nossenschaft kauft nachhaltig er-
zeugte Energie aus der Region 
ein. Diese landet in einem virtu-
ellen Topf, in dem immer mehr 
Strom ist, als verbraucht wird. 
„Alle Kundinnen und Kunden, die 
den Stromtarif buchen, erhalten 
garantiert ausschließlich Strom 
aus regionalen und erneuerba-

ren Energiequellen“, betont Pau-
li. Überschüssiger Strom aus dem 
Topf wird an der Energiebör-
se verkauft. Der Geschäftsfüh-
rer der Genossenschaft hofft, das 
Angebot in Zukunft weiter auszu-
bauen. Dazu braucht es vor allem 
Stromerzeuger, die den Topf mit 
regionaler und nachhaltiger Ener-
gie befüllen. „Wenn das Konzept 
aufgeht und wir den Eigenversor-
gungsgrad weiter steigern, leis-
ten wir einen wichtigen Beitrag 
zur Energiewende“, sagt Pauli.

Die Webseite der Elektrizi-
täts-Versorgungs-Genossen-
schaft Perlesreut eG: https://
www.evg-perlesreut.de/. 

� Bild: Egholm

Die Egholm „Ranger“
Können mehr als man denkt.

Egholm Arbeitsmaschinen bieten echte Multifunktionalität. So-
wohl in der Vielfalt der Anwendungen als auch in ihrer Qualität 
der Arbeitsergebnisse. Für die drei Maschinentypen Park Ranger 
2150, City Ranger 2260 und City Ranger 3070 stehen insgesamt 
45 verschiedene Anbaugeräte für den Ganzjahreseinsatz zur Ver-
fügung.

Das Original der Multifunk-
tion ist der Egholm Park Ran-
ger 2150. Durch das durchdach-
te Geräteschnellwechselsystem 
kann der Anwender verschie-
denste Anbaugeräte in kürzes-
ter Zeit werkzeuglos wechseln 
und die Maschine immer wieder 
aufs Neue an zahlreiche Anwen-
dungen wie z.B. Kehren, Mähen, 
Laubsaugen, Heckenschneiden, 
Schneeräumen oder Salzstreu-
en anpassen. Aber auch speziel-
le Aufgaben werden mit der um-
fangreichen Anbaugerätepalette 
z.B. durch eine Wildkrautbürste, 
Kantenschneider, Umweltharke, 
Schaufel oder einen Kippwagen 
abgedeckt. Anschaffungskosten 
für viele Spezialgeräte entfallen. 

Flexibel zu jeder Jahreszeit

Die Anbaugeräte wurden spe-
ziell von Egholm für die Anforde-
rungen der Anwender im Ganz-
jahreseinsatz entwickelt und op-
timal an die technischen Gege-
benheiten der Trägerfahrzeug 
angepasst. Es ist kein umständ-
liches Ab- und Aufbauen oder 
Feinjustieren von Hydraulikan-
schlüssen und Systemeinstellun-
gen notwendig. Der Anspruch 
an die Arbeitsergebnisse ist da-
bei ebenso hoch wie der von 
Einzweckmaschinen.

Auch die Trägerfahrzeuge sind 
hervorragend für den Einsatz 
auf Straßen und Gehwegen so-
wie in Park- und Außenanlagen 
geeignet. Serienmäßige Vortei-
le wie Knicklenkung, permane-
neter Allradantrieb, leistungs-

starke Arbeitshydraulik, Geh-
wegtauglichkeit und ein tiefer 
Schwerpunkt ermöglichen Woh-
nungsbauunternehmen, Dienst-
leistern, Industrieunternehmen 
und Bauhöfen einen flexiblen 
und sicheren Einsatz zu jeder 
Jahreszeit. � r

Bäume für Traunsteins Zukunft
Stadt startet Projekt mit dem Bundesverband mittelständische Wirtschaft

Die Stadt Traunstein setzt sich jeden Tag für mehr Umweltschutz 
und Nachhaltigkeit ein. Ein weiterer Baustein der Klimapolitik ist 
der „Zukunftswald“, den die Städtische Forstverwaltung Traunstein 
pflanzen will. Dieses tolle Projekt stellt Förster Gerhard Fischer ge-
meinsam mit dem BVMW (Bundesverband Mittelständische Wirt-
schaft) – Region Chiemgau auf die Beine.

Gemeinsam mit Oberbür-
germeister Dr. Christian Hüm-
mer pflanzten Kornelia Kircher-
meier vom BVMW Chiemgau 
und Gerhard Fischer die ersten 
Bäume im „Zukunftswald“. Da-
bei spendierte Kornelia Kircher-
meier auch zwei Bäume für die 
im November vergangenen Jah-
res geborenen Zwillingsbuben 
des Oberbürgermeisters, der 
sich sichtlich über die gelungene 
Überraschung freute.

Bäume mit Zukunft

Doch was ist der „Zukunfts-
wald“ eigentlich? Mit diesem 
Wald wollen der BVMW und die 
Stadt Traunstein einen Schritt in 
die neue Baumzukunft gehen. Es 
geht darum, rechtzeitig heraus-
zufinden, welche Bäume dem 
Klimawandel in unseren Brei-
tengraden standhalten können. 
Stadtförster Gerhard Fischer 
wird geeignete Baumarten aus-
suchen und pflanzen. Jedes neue 
BVMW-Mitglied in den teilneh-
menden Regionen wird einen 
Baum im „Zukunftswald“ als Be-
grüßungsgeschenk erhalten und 
kann, ebenso wie alle Mitglieder 
des Verbands deutschlandweit, 
weitere Bäume als Zukunfts-
wald-Pate erwerben.

Kornelia Kirchermeier vom 
BVMW, Wirtschaftsregion Chiem- 
gau, wird das Projekt begleiten. 
„Nichts ist so wertvoll, wie eine 
Minute unter dem schützenden 
Blätterdach eines Baumes zu lie-
gen und seinem sanften Rau-
schen zu lauschen – genau für so 
eine Minute lohnt sich für mich 
der Einsatz in diesem Projekt, 
damit auch zukünftige Generati-
onen es erleben können“, sagte 
Kornelia Kirchermeier.

Oberbürgermeister Dr. Chris-
tian Hümmer hob die gute Zu-
sammenarbeit mit dem BVMW 
hervor und zeigte sich erfreut 
über die Idee, dieses Projekt 
hier in Traunstein umzusetzen: 
„Wir sind uns bewusst, dass das 
Waldsterben für uns alle gra-
vierende Auswirkungen haben 
kann. Deshalb ist es wichtig, 
jetzt entschlossen zu handeln 
und mit einem gesunden Wald 
auch unser Klima zu schützen.“ 
Diese Einstellung vertritt auch 
Landrat Siegfried Walch, der die 
Schirmherrschaft für das Projekt 
übernommen hat.

Gemeinsam machten sich 
Kornelia Kirchermeier für den 
BVMW, Stadtförster Gerhard Fi-
scher und Oberbürgermeister Dr. 
Christian Hümmer ans Werk und 
pflanzten die ersten Bäume: Da-
bei handelt es sich um Douglasi-
en, Schwarzkiefern, Nussbäume 
und Buchen, die warmen Tem-
peraturen und Trockenheit resis-
tent gegenüberstehen.

Insgesamt wurden bereits 300 
Bäume verschenkt und sie war-
ten nur noch auf ihren Platz im 
„Zukunftswald“. Informationen, 
wie sich der Wald entwickelt, 
können die Paten unter www.

bvmw.de/chiemgau verfolgen.
Mit der Rettung des Waldes 

schützt der Mittelstand auch sich 
selbst: Der Rohstoff Holz wird in 
vielen Bereichen verarbeitet und 
ist gegenwärtig gefragter denn 
je. Nachhaltig bewirtschaftet ist 
der Wald Lebensgrundlage und 
ein Gewinn für alle.

Mit dem Zukunftswald ist 
die gute Zusammenarbeit mit 
der Stadt Traunstein und dem 
BVMW beim Thema Klimaschutz 
noch nicht am Ende. Mit einem 

neuen Projekt KliMaWirtschaft 
unterstützt der BVMW gemein-
sam mit dem Fraunhofer IPK Un-
ternehmen praktisch bei der 
Umsetzung von Klimaschutz. 
Wie Unternehmen ihre Treib-
hausgasemissionen konkret re-
duzieren können, wird in drei-
teiligen Workshopreihen vermit-
telt, inklusive fachlicher Bera-
tung in den Umsetzungsphasen. 
Die Teilnahme sowie alle weite-
ren Angebote des Projektes Kli-
MaWirtschaft sind aufgrund der 
Förderung durch das Bundes-
ministerium für Umwelt, Na-
turschutz, nukleare Sicherheit 
und Verbraucherschutz kosten-
frei. Anmeldung und weitere In-
formationen unter www.klima-
schutz-wirtschaft.de.� r

V.l.: Andreas Klimm, Wirtschaftsförderung Chiemgau GmbH (in Ver-
tretung für Dr. Birgit Seeholzer), Oberbürgermeister Dr. Christian 
Hümmer, Kornelia Kirchermeier vom BVMW Chiemgau und Stadt-
förster Gerhard Fischer mit Dackel Cessy. 	 Bild: Stadt Traunstein

https://www.evg-perlesreut.de/
https://www.evg-perlesreut.de/
http://www.bvmw.de/chiemgau
http://www.bvmw.de/chiemgau
http://www.klimaschutz-wirtschaft.de
http://www.klimaschutz-wirtschaft.de
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Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG, Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt,  
Tel.: 09453 991-0, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG, Albert-Ruckdeschel-Straße 19, 95326 Kulmbach,  
Tel.: 09453 991-0, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de 

Henne Nutzfahrzeuge GmbH, Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten, Tel.: 089 99 2490–0, Fax: 089 99 2490–109,  
E-Mail: heimstetten@henne-unimog.de, Internet: www.henne-unimog.de 

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG, Werner-von-Siemens-Straße 10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360,  
Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de 

KLMV GmbH, Robert-Bosch-Straße 1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 95 11-0,  
Fax: 09286 95 11-10, E-Mail: info@klmv.de, Internet: www.klmv.de 

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge, Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214,  
Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com

365 Tage voller Tatendrang.
Maximale Auslastung im Ganzjahreseinsatz mit dem 
Unimog Geräteträger. Kommunale Aufgaben sind niemals 
erledigt: Unzählige kleine und große Jobs möchten 
zuverlässig und schnell erledigt werden – allen voran 
Mähen, Mulchen und Gehölz pflege, Winterdienst, Kehren 
und Reinigen sowie Laden und Transportieren.

Hier bringt der Unimog seine Viel seitigkeit ins Spiel. 
Denn der Geräteträger kann dank seiner standardisierten 
hydraulischen, mechanischen und elektrischen Schnitt­
stellen eine Vielzahl von Geräten antreiben. 

Das Team des Waldfriedhofs Landsberg am Lech hat bei Henne Nutzfahrzeuge in Heimstetten ei-
nen neuen Hansa APZ 131 als Friedhofsbagger in Empfang genommen. Der Friedhofsbagger APZ 
131 ist ein handgeführter Bagger mit Allradantrieb und stufenlos steuerbarer Fahrgeschwindigkeit 
von 0-6 km/h, angetrieben von einem kraftvollen 4 Zylinder Kubota Motor. Für gutes Arbeitsklima 
sorgt eine geschlossene, beheizte Kabine, die wahlweise auch mit Schiebetür bestellt werden kann, 
und eine intuitive Bedienoberfläche. Die Karosserie macht das behutsame Arbeiten auf engstem 
Raum möglich. Die Abstützung sorgt für Stabilität und ein Niveauausgleich ermöglicht komfortables 
Fahren und Arbeiten an Hanglagen. Die Spur kann mühelos und sogar während der Fahrt verstellt 
werden.	�  Bild: Henne Nutzfahrzeuge

	 Bild: Mercedes-Benz Trucks

Fire & Rescue
Waldbrandeinsätze am Mittelmeer, Hochwasser-Alarm an Donau 
und Elbe, heftige Orkane und Herbststürme in ganz Europa, dazu Ha-
gel oder Erdbeben: Die Zahl der Naturkatastrophen nimmt weltweit 
zu – und mit ihnen die Groß- und Spezialeinsätze der Feuerwehren 
und Katastrophenschutz- Organisationen. Das bedeutet, dass die 
Einsatzkräfte vor immer größeren Herausforderungen stehen – und 
damit auch die Einsatzfahrzeuge. Kein anderer bietet unter härtes-
ten Bedingungen ein vergleichbares Leistungspotenzial wie der Uni-
mog: als Transportfahrzeug für Mannschaft, Material, Werkzeug und 
Gerät. Und vor Ort als Lösch-, Räum- oder Bergefahrzeug.

Robust, sicher und einsatzori-
entiert: Der Unimog erfüllt das 
zum Beispiel durch den gekröpf-
ten und geschweißten Fahrzeug- 
rahmen, Schubrohrtechnik für 
eine extreme diagonale Verwin-
dung von bis zu 600 mm, große 
Böschungs- und Rampenwinkel, 
Portalachsen, Allradantrieb und 
Differenzialsperren sowie hohe 
Traktion und Steigfähigkeit.

Eine Besonderheit ist die 
Selbstschutzanlage. Sie benetzt 
Reifen und Windschutzscheibe, 
wenn die Flammen dem Fahr-
zeug zu nahe kommen. Das be-

reits ab Werk erhältliche Hit-
zeschutzpaket beinhaltet bei-
spielsweise die Ummantelung 
wichtiger Leitungen, um sie ge-
gen Hitze und Beschädigungen 
zu schützen.

Auch in schwierigem Terrain

Mit seinen einsatztaktischen 
Vorbereitungen – zum Beispiel 
der runden Dachluke zur Brand-
bekämpfung direkt aus dem 
Fahrerhaus – unterstützt der 
Unimog Einsatzkräfte wirkungs-
voll. Und die optionale Doppel-

kabine schafft Platz für bis zu 
sieben Feuerwehrleute.

Der Motor- oder Getriebene-
benabtrieb macht aus dem Uni-
mog das perfekte Fahrzeug zur 
schnellen Waldbrandbekämp-
fung. Das Getriebe mit Gelän-
degruppe sorgt dafür, dass das 
Fahrzeug auch in schwierigem 
Terrain oder für „pump & roll“ 
mit extrem niedrigen Fahrge-
schwindigkeiten betrieben wer-
den kann. 

Die Antriebstechnik ist so an-
geordnet, dass Wassertiefen 
bis 80 cm (auf Wunsch 120 cm) 
durchfahren werden können. 
Weitere Highlights sind die Rei-
fendruck- Regelanlage TireCon-
trol plus mit den Modi „Straße“, 
„Sand“ und „Schlechtweg“ und 
das leistungsfähige Getriebe 
mit der Wendeschaltung Elec-
tronic Quick Reverse, der Gelän-
deuntersetzung und der elekt-
ronisch automatisierten Schal-
tung EAS. � r

Fest verwurzelt: 

Mehr als 50.000 Bäume  
für Bayern

Die bayerischen Volksbanken und Raiffeisenbanken beteiligen sich an  
Nachhaltigkeitsinitiative und setzen ein Zeichen für Klimaschutz

Die bayerischen Volksbanken und Raiffeisenbanken sind seit je-
her in ihrer Region fest verwurzelt. Jetzt schlagen die Kreditins-
titute auch im buchstäblichen Sinne Wurzeln. Sie beteiligen sich 
an der Klima-Initiative „Morgen kann kommen“ des Bundesver-
bands der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken (BVR), 
die die nachhaltige Wiederaufforstung lokaler Wälder voran-
treibt. 21 bayerische Volksbanken und Raiffeisenbanken haben 
deshalb in den vergangenen Monaten 50.960 Setzlinge geordert, 
um mit dem Pflanzen von Bäumen in ihrer Region für die heimi-
sche Natur aktiv zu werden. Die Banken übernehmen so die Pa-
tenschaft für einen Wald in ihrer Nähe und leisten einen Beitrag 
zur ökologischen Nachhaltigkeit.

Der Genossenschaftsverband 
Bayern (GVB) unterstützt die 
bundesweite Initiative der Volks-

banken und Raiffeisenbanken 
und begrüßt das große Engage-
ment seiner Mitglieder: „So leis-

ten wir einen wichtigen Beitrag, 
um unsere Heimat zu schützen 
und ihre Einzigartigkeit zu erhal-
ten. Wir alle sind gefordert, den 
nachfolgenden Generationen ei-
ne lebenswerte Umwelt zu hin-
terlassen“, sagte GVB-Präsident 
Gregor Scheller am Montag in 
München. „Jeder noch so kleine 
Setzling bringt uns diesem Ziel 
näher und ist ein Schritt in ei-
ne nachhaltigere Zukunft“, ist er 
überzeugt. 

Dem Klimawandel begegnen

Die bayerischen Volksbanken 
und Raiffeisenbanken engagieren 
sich bereits seit Langem durch 
unterschiedliche Aktivitäten für 
die Umwelt. „Die genossenschaft-
lichen Institute werden auch in 
Zukunft versuchen, auf kommu-
naler Ebene einem globalen Pro-
blem – dem Klimawandel – etwas 
entgegenzusetzen“, so Scheller.

Eine Million Bäume bis 2024

Die Baumpflanzaktion wurde 
2021 ins Leben gerufen und wird 
vom Bundesministerium für Er-
nährung und Landwirtschaft un-
terstützt. Sie läuft noch bis En-
de kommenden Jahres – bis 
2024 sollen mehr als eine Milli-
on Bäume in ganz Deutschland 
gepflanzt werden. Bisher nah-
men an der Pflanzaktion mehr 
als 140 Volksbanken und Raiffei-
senbanken teil, die inzwischen 
bereits mehr als 570.000 Setzlin-
ge finanziert haben. Auch einige 
Partner in der Genossenschaft-
lichen FinanzGruppe Volksban-
ken Raiffeisenbanken beteiligten 
sich an der Baumpflanzaktion. 
„Klimaschutz und Nachhaltig-
keit gehören seit jeher zur ge-
nossenschaftlichen DNA. Bäume 
zu pflanzen, ist eine langfristi-
ge Investition in unsere Zukunft, 
denn Bäume sind Klimaretter“, 
betonte Scheller.

Genossenschaftsverband 
Bayern e.V.

Der Genossenschaftsverband 
Bayern e.V. (GVB) vertritt seit 
mehr als 125 Jahren die Interes-
sen bayerischer Genossenschaf-
ten. Zu seinen 1.167 Mitgliedern 
zählen 208 Volksbanken und 
Raiffeisenbanken sowie 959 Un-
ternehmen aus Branchen wie 
Landwirtschaft, Energie, Han-
del, Handwerk und Dienstleistun-
gen. Sie bilden mit rund 50.000 
Beschäftigten und 2,9 Millionen 
Anteilseignern eine der größten 
mittelständischen Wirtschaftsor-
ganisationen im Freistaat (Stand: 
31.12.2021). � r

Dem Wald in Bayern 
„auf den Grund gehen“

Forstministerin Michaela Kaniber startet  
dritte Bodenzustandserhebung 

Wie entwickeln sich die Böden in Bayerns Wäldern? Das untersuchen 
staatlichen Stellen ab April im Rahmen der dritten Bodenzustandser-
hebung. An bayernweit rund 370 Inventurpunkten wird der Zustand 
und die Veränderung der Waldböden analysiert. Bayerns Forstmi-
nisterin Michaela Kaniber gab heute den offiziellen Startschuss für 
die Untersuchungen: „Waldböden sind wahre Multitalente: Sie sind 
das Fundament für gesunde Wälder und die Basis für einen funkti-
onierenden Waldumbau. Außerdem speichern sie erhebliche Men-
gen an Kohlenstoff und sind damit echte Klimaschützer. Wir wollen 
dieses Potenzial bestmöglich nutzen, deshalb brauchen wir mehr 
Fakten über dieses komplexe Ökosystem“. Durchgeführt wird die 
Bodenzustandserhebung von Expertinnen und Experten der Bayeri-
schen Landesanstalt für Wald- und Forstwirtschaft (LWF).

Neben ihrer wertvollen Funk-
tion als Kohlenstoffsenke sind 
Waldböden der Ministerin zufol-
ge auch als Wasserspeicher un-
verzichtbar. Die positive Wirkung 
zeigt sich bei Starkregen genauso 
wie bei anhaltenden Dürreperio-
den. Der Zustand der Böden ist 
zudem entscheidend für die rich-
tige Baumartenwahl im Klima-
wandel. Um ein ganzheitliches 
Bild dieses verborgenen Lebens-
raums zu erhalten, erfassen die 
Forscher an den Inventurpunk-
ten auch Daten zur Nährstoff-
versorgung und zum Kronenzu-
stand der Bäume sowie zur Bio-
diversität.

Die bundesweite Bestandsauf-
nahme der Waldböden findet 
bereits seit den 80er Jahren et-
wa alle fünfzehn Jahre unter der 
Federführung des Bundesland-
wirtschaftsministeriums statt. 
Sie ist Teil einer bundes- und eu-
ropaweiten systematischen 
Stichprobeninventur. Mit den Er-
gebnissen der Bodenzustandser-
hebung wird aufgrund der um-
fangreichen Laboranalysen und 
Auswertungen allerdings erst 
frühestens 2026 gerechnet.

Weitere Informationen im In-
ternet unter https://www.lwf.
bayern.de/boden-klima/bode-
ninventur. � r

Forstministerin Michaela Kaniber und Wolfgang Falk, Landesinven-
turleiter der LWF bei einer Aufnahme zur dritten Bodenzustandser-
hebung.	 Bild: Judith Schmidhuber/StMELF

https://www.lwf.bayern.de/boden-klima/bodeninventur
https://www.lwf.bayern.de/boden-klima/bodeninventur
https://www.lwf.bayern.de/boden-klima/bodeninventur
https://www.mercedes-benz-trucks.com/de_DE/models/unimog-off-road.html
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Auf dem Weg zu  
Klimaneutralität und  
einem starken Image

Metropolregion Nürnberg erhält Förderung in Höhe von 
insgesamt knapp 900.000 EUR für zwei neue Projekte durch 

das bayerische Wirtschaftsministerium

Mit zwei Projekten rüstet sich die Metropolregion Nürnberg für 
die Zukunft: CleanTech-Kompetenz und die nationale sowie inter-
nationale Stärkung ihres Images stehen auf der Agenda bis 2024. 
Bayerns Wirtschaftsstaatssekretär Roland Weigert übergab am 21. 
März 2022 die Förderbescheide für die beiden Projekte der Metro-
polregion in Höhe von jeweils 450.000 Euro. Mit Überreichung des 
Förderbescheids gab Wirtschaftsstaatssekretär Weigert den offi-
ziellen Startschuss. „Die Europäische Metropolregion Nürnberg 
beweist in ihrer täglichen Arbeit, dass durch Beteiligung, Zusam-
menarbeit und Vernetzung vor Ort innovative Projekte entstehen. 
Damit wird die Wettbewerbsfähigkeit und Zukunftsfestigkeit der 
Regionen entscheidend gestärkt. Ich bin überzeugt, dass alle 25 
Regionalen Initiativen, die wir mit unserer Förderung unterstüt-
zen, ganz wesentlich zu gleichwertigen Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen in Bayern beitragen“, sagte Roland Weigert.

Der Ratsvorsitzende der Me-
tropolregion und Landrat des 
Landkreises Bamberg, Johann 
Kalb, dankt für die Unterstüt-
zung. „Mit der Regionalförde-
rung nutzt das Wirtschaftsmi-
nisterium die Kraft ihrer Regi-
onen zur Stärkung der bayeri-
schen Wettbewerbsfähigkeit. 
Gleichzeitig befähigt das Minis-
terium die Regionen, ihre Wir-
kungskraft zu intensivieren. Die 
große Aufgabe Klimaneutrali-
tät kann ohne die regionale Ebe-
ne nicht gelingen. Und auch die 
Stärkung der regionalen Anzie-
hungskraft für Fachkräfte setzt 
eine optimale regionale Veran-
kerung und Maßnahmen vor-
aus“, sagt der Ratsvorsitzende.

Technologieoffene  
Vernetzung

Das Projekt „CleanTech-Kom-
petenz: Accelerator Klimaneu-
tralität in der Metropolregi-
on Nürnberg“ hat das Ziel, den 
Wandel zur Klimaneutralität in 
der Region zu beschleunigen. 
Schon heute ist die Kernbran-
che von CleanTech – der Be-
reich Energie- und Umwelttech-
nologie – regional sehr gut auf-
gestellt. Das Projekt wird syste-
matisch und technologieoffen 
Wirtschaft, Wissenschaft, Kom-
munen und Kompetenzinitia-
tiven vernetzen. Dazu Rainer 
Kleedörfer, fachlicher Sprecher 
das Forums Klimaschutz und 
nachhaltige Entwicklung der 
Metropolregion: „Wir haben in 
der Metropolregion sehr gute 
Voraussetzungen, die Anstren-
gungen zur Klimaneutralität zu 
beschleunigen. Etablierte Netz-
werk- und Kooperationsstruk-
turen sowie exzellente Kompe-
tenzen im wirtschaftlichen und 
wissenschaftlichen Sektor. Mit 
Mitteln der Regionalförderung 
des Freistaats Bayern können 
wir der CleanTech-Kompetenz in 

der Metropolregion zusätzliche 
Stoßkraft verleihen“. Geplant ist 
auch die Etablierung eines Clean 
Tech Innovation Days.

Damit erhält das Leitbild für 
nachhaltiges Wachstum und 
Beschäftigung der Region ei-
nen weiteren Schwerpunkt. Das 
Projekt wird von vier Experten- 
Netzwerken der Metropolregi-
on gemeinschaftlich umgesetzt: 
den Foren Wirtschaft und Infra-
struktur, Verkehr und Planung, 
Wissenschaft sowie Klimaschutz 
und nachhaltige Entwicklung.

Anziehungskraft steigern 
und Fachkräfte gewinnen

Das zweite Projekt widmet 
sich der Entwicklung einer Mar-
keting-Strategie und deren er-
findungsreicher Umsetzung. Ziel 
ist es, Talente aus Deutschland 
und aller Welt in die Region zu 
ziehen und hiesige Fachkräfte 
zu binden. Über die eigenen re-
gionalen Stärken weiß man auf-
grund langjähriger Imagearbeit 
und die Imagekampagne „Platz 
für….“ eine ganze Menge. 

„Die Metropolregion Nürn-
berg steht schon heute für eine 
dynamische Balance zwischen 
attraktiven Karrierechancen 
und hoher Lebensqualität. Das 
ist ihrem ausgewogenen Stadt-
Land-Mix zu verdanken: Eng in-
einander verflochten finden sich 
Städte unterschiedlicher Grö-
ße und attraktive ländliche Räu-
me in Reichweite!“, sagt Peter 
Ottmann, Sprecher des Forums 
Marketing der Metropolregion 
Nürnberg und CEO der Nürn-
bergMesse Group. 

Gezieltes Ausspielen von in-
formierenden, beratenden und 
unterhaltenden Inhalten (Con-
tent-Marketing) soll neue nati-
onale und internationale Ziel-
gruppen erreichen und die At-
traktivität der Region aufzeigen 
und erlebbar machen. � r

„Wir sind Heimat – 
Vielfalt leben vor Ort“

Bezirk Oberbayern lobt Inklusionspreis 2022 aus  
Bewerbungsfrist bis 20. Mai

„Wir sind Heimat – Vielfalt leben vor Ort“: Unter diesem Mot-
to lobt der Bezirk Oberbayern den Inklusionspreis 2022 aus. 
Der Bezirk möchte diesmal Projekte und Initiativen auszeich-
nen, die sich für ein barrierefreies Miteinander von Menschen 
mit und ohne Behinderungen, insbesondere in den Bereichen 
Kultur, Umwelt, Natur und Mobilität in den oberbayerischen 
Kommunen einsetzen. Die Bewerbungsfrist läuft vom 28. 
März bis 20. Mai 2022.

Bewerben können sich ab sofort gelungene Initiativen und 
Projekte, die Aktivitäten eines vielfältigen heimatlichen Le-
bens von Menschen mit und ohne Behinderungen stärken. 
Ziel ist es, den Prozess der Inklusion aktiv voranzutreiben. 
Preiswürdige Ideen können auch vorgeschlagen werden.

„Gesellschaftliche Teilhabe von Menschen mit Behinderun-
gen findet in Familien, Vereinen, Dörfern und Städten statt. 
Das heimatliche Leben ist geprägt von Begegnungen zwischen 
Menschen mit und ohne Behinderungen“, sagte Bezirkstags-
präsident Josef Mederer. „Mit dem Inklusionspreis 2022 wol-
len wir deshalb Initiativen vor Ort auszeichnen, die ein wert-
schätzendes Miteinander aller Menschen ermöglichen und in 
Kultur, Natur, Umwelt und Mobilität Inklusion leben.“

Die Ausschreibungsunterlagen sind auf der Homepage des 
Bezirks Oberbayern unter www.bezirk-oberbayern.de/Inklu-
sionspreis eingestellt. Es gibt die Auslobung und den Bewer-
bungsbogen auch in Leichter Sprache.

Der Inklusionspreis zum Motto „Wir sind Heimat“ war be-
reits 2020 ausgeschrieben worden, wegen der Corona-Pande-
mie wurde die Auslobung jedoch um zwei Jahre auf 2022 ver-
schoben. Der Preis wird heuer zum fünften Mal vergeben. Die 
Preisvergabe ist im November 2022 in München. Das Preis-
geld beträgt 10.000 Euro. Es kann auf maximal drei Preisträ-
ger verteilt werden. Eine Fachjury trifft die Auswahl unter den 
eingehenden Bewerbungen. Ihr gehören neben dem weite-
ren stellv. Bezirkstagspräsidenten Michael Asam Mitglieder 
der Fraktionen, der Freien Wohlfahrtspflege und Vertretun-
gen der Selbsthilfe sowie eine Hörfunkjournalistin an. � r

Modellprojekt  
„Jugendhilfe vor Ort in Puchheim“

Einrichtung bleibt dauerhaft in der Stadt
Mitten in Puchheim, und damit nah dran an den Menschen, die Hil-
fe benötigen, ist die „Jugendhilfe vor Ort“. Mit der Eröffnung seiner 
Außenstelle in Puchheim hat das Jugendamt im Landratsamt neue 
Methoden in der Sozialarbeit eingeführt. Zum Projektabschluss 
ziehen Jugendamt und Stadt Puchheim eine positive Bilanz. Die 
Außenstelle soll nun eine dauerhafte Einrichtung werden.

Das Modellprojekt „Jugend-
hilfe vor Ort in Puchheim“ (JvO) 
wurde Ende 2018 ins Leben ge-
rufen und ist zum Ende des Jah-
res 2021 ausgelaufen. Ziel des 
Projektes war es, ein Team des 
Jugendamtes vor Ort zu etab-
lieren und so eine sozialräumli-
che Ausrichtung der Arbeit zu er-
möglichen. Zur gelingenden Um-
setzung kooperierten die Stadt 
Puchheim und der Landkreis 
Fürstenfeldbruck miteinander:  
das Personal des Amtes für Ju-
gend und Familie des Landrats- 
amtes zog in durch die Stadt 

Puchheim finanzierte Räume, die 
Kosten der wissenschaftlichen 
Begleitung durch die Katholische 
Stiftungshochschule München 
wurden hälftig geteilt. Durch die 
Büroräume direkt im Puchhei-
mer Sozialraum ist es den sozi-
alpädagogischen Fachkräften in 
viel höherem Maße möglich, ei-
nen engen Kontakt nicht nur zu 
relevanten Netzwerkakteuren, 
sondern auch und vor allem zu 
den Kindern, Jugendlichen und 
Familien in Puchheim aufzu- 
bauen.

Die Nähe bringt eine bessere 

Qualität der Beratung mit sich: 
zum einen waren deutlich mehr 
Hausbesuche möglich, zum an-
deren konnten zahlreiche Fami-
lien an geeignete Stellen weiter-
vermittelt werden, da die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter des 
Jugendamtes durch ihre Vernet-
zung im Sozialraum mehr Kennt-
nisse über die dortigen Angebo-
te und Strukturen erhielten. 

Vorteile für  
Stadt und Landkreis

Dabei geht es nicht nur um 
professionelle Akteure im Ju-
gendhilfebereich, sondern auch 
um Sportvereine, Kirchen, eh-
renamtliche Angebote und vieles 
mehr. Sowohl für den Landkreis 
Fürstenfeldbruck wie auch für 
die Stadt Puchheim sind durch 
die Etablierung der Jugendhil-
fe vor Ort Vorteile entstanden. 
Die Stadt entwickelt im Rahmen 
des Projektes „Kinderfreundli-
che Kommune“ Strukturen, die 
den Puchheimer Familien gu-
te Lebensbedingungen ermög-
lichen; das direkt vor Ort tätige 
Jugendamt ist in dieser Hinsicht 
ein zentraler Netzwerkakteur, 
der durch die unmittelbare Nähe 
auch gut zu erreichen ist.

Kinderfreundliche Kommune

Bürgermeister Norbert Seidl 
sagt dazu: „Mit der Fortführung 
des Modellprojekts ‚Jugendhil-
fe vor Ort‘ verstetigen wir ei-
ne der wichtigsten Maßnahmen 
aus unserem Aktionsplan ‚Kin-
derfreundliche Kommune‘. Ei-
ne moderne und präventiv ein-
setzende Kinder- und Jugend-
hilfe in Puchheim ist für diejeni-
gen jungen Menschen da, die in 
einem schwierigen Umfeld auf-
wachsen, belastenden Situati-
onen ausgesetzt sind oder dro-
hen, von der sozialen Teilhabe 
abgehängt zu werden. Mit dem 
Jugendamt des Landkreises vor 
Ort ermöglichen wir jetzt wich-
tige und nachhaltige Verbesse-
rungen für sie. Die Stadt Puch-
heim hat sich im Rahmen der 

‚Kinderfreundlichen Kommune‘ 
folgende Ziele gesetzt: Schützen, 
Stärken, Helfen, Unterstützen, 
Beteiligen. Kinder und Jugend-
liche werden mit ihren Eltern in 
Puchheim künftig aktiv einbezo-
gen und junge Menschen sollen 
Kinder- und Jugendhilfen aus ei-
ner Hand bekommen.“

Das Amt für Jugend und Fa-
milie konnte aus dem Puchhei-
mer Modell Erkenntnisse zie-
hen, die in eine sozialräumliche 
Ausgestaltung des gesamten Ju-
gendamtes gemündet sind. Von 
einer Nähe des Jugendamtes sol-
len schließlich auch die anderen 
Kommunen des Landkreises pro-
fitieren. Das Puchheimer JvO-
Team ist inzwischen auch für 
die Gemeinde Eichenau zustän-
dig. Die Räume der Puchheimer 
Außenstelle befinden sich in der 
Boschstraße 1. 

Im Abschlussbericht zum 
Modellprojekt weist Prof. Dr. 
Andreas Kirchner von der Ka-
tholischen Stiftungshochschu-
le auf eine höhere Mitarbeiter-
zufriedenheit und eine effizien-
tere Arbeitsweise im Jugendamt 
hin, die er vor allem auf die Nähe 
zu den Bürgerinnen und Bürgern 
Puchheims zurückführt. Da-
durch sei das Jugendamt in der 
Lage, fachlich besser zu arbeiten 
und die Partizipation der Kinder 
und Jugendlichen in den Mit-
telpunkt der Arbeit zu stellen. 
Landrat Thomas Karmasin be-
stätigte den Erfolg des Modell-
projekts: „Unsere Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter aus dem 
Puchheimer JvO-Team arbeiten 
mit hoher Motivation in der Au-
ßenstelle in Puchheim und ge-
hen mit Freude in die Arbeit. Das 
kommt letzten Endes den Men-
schen vor Ort zugute. Das ist für 
die Puchheimer Kinder und Fa-
milien eine positive und wichtige 
Entwicklung und wird in einem 
nächsten Schritt deshalb auf den 
ganzen Landkreis ausgeweitet.“

Neben dem Puchheimer Team 
hat das Amt für Jugend und Fa-
milie inzwischen vier weitere 
JvO-Einheiten etabliert, die für 
die Stadt Fürstenfeldbruck, die 
Kommunen Olching und Grö-
benzell, die Stadt Germering so-
wie die 17 kleineren Kommunen 
insbesondere im Westen des 
Landkreises zuständig sind. Da-
neben gibt es als zentrale An-
laufstelle des Jugendamtes die 

Antrag auf Asyl-Leistungen 
jetzt auch online möglich
Bequem und ohne Wartezeit: Geflüchtete aus der Ukraine 

können Antrag ab sofort auch elektronisch stellen

Wer es geschafft hat, aus dem ukrainischen Kriegsgebiet zu fliehen, 
hat meist alles zurücklassen müssen. Neben einem sicheren Ort, an 
dem man erst einmal etwas zur Ruhe kommen kann, brauchen die 
meisten Menschen dringend Geld, um für sich und ihre Kinder sor-
gen zu können. Obwohl das Landratsamt das Antragsverfahren für 
Asylleistungen von Anfang an so unbürokratisch wie möglich gestal-
tet hat, kam es wegen des hohen Zugangs an Geflüchteten doch zu 
teils längeren Wartezeiten für die Antragsteller. 

Seit Ende März können Ge-
flüchtete aus der Ukraine den 
Antrag auf Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz 
auch online von jedem mobilen 
Endgerät oder aber von einem 
PC aus stellen. Voraussetzung 
dafür ist lediglich eine E-Mail- 
adresse. Der Antrag steht so-
wohl in deutscher, englischer als 
auch in ukrainischer Sprache zur 
Verfügung und wird dann ver-
schlüsselt an das Landratsamt 
übermittelt. Der Bescheid auf 
Leistungsauszahlung wird dann 
ebenfalls als verschlüsselte, 
passwortgeschützte Nachricht 
per E-Mail an den Antragsteller 
gesendet. 

Antrag kann nach wie vor 
persönlich gestellt werden

Mit diesem elektronischen 
Dokument können die Geflüch-
teten dann zum Rathaus ih-
rer aktuellen Wohnsitzgemein-
de (bzw. der Gemeinde, in der 
sie zum Zeitpunkt der Antrag-
stellung gewohnt haben) gehen 
und sich – nach einer Überprü-
fung der Identität – die Leistun-
gen bar auszahlen lassen. Dar- 
über hinaus besteht auch die 
Möglichkeit einer bargeldlosen 
Auszahlung, wenn die Geflüch-
teten schon über ein deutsches 
Bankkonto verfügen und be-
reits in ihrer jeweiligen Gemein-

de melderechtlich erfasst sind. 
Wer den Antrag lieber persön-
lich stellen möchte, kann selbst-
verständlich weiterhin zu den 
Öffnungszeiten ohne Termin ins 
Landratsamt kommen. 

Gute, unbürokratische Hilfe

Den Antrag sowie alle Infor-
mationen zum Prozedere gibt es 
auf der Homepage des Landrat-
samts unter www.landkreis-mu-
enchen.de/ukraine. Unter dem 
Menüpunkt „Informationen für 
ukrainische Flüchtlinge im Land-
kreis München“ findet sich das 
Auswahlfeld „Leistungen erhal-
ten“. 

„Alle Abteilungen des Land-
ratsamts arbeiten zurzeit mit 
Hochdruck und größtem En-
gagement daran, die Aufnahme 
der Geflüchteten so gut und un-
bürokratisch wie möglich zu ge-
stalten. Der Online-Antrag ist 
ein weiterer Baustein in die-
sem Bemühen“, kommentiert 
Landrat Christoph Göbel die 
Einführung des elektronischen 
Antragsverfahrens. „Wer alles 
verloren hat, soll sich nicht als 
erstes mit der deutschen Büro-
kratie herumschlagen müssen“, 
so die Meinung Göbels. „Natür-
lich ist das nicht an jeder Stelle 
möglich, aber dort, wo wir Er-
leichterung verschaffen können, 
tun wir das!“ � r

BVI (Beratung, Vermittlung, In-
tervention), die unter Telefon 
08141 / 51 -599 und -968 zu den 
Öffnungszeiten des Landratsam-
tes erreichbar ist.

Gemeinsam Lösungen  
entwickeln

Ein zentraler Baustein, der 
die sozialräumliche Arbeitswei-
se überhaupt erst möglich ge-
macht hat, war die regelhafte 
und standardisierte Etablierung 
des Familienrats in die Abläu-
fe der Jugendhilfe. Der Familien-
rat ermöglicht ein zuverlässig ho-
hes Maß an Beteiligung, denn Ju-
gendhilfemaßnahmen können 
nun nicht mehr über die Köpfe 
der betroffenen Menschen hin-
weg entschieden werden, son-
dern stets unter Einbezug der Fa-
milien, vor allem aber der Kinder 

und Jugendlichen.
Im Familienrat treffen sich die 

Familien mit ihrem Netzwerk, al-
so mit Vertrauenspersonen ihrer 
Wahl aus dem Umfeld, um best-
möglich über die Zukunft ent-
scheiden und einen guten Plan 
ausarbeiten zu können. Unter-
stützung erhalten sie dabei nicht 
ausschließlich vom Jugendamt 
selbst, sondern auch noch von 
sozialräumlichen Ressourcen aus 
dem unmittelbaren Umfeld. Die 
Erfahrungen aus dem Modell-
projekt zeigen deutlich: je mehr 
Akteure und Ressourcen aus 
dem Umfeld für die Kinder und 
Familien aktiviert werden kön-
nen, desto besser fallen auch die 
Ergebnisse der Familienräte aus, 
desto mehr Ideen werden entwi-
ckelt, damit die betroffenen Kin-
der und Jugendlichen eine gute 
Zukunft haben.� r

Jugendstadtrat Schrobenhausen:

Müllsammelaktion  
ein voller Erfolg

Erneut organisierte der Jugendstadtrat eine seiner traditionellen 
Müllsammelaktionen. Am Wochenende kamen rund 40 Jugendli-
che zusammen, um den Innenstadtbereich zu säubern. Ob Grün- 
fläche oder Straßenrand, die Gruppe war eifrig dabei, in Steingriff 
machte sich eine separate Gruppe ans Sammeln. Am Ende kam 
mehr als ein halber Container an Müllsäcken zusammen.

„Ich bin wahnsinnig begeis-
tert von dem Fleiß der Jugend-
lichen“, lobte der Stadtjugend-
pfleger Benedikt Schmid. Die 
Mitglieder des Jugendstadtrates 
haben sich extra Zeit für die Ak-
tion genommen, obwohl sie im 
Anschluss – wie bereits die Tage 
zuvor und auch danach – für die 
Flüchtlingshilfe im Einsatz wa-
ren. „Das ist schon beachtlich.“

Unterstützung  
durch den Streetworker

Unterstützt wurden die Ju-
gendlichen nicht nur von 
Schmid, sondern auch von Sa-

scha Hellwich: Der Streetworker 
ist mit einem Lastenfahrrad von 
Gruppe zu Gruppe gefahren und 
hat die einzelnen Müllsäcke zum 
Container gebracht und die Ju-
gendlichen mit Getränken ver-
sorgt. Für die Stärkung kümmer-
te sich das Team des Jugendzen-
trum GreenHaus mit Grillfleisch 
und verschiedenen Salaten.

Für Benedikt Schmid und alle 
Beteiligten war die Müllsammel- 
aktion ein voller Erfolg. „Es ist 
einfach schön zu sehen, wie be-
geistert die Jugendlichen bei der 
Sache sind. Sie kümmern sich 
um ihre Heimat und bringen sich 
mit vollem Engagement ein. � r

https://www.bezirk-oberbayern.de/Inklusionspreis
https://www.bezirk-oberbayern.de/Inklusionspreis
http://www.landkreis-muenchen.de/ukraine
http://www.landkreis-muenchen.de/ukraine
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Landkreis Landshut:

Leuchtturmprojekt  
kann entwickelt werden

CSU erreicht Förderung für Aufbau des Gemeindewerks

Die regionalwerke sind ein regionaler Energieversorger aus dem 
Landkreis Landshut. Hauptziel ist jedoch die Entwicklung innovati-
ver Geschäftsmodelle im Rahmen der Energiewende. Eines davon 
ist das Forschungsprojekt „Virtuelles Gemeindewerk“. Es wird in 
diesem Jahr vom Freistaat mit einer kräftigen Förderung bedacht, 
wie die Landtagsabgeordneten Dr. Petra Loibl, Helmut Radlmei-
er und Josef Zellmeier (alle CSU) bei ihrem Besuch im Landshuter 
Gründerzentrum LINK verkündeten.

„Mit dem Konzept der virtu-
ellen Gemeindewerke sollen die 
Vorteile eines Stadtwerks aufs 
Land gebracht werden – und 
zwar für jede Gemeinde“, be-
schrieb Andreas Engl, Geschäfts-
führer der regionalwerke, die 
Idee. „Jeder Bürgermeister ist 
froh, wenn er ein Stadtwerk hat. 
Die Vorteile liegen auf der Hand: 
Die Stadtverwaltung wird ent-
lastet, Fachexperten stehen zur 
Verfügung, Überschüsse werden 
an die Stadt ausgeschüttet und 
die kostengünstige Energiever-
sorgung sichergestellt“.

Zum ersten Mal umgesetzt 
werden soll das Konzept im Land-
kreis Landshut. „Hier bei uns ent-
steht die Blaupause für ganz Bay-
ern. Wir wollen zeigen, wie sich 
Gemeinden interkommunal or-
ganisieren können. Gemeinsam 
werden Risiken sowie Kosten 
minimiert und das Wertschöp-
fungspotenzial erhöht“, so Engl.

Region Landshut als Vorbild

Vergleichbar mit einem 
App-Store soll eine Plattform 
aufgebaut werden. Über sie kön-
ne jede Gemeinde, jeder Bürger 
und jedes Unternehmen die ge-
wünschten Dienstleistungen bu-
chen, informierte Engl. Ein Bei-

spiel für die Möglichkeiten eines 
solchen gemeinsamen Kommu-
nalunternehmens ist der Ausbau 
der Energiewende und die Or-
ganisation einer regionalen und 
erneuerbaren Energieversor-
gung. So könnte beispielswei-
se der Strom von ausgeförder-
ten EEG-Anlagen regional einge-
kauft und anschließend vor Ort 
vermarktet werden.

Wertschöpfung  
bleibt vor Ort 

Dass eine solche Innovation 
ideelle und finanzielle Unter-
stützung benötigt, versteht sich 
von selbst. Hierzu überbrach-
ten die Abgeordneten Dr. Petra 
Loibl, Helmut Radlmeier und Jo-
sef Zellmeier den regionalwer-
ken die lang ersehnte Nachricht: 
Das gemeinsame Werben für das 
Konzept war erfolgreich, teilten 
die Abgeordneten mit. „Auf In-
itiative der CSU- Landtagsfrak-
tion wird der Freistaat die Pro-
jektentwicklung mit 400.000 
Euro unterstützen“, führte Zell-
meier, Vorsitzender des Haus-
haltsausschusses des Bayeri-
schen Landtags aus. Der Haus-
haltsausschuss hat dem schon 
zugestimmt, weshalb von der 
endgültigen Zustimmung durch 

das Plenum des Landtags Anfang 
April ausgegangen werden kann, 
so Zellmeier.

Die Förderung ist das Ergebnis 
einer langen Zusammenarbeit: 
Schon seit 2019 unterstützen 
die Abgeordneten Radlmeier 
und Loibl die Idee des virtuellen 
Gemeindewerks. „Es freut mich 
sehr, dass wir dieses zukunfts-
weisende Projekt unterstützen 
können. Wir haben lange darauf 
hingearbeitet. Mit einem virtu-
ellen Gemeindewerk bietet sich 
die Chance, die Wertschöpfung 
in vielen Bereichen in der Re-
gion zu halten“, erläuterte Hel-
mut Radlmeier. „Dass die Idee 
dahinter aus unserem Landshu-
ter Gründerzentrum kommt und 
bayernweit ausgerollt werden 
kann, macht das Konzept natür-
lich besonders unterstützens-
wert“, so Radlmeier.

„Gerade mit Blick auf den tur-
bulenten Energiemarkt bietet 
ein virtuelles Gemeindewerk 
Chancen. Mit dem Konzept vir-
tueller Gemeindewerke könnten 
Gemeinden in Zukunft lokal er-
zeugten Strom auch vor Ort ver-
markten. Für die vielen Anlagen, 
die aus der EEG-Förderung fal-
len, ist das eine interessante Op-
tion“, bekräftigte Loibl.

Die Abgeordneten wollen wei-
ter im engen Kontakt mit den 
Verantwortlichen der regional-
werke bleiben und die weitere 
Entwicklung begleiten. Für den 
ländlichen Raum könnten sich 
mit dem Konzept Zukunftschan-
cen eröffnen. Dank der Förde-
rung stehe die Tür dafür nun weit 
offen, war man sich einig. � r

Auf Initiative der CSU-Landtagsfraktion wird das Projekt „Virtuelles Gemeindewerk“ der regionalwer-
ke GmbH & Co. KG vom Freistaat mit 400.000 Euro gefördert. Diese gute Nachricht überbrachten die 
CSU-Landtagsabgeordneten Helmut Radlmeier (2.v.l.), Josef Zellmeier (3.v.l.) und Dr. Petra Loibl regio-
nalwerke-Geschäftsführer Andreas Engl (r.) und dem kaufmännischen Leiter Dr. Andreas Wieser (2.v.r.) 
sowie Sebastian Öllerer, Netzwerkmanager des Landshuter Gründerzentrums LINK.	 Bild: René Spanier

EU-Kohäsionspolitik: 

Europäische Kommission genehmigt  
erste Interreg-Programme

Die ersten Interreg-Programme des Programmplanungszeitraums 
2021–2027 wurden von der Kommission genehmigt; sie umfas-
sen drei Programme der „Europäischen territorialen Zusam-
menarbeit“ mit Investitionen in Höhe von über 481 Mio. EUR. 
Genehmigt wurden die Programme „Interreg Mitteleuropa“, 
die „Interreg Österreich – Deutschland (Bayern)“ und „Interreg 
Deutschland (Bayern) – Tschechien“. Die Mittel werden entspre-
chend den Prioritäten der EU für ein intelligentes, nachhaltiges 
und integratives Europa zugewiesen.

Elisa Ferreira, EU-Kommissa-
rin für Kohäsion und Reformen, 
erklärte: „Ich freue mich, dass 
die ersten Interreg-Program-
me des Zeitraums 2021–2027 
inzwischen angenommen wur-
den. Die Zusammenarbeit steht 
im Mittelpunkt des europäi-
schen Projekts, und mit Interreg 
wird dieser Gedanke in konkre-
te Maßnahmen vor Ort umge-
setzt. Interreg- Programme ver-
anschaulichen das Wesen und 
die Stärke der europäischen In-
tegration: Durch die Finanzie-
rung einer engen Zusammenar-
beit in den Grenzregionen und 
über Mitgliedstaaten hinweg 
tragen diese Programme dazu 
bei, dass die Menschen gemein-
same Herausforderungen ge-
meinsam anstatt jeder für sich 
angehen.“

Einzelheiten der  
Interreg-Programme

Die Mittelausstattung von In-
terreg Mitteleuropa beläuft sich 
auf insgesamt 280,7 Mio. EUR. 
Die Hälfte dieser Mittel wird für 
grüne Investitionen bereitge-
stellt, z. B. für die Steigerung der 
Energieeffizienz, die Anpassung 
an den Klimawandel oder die 
Ökologisierung der städtischen 
Mobilität; fast ein Drittel fließt 
in Förderung der Wettbewerbs-
fähigkeit und der Innovations-
kapazitäten in Mitteleuropa. 
Ein weiterer Programmschwer-
punkt wird die Verbesserung 
der Verkehrsverbindung von 
ländlichen Gebieten und Rand-
gebieten sowie die Verbesse-
rung der Governance für die in-
tegrierte territoriale Entwick-
lung sein.

Die Mittelausstattung von In-
terreg Österreich – Deutschland 
(Bayern) wird sich auf insgesamt 
76,9 Mio. EUR belaufen und fol-
gende Schwerpunkte betreffen: 
zukunftssichere Wirtschaft, wi-
derstandsfähige Umwelt, nach-
haltiger Tourismus, integrierte 
regionale Entwicklung und grenz- 
übergreifende Governance. Fast 
ein Drittel der Mittel fließt in die 
Entwicklung von Forschungs- und 

Innovationskapazitäten, mehr 
als ein Fünftel in klimabezogene 
Maßnahmen.

Die Mittelausstattung von In-
terreg Deutschland (Bayern) 
– Tschechien beläuft sich auf 
123,8 Mio. EUR. Mit fast ei-
nem Drittel der Mittel werden 
Kultur und nachhaltiger Tou-
rismus im Bereich der wirt-
schaftlichen Entwicklung, sozia-
le Inklusion und soziale Innova-
tion unterstützt; weitere Inves-
titionsschwerpunkte sind der 
Schutz und die Erhaltung der 
Natur, der biologischen Viel-
falt und der grünen Infrastruk-
tur sowie die Verbesserung des 
gleichberechtigten Zugangs zu 
inklusiven und hochwertigen 
Dienstleistungen in der Bildung.

Nächste Schritte

Interessierte Akteure in den 
betroffenen Gebieten werden 
aufgefordert, die bevorstehen-
den Aufforderungen zur Einrei-
chung von Projektvorschlägen, 
die auf den Websites der Pro-
gramme veröffentlicht werden, 
aufmerksam zu verfolgen.

Hintergrund

Seit jeher gibt es im Zentrum 
Europas große wirtschaftliche 
Unterschiede, und Interreg eig-
net sich besonders dafür, Brü-
cken zwischen Regionen und 
Menschen zu bauen. Interreg 
wird dazu beitragen, die betrof-
fenen Regionen bei der Umset-
zung des ökologischen und digi-
talen Wandels in der EU stärker 
voranzubringen.

Im Programmplanungszeit-
raum 2021 – 2027 stehen für 
die sechste Generation von In-
terreg- Programmen insgesamt 
fast 10 Mrd. EUR zur Verfügung. 

Interreg gliedert sich in vier 
Aktionsbereiche: 
•	 grenzübergreifende Zusam-
menarbeit (Interreg A), 
•	 transnationale Zusammenar-

beit (Interreg B), 
•	 interregionale Zusammenar-
beit (Interreg C) sowie 
•	 Zusammenarbeit der Gebie-
te in äußerster Randlage mit be-
nachbarten Gebieten (Interreg D).

Weitere Informationen

•	 Europäische territoriale Zu-
sammenarbeit
•	 Interreg-Programm Mitteleu-
ropa
•	 Interreg-Programm Öster-
reich – Deutschland (Bayern)
•	 Interreg-Programm Deutsch-
land (Bayern) – Tschechien
•	 Fragen und Antworten zur 
EU-Kohäsionspolitik � r

Bürgermeisterwahlen  
in Bayern

Neue Rathauschefs in Blaibach (Landkreis Cham) und Fisch-
bachau (Landkreis Miesbach): In der Regentalgemeinde holte 
die ehemalige Skirennläuferin Monika Bergmann für die Freie 
Wählergemeinschaft Blaibach im ersten Wahlgang mit 53,5 Pro-
zent den Sieg. Für die weiteren Kandidaten Volker Fischer (CSU-
Freie Bürger) und Waltraud Oberberger (SPD) votierten 36,9 
Prozent bzw. 9,6 Prozent der Wählerinnen und Wähler. Die Bür-
germeisterwahl war nötig geworden, weil der vormals amtie-
rende Rathauschef Wolfgang Eckl im Herbst vergangenen Jah-
res überraschend verstorben war. Die Wahlbeteiligung lag bei 
73,3 Prozent.

Nachdem Johannes Lohwasser (Freie Wähler) das Amt des 
Bürgermeisters in Fischbachau 2021 vorzeitig niedergelegt hat-
te, war der Weg nun frei für den CSU-Kandidaten Stefan Dein-
gruber, der 90,6 Prozent der Stimmen auf sich vereinen konn-
te. Bereits im Jahr 2000 war der Bauamtsleiter für die CSU ins 
Rennen um das Bürgermeisteramt gegangen. Damals unterlag 
er dem SPD-Kontrahenten Franz Sellmayr. Die Wahlbeteiligung 
in der oberbayerischen Gemeinde betrug 32,7 Prozent. � DK

https://www.tvbayernlive.de/
https://ec.europa.eu/regional_policy/en/policy/cooperation/european-territorial/
https://ec.europa.eu/regional_policy/en/policy/cooperation/european-territorial/
https://www.interreg-central.eu/Content.Node/home.html
https://www.interreg-central.eu/Content.Node/home.html
https://interreg.eu/programme/interreg-austria-germany/
https://interreg.eu/programme/interreg-austria-germany/
https://interreg.eu/programme/interreg-germanybavaria-czech-republic/
https://interreg.eu/programme/interreg-germanybavaria-czech-republic/
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/qanda_21_3059
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/qanda_21_3059
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie 
viele Einwohner vertreten Sie?

Ich bin Oberbürgermeis-
ter der Stadt Fürth mit fast 
130.000 Einwohnern. 
Wann haben Sie Ihr Amt ange-
treten und sind Sie hauptamt-
lich oder ehrenamtlich tätig?

Mein Amt habe ich am 1. 
Mai 2002 angetreten und bin 
seitdem hauptamtlich tätig.
Welchem Beruf sind Sie vor 
Amtsantritt nachgegangen 
bzw. üben Sie diesen nach wie 
vor aus?

Zuvor war ich Landtagsab-
geordneter beziehungsweise 
Rechtsanwalt. Meinen Beruf 

ren negativen Auswirkungen 
auf Handel, Gastronomie und 
Kultur, und ganz brisant: die 
Unterbringung der Geflüchte-
ten aus der Ukraine. 
Womit werden Sie sich noch 
auseinandersetzen müssen/
wollen? 

Ein weiteres Projekt, das 
uns für viele Jahre beschäfti-
gen wird, ist der Klimaschutz. 
Ebenso ist die Digitalisierung 
der Verwaltung eine der zen-
tralen Aufgaben der nächsten 
Jahre.
Haben Sie einen wichtigen 
Ratschlag für junge Kollegin-
nen und Kollegen?

Dr. Thomas Jung
Oberbürgermeister der Stadt Fürth,

Erster stv. Vorsitzender  
des Bayerischen Städtetags

übe ich nicht mehr aus.
Was war Ihr persönlicher Anreiz in die Kom-
munalpolitik zu gehen?

Der Anreiz in die Kommunalpolitik zu gehen, 
bestand und besteht in der Möglichkeit vor Ort 
Entwicklungen voranbringen zu dürfen. 
Wie haben Sie sich vorbereitet? 

Auf diese Aufgabe habe ich mich durch zehn 
Jahre ehrenamtliche Tätigkeit im Fürther Stadt-
rat vorbereitet.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Heraus-
forderungen? 

Bei meinem Amtsantritt als OB lag die 
Hauptherausforderung in der Sanierung der 
Fürther Innenstadt und ihrer Attraktivitätsstei-
gerung. Da konnte bereits viel erfolgreich um-
gesetzt werden.
Welche Themen beschäftigen Sie momentan? 

Aktuelle Herausforderungen sind nach wie 
vor die Überwindung der Corona Krise mit ih-

Jüngeren Kolleginnen und Kollegen empfehle 
ich letztlich immer nach gesundem Menschen-
verstand zu entscheiden und weniger nach par-
teipolitischen Überzeugungen oder ideologisch.
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?

Projekte versuche ich immer in einem breiten 
Konsens mit viel Dialog und Gesprächen um-
zusetzen. Das hat es mir bislang auch erspart, 
dass Entscheidungen im Rathaus durch Bürger- 
entscheid korrigiert wurden.
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?

Die Digitalisierung wird weniger die Kommu-
nalpolitik beeinflussen, als die kommunale Ver-
waltung. Dennoch wird auch die Politik im Zeit-
alter der Digitalisierung andere Formen des 
Ausdrucks und des Dialogs finden müssen.
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

Ein hohes Maß an Gottvertrauen hilft bei je-
der Entscheidungsfindung und ist immer wie-
der auch Grundlage für meine Entscheidungen. 
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Ich möchte gerne als Oberbürgermeister in 
Erinnerung bleiben, der die Stadt Fürth auf Au-
genhöhe mit den Nachbarstädten Erlangen und 
Nürnberg geführt hat.� r
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LEP-Fortschreibung in der Kritik
Entwurf zur 15. Fortschreibung des Regionalplans Südostoberbayern stößt auf Ablehnung 

Auf große Vorbehalte stoßen bei nicht wenigen Bürgermeistern 
die derzeitige Fortschreibung des LEP mit Blick auf den Entwurf 
zur 15. Fortschreibung des Regionalplans Südostoberbayern, Re-
gion 18. Darin wird festgelegt, dass die Siedlungsentwicklung 
nur auf Gemeinden über 5.000 Einwohner und auf Orte mit ÖP-
NV-Anbindung konzentriert werden solle. „Im Prinzip wird hier 
eine versteckte Gebietsreform über das LEP und den Regional-
plan umgesetzt, der die Entwicklung der kleineren Gemeinden 
verhindert“, äußert sich unter anderem Martin Lackner, Bürger-
meister der Gemeinde Engelsberg (Landkreis Traunstein). Der 
Landesentwicklungsplan greift aus seiner Sicht zu stark in die Pla-
nungshoheit der Gemeinde ein. Deshalb habe ihn der Rat in der 
aktuellen Form abgelehnt. 

Mit der vorliegenden Fort-
schreibung im LEP würden die 
Einschränkungen für die klei-
nen Gemeinden genauso gel-
ten wie beim Regionalplan, in-

formiert Lackner. Die Entwick-
lung der kleinen Gemeinden zu 
verhindern, bedeute auch, ei-
nen Eingriff in das Grundrecht 
der Freizügigkeit der Bürgerin-
nen und Bürger in Bayern sowie 
eine Grundrechtsverletzung zu 
gleichwertigen Lebensverhält-
nissen in Bayern vorzunehmen. 
Die Selbstverwaltungsgarantie 
sei damit stark eingeschränkt. 
Die Gemeinde Engelsberg lehne 
dies ab. Man werde sich dieses 
Ansinnen nicht gefallen lassen 
und mit anderen betroffenen 
Kommunen zusammenschlie-
ßen, unterstreicht der Rathaus- 
chef.

Beschneidung der  
kommunalen  
Entscheidungshoheit

Auch nach Auffassung von 
Hans Jörg Birner, Vorsitzen-
der des Bayerischen Gemein-
detags Kreisverband Traunstein 
und Bürgermeister der Gemein-
de Kirchanschöring, würde die 
„Fortschreibung des Regional-
plans der Region Südostober-
bayern“ zu einer Beschneidung 
der kommunalen Entschei-
dungshoheit führen. „Wie soll 
sich eine Gemeinde so weiter-
entwickeln?“ fragt er sich, „es 
bleibt überhaupt kein Gestal-
tungsspielraum.“ Auch stören 
ihn „unbestimmte Begriffe und 
„undeutliche Formulierungen“ 
im Entwurf. Birner begrüßt, dass 
der Planungsausschuss mit den 
betroffenen Kommunen in Kon-
takt getreten ist, um noch vor 
Ostern in einer Vollversamm-
lung den Entwurf zu bespre-
chen. Zwei Drittel der Kommu-
nen im Landkreis Traunstein sei-
en betroffen, so der Kreisver-
bandsvorsitzende. 

Bedenklich findet auch das 
Präsidium des Bayerischen Ge-
meindetags einige Aussagen 
des Entwurfs der aktuellen 
LEP-Fortschreibung. Denn an-
ders als es die Teilüberschrif-
ten des Eckpunktebeschlusses 
des Ministerrats suggerieren, 
führten die neuen Festlegun-
gen nicht zu einer Stärkung der 
ländlichen Räume, sondern eher 
zu einer Entlastung der Verdich-
tungsräume. 

Gefährliche Etikettierung

In dem Entwurf werde ein Ge-
danke des Konservierens des 
ländlichen Raums sowie ein Be-
feuern der Entwicklung der Zen-
tren postuliert. Der Bayerische 
Gemeindetag hält diese irre-
führende Etikettierung für ge-
fährlich und kontraproduk-
tiv für das eigentlich verfolg-
te Ziel gleichwertiger Lebens-
verhältnisse in Stadt und Land. 
Der Kommunalverband sieht 
die Gefahr, dass die durch die 
Landesregierung nunmehr ver-
folgte Idee der Landesentwick-
lung einen weitestgehenden 
Entwicklungsstopp für zahlrei-
che Grundzentren, Landgemein-
den und deren Ortsteile zur Fol-
ge hat, zu einer weiteren Belas-
tung und Überhitzung von ange-
spannten Verdichtungsräumen 
führt und durch immer weiter-
gehende Begutachtungsanfor-
derung in Planungsprozessen ei-
ne „Bau-Entschleunigung“ her-
beigeführt wird.

Die neuen Festlegungen wer-
den sich auch bei der Überar-

beitung der Regionalpläne nie-
derschlagen, befürchtet Ge-
meindetagspräsident Dr. Uwe 
Brandl. „Derartige Leitgedan-
ken können nicht im Interesse 
einer ausgewogenen und einer 
fairen, vom Subsidiaritätsprin-
zip getragenen und räumlich ge-
rechten Landesplanung liegen, 
so dass wir Grund zur Annahme 
haben, dass sich die Staatsregie-
rung bei der aktuellen LEP-Fort-
schreibung des Primats der Po-
litik entledigt hat und diese in-
haltlich einzig und allein der 
Verwaltung übertragen hat“, 
stellt Brandl fest und ergänzt: 
„Vor ziemlich genau elf Jahren 
legte der Zukunftsrat der Bay-
erischen Staatsregierung einen 
Bericht vor, wonach der ländli-
che Raum geschlossen und die 
Städte zu Leistungszentren aus-
gebaut werden sollten. Er ver-
schwand richtigerweise im Gift-
schrank.“

Brandls Déjà-vu

„Wir erleben gerade ein Dé-
jà-vu und eine Einführung die-
ser Ideen durch die Hintertür. 
Gleichwertige Lebensverhältnis-
se in Stadt und Land, ein vor Ort 
gelebtes Subsidiaritätsprinzip 
und eine offene Chancengleich-
heit für alle Städte und Gemein-
den. Das hat die Landesplanung 
zu leisten. Nicht ein Konservie-
ren des Landes und Befeuern 
der Zentren.“ � DK

Bürgermeister Martin Lackner.		
	 Bild: Gemeinde Engelsberg

Große Kreisstadt Eichstätt: 

Kommune sorgt für  
besseren Handyempfang

Bayerns Wirtschaftsstaatssekretär Roland Weigert hat gemeinsam 
mit dem Eichstätter Landrat Alexander Anetsberger und der Zwei-
ten Bürgermeisterin Elisabeth Gabler-Hofrichter den offiziellen Spa-
tenstich für den Bau des Mobilfunkmastes in Eichstätt-Buchenhüll 
gesetzt. Die 45 Meter hohe Sendeanlage entsteht mit Unterstüt-
zung des bayerischen Mobilfunk-Förderprogramms und wird von 
den Netzbetreibern Vodafone und Telefónica mit LTE und 5G ausge-
stattet. Dadurch verbessert sich die Mobilfunkversorgung für die Be-
wohner Buchenhülls und entlang der Jurahochstraße zwischen Eich-
stätt und der A9 deutlich.

Weigert: „Eichstätt macht vor, 
wie eine Kommune eigenständig 
für einen besseren Handyemp-
fang sorgen kann. Ich freue mich 
sehr, dass wir durch unser Mobil-
funk- Förderprogramm den Bau 
des Sendemasts mit 500.000 Eu-
ro substanziell unterstützen kön-
nen. Entscheidend ist aber die 
örtliche Ebene. Die Stadt hat das 
Projekt von der Standortsuche 
über die Bauplanung bis hin zur 
Genehmigung im Eiltempo umge-
setzt. Das zeigt, dass wir Funklö-
cher schnell schließen können, 
wenn alle Beteiligten an einem 
Strang ziehen.“

Der Wirtschaftsstaatssekretär 
verwies auf die breit angeleg-
te bayerische Mobilfunkinitiati-
ve, die den Netzausbau im Frei-
staat beschleunigt hat. „Wir sind 
eine Gigabitgesellschaft. Bayern 
braucht flächendeckend ein hoch-

leistungsfähiges Mobilfunknetz. 
Deshalb schieben wir beim Mo-
bilfunk enorm an“, betonte Wei-
gert. So habe sich der Freistaat für 
strenge Versorgungsauflagen bei 
der Frequenzauktion 2019 einge-
setzt, die bei den Netzbetreibern 
eine enorme Ausbaudynamik aus-
lösten. Durch den Mobilfunkpakt 
mit den Netzbetreibern seien 
1.000 Masten mehr gebaut wor-
den, als gesetzlich vorgesehen. 
Und das Mobilfunk- Förderpro-
gramm schließe Funklöcher dort, 
wo der Ausbau durch die Netzbe-
treiber aufgrund der rechtlichen 
Rahmendaten unterbleibt. „Unse-
re Bemühungen zeigen Wirkung. 
Allein in den vergangenen beiden 
Jahren sind über 10.000 Funkmas-
ten in Bayern ausgebaut oder neu 
installiert worden. Wir beseitigen 
konsequent die weißen Flecken in 
der Netzversorgung.“

Eichstätts Landrat Alexander 
Anetsberger unterstrich: „Mit 
dem neuen Mobilfunkmast in 
Eichstätt-Buchenhüll wird ein 
entscheidender Impuls für die 
mobile Kommunikation und Da-
tenübertragung in unserer Regi-
on gesetzt. Auch umliegende Ge-
meinden, Unternehmen wie Pri-
vathaushalte und Autofahrer auf 
der Jurahochstraße zwischen 
Eichstätt und der A9 werden da-
von profitieren. Der Spatenstich 
ist ein wichtiger Meilenstein in 
der Mobilfunkversorgung unse-
rer Region, die Stadt Eichstätt 
hat als eine der ersten Gemein-
den in Bayern mit ihrem Antrag 
2019 offensiv eine vorausschau-
ende Entscheidung getroffen. 
Unsere Kreisstadt hat sich hier als 
starker Partner des Freistaats er-
wiesen, und ich als Landkreischef 
bin stolz darauf, dass wir das Mo-
bilfunkförderprogramm zur Stär-
kung von Wirtschaftsstandort 
und Lebensqualität in dieser Wei-
se als einer der ersten in Bayern 
nutzen können. Ein gutes Mobil-
funknetz ist ein entscheidender 
Faktor, wenn es um die Attrakti-
vität des ländlichen Raums geht.“

Christian Schilling, Leiter Po-
litischer Kommunikation Voda-
fone in Bayern, erklärte: „Mo-

bilfunk ist ein Stück Lebensqua-
lität und zugleich ein wichtiger 
Infrastruktur- Faktor für die hei-
mische Wirtschaft und für Ar-
beitsplätze. Und die Bürger nut-
zen die Netze sehr gerne – et-
wa um soziale Medien zu nut-
zen, Events aus Kultur und Sport 
im Live-Stream zu verfolgen 
oder sich in Nachrichtenporta-
len zu informieren. Der mobi-
le Datenverkehr wächst auch in 
Bayern rasant – mit einer jährli-
chen Steigerungsrate von aktu-
ell mehr als 25 Prozent im Voda-
fone-Netz. Dieser starken Nach-
frage der Bevölkerung tragen wir 
und alle Beteiligten Rechnung, 
indem – wie hier in Eichstätt-Bu-
chenhüll – Funklöcher geschlos-
sen und mobile Datenautobah-
nen ausgebaut werden.“

Mobilfunk-Förderprogramm

Mit 130 Millionen Euro im Mo-
bilfunk-Förderprogramm ergänzt 
das Bayerische Wirtschaftsmi-
nisterium die Bemühungen der 
Mobilfunkanbieter zur Schlie-
ßung der verbleibenden Versor-
gungslücken. Das Programm hilft 
Kommunen beim Bau von Funk-
masten mit bis zu 500.000 Euro. 
Dadurch können bisher unwirt-
schaftliche Gebiete erstmals mit 
Mobilfunk versorgt werden. 137 
bayerische Städte, Märkte und 
Gemeinden haben bislang einen 
Förderantrag gestellt und 92 da-
von den Förderbescheid erhal-
ten. Darüber hinaus haben die 
Netzbetreiber im Rahmen von 
Markterkundungen bereits für 
fast 470 Gemeinden einen eigen-
wirtschaftlichen Ausbau zuge-
sagt. Das entspricht einem Ge-
genwert von 200 Millionen Euro, 
ohne dass Fördergelder benötigt 
werden. In Bayern versorgen die 
Mobilfunknetzbetreiber inzwi-
schen über 99 Prozent der Haus-
halte mit LTE, 90 Prozent haben 
bereits Zugriff auf den moderns-
ten Standard 5G. Bayern ist auch 
das erste Bundesland, das seit 
Herbst 2019 die Versorgungsqua-
lität entlang der Autobahnen und 
ICE-Strecken selbstständig nach-
misst und prüft. � r

Spatenstich für den Bau des geförderten Mobilfunkmasts in Eichstätt-Buchenhüll (v.l.): Christian Schilling 
(Leiter Politischer Kommunikation Vodafone in Bayern), Alois Scherer (Baufirma FUCHS Europoles), Wirt-
schaftsstaatssekretär Roland Weigert, Eichstätts Zweite Bürgermeisterin Elisabeth Gabler-Hofrichter, Her-
bert Benker (Planungsbüro Tele-Plan Ingenieurbüro GmbH) und Landrat Alexander Anetsberger.	 Bild: StMWi
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Der Krieg gegen die Ukraine 
und die dort lebenden Men-
schen hält uns weiter in Atem, 
da ist es tröstlich zu wissen, 
dass es in unserer Republik 
noch andere wichtige Dinge 
gibt, die die Aufmerksamkeit 
fesseln können. Dazu gehört 
ganz sicher der Kampf gegen 
jede Form von Rassismus. Das 
mag jetzt aus der Feder einer 
Rassekatze etwas ungewöhn-
lich klingen, da wir Katzen uns ja mächtig was 
auf unsere Abstammung zugutehalten, aber 
Rassismus als Abwertung eines anderen Men-
schen aufgrund seiner Hautfarbe oder seines 
Herkommens ist doch was Ekliges.

Was ich jetzt gelernt habe ist, dass man als 
Mensch schon Rassist ist, wenn man Bräu-
che oder Verhaltensweisen einer anderen Kul-
tur adaptiert. Und zwar auch dann, wenn man 
etwas adaptiert, weil man es schätzt und eh-
ren will. Also wenn eine weiße Sängerin die 

aus ästhetischen Gründen durchaus zu hin-
terfragenden, aus verfilzten Haaren beste-
henden Dreadlocks trägt, muss sie sich, so 
erst in Hannover geschehen, nicht wundern, 
wenn sie unter dem Vorwurf der kulturellen 
Aneignung nicht vor den woken Kids von Fri-
days for Future singen darf. Dreads dürfen 
nur dunkelhäutige Menschen tragen – punk-
tum. Herrlich, wie verbohrt und apodiktisch 
schon Teens sein können. Natürlich auch un-
informiert, denn sein Haar verfilzt zu tragen 
war schon am Hof des Dänenkönigs Christian 
IV der dernier crie, ganz zu schweigen von den 
pfiffigen Soldaten der frühen Neuzeit, die ver-
filztes Haar im Nacken zum Schutz vor Säbel-
hieben trugen.

Es mag daran liegen, dass ich ein alter Ka-
ter bin, aber mir ist dieses Konstrukt der kul-
turellen Aneignung einfach nicht eingängig. 
Will denn ein dunkelhäutiger Amerikaner, der 
sich für einen Wiesnbesuch (für alle, die es in 
der Pandemie vergessen haben sollten: Die 
Wiesn war mal ein großes Volksfest in Mün-
chen) einen Trachtenanzug anzieht, seine Ver-
achtung für die bayerische Kultur ausdrücken? 
Darf denn dann wenigstens der dunkelhäuti-

ge Mann, der im Schwabinger 
Krankenhaus geboren und in 
Neuhausen aufgewachsen ist, 
den Trachtenanzug tragen? 
Denn der ist ja zweifellos ein 
Bayer.

Ziemlich ratlos stehe ich 
auch vor dem sogenannten 
blackfacing, einer anderen 
Variante angeblicher kultu-
reller Aneignung, die von Ak-
tivisten und Aktivistinnen ze-

lotisch bekämpft wird. Dabei geht es darum, 
dass sich hellhäutige Menschen schwarze Far-
be ins Gesicht schminken, um wie ein dunkel-
häutiger Mensch zu wirken. Das hat eine lange 
Tradition bei den Sternsingern, denn die popu-
läre Vorstellung geht davon aus, dass die Drei 
Weisen aus dem Morgenland aus zwei hell-
häutigen und einem dunkelhäutigen König be-
standen. Warum auch nicht?

Dann geht es in die Gefilde des Dramas und 
der großen Oper. Shakespeare hat den Titel-
held seines Stückes „Othello, der M. von Ve-
nedig“ (so wohl die neue korrekte Schreibwei-
se, da Mohr mittlerweile leider auch zum ras-
sistischen Wort erklärt wurde) als dunkelhäu-
tigen Mann angelegt, genau wie Verdi seinen 
Otello. Seit Entstehung der Stücke wurde in 
der Regel ein Schauspieler oder ein Sänger im 
Gesicht dunkel geschminkt, um der Rolle ge-
recht zu werden. 

Was ist zu tun? Nachdem mittlerweile auch 
Mädchen bei den Sternsingern mitmachen 
dürfen, kann man auch drei weiße Kinder ins 
Rennen schicken und wir zeigen halt nicht 
mehr, dass in unserer traditionellen Vorstel-
lungswelt schwarze Menschen sowohl Wei-
se als auch Könige sein konnten. Und die hohe 
Kunst? Da müssen wir es wohl in Zukunft wie 
das Münchner Gärtnerplatztheater machen, 
das einen Entrüstungssturm heraufbeschwor, 
als es die Rolle eines afroamerikanischen Jazz-
musikers in einer 20er-Jahre-Oper mit einem 
weißen Bariton besetzte und ihm das Gesicht 
schwarz färbte: Der Bariton singt fortan unge-
schminkt. 

Ob das jetzt die BIPoC (Black, Indigenous, 
People of Color) hierzulange glücklich macht? 
Oder die Aktivisten milder stimmt? Macht es 
die Welt zu einem besseren Ort? Mir jeden-
falls fällt Helmut Qualtinger ein: „Toleranz ist 
vor allem die Erkenntnis, dass es eh keinen 
Sinn hat, sich aufzuregen.“

Ihr Pino

GZ PINOS WELT

Der neue  
Kulturtotalitarismus

Projekt RessourcenRegionEUREGIO+:

Beispiele guter Praxis
Gemeinden und ihre Regionen besitzen ein großes Potenzial, um 
zu einer ressourcenschonenderen Zukunft beizutragen. Um sie da-
bei zu unterstützen, haben die Euregio Salzburg-Berchtesgadener 
Land-Traunstein, die Regio Berchtesgadener Land – Traunstein sowie 
das Ressourcen Forum Austria das Projekt „RessourcenRegionEURE-
GIO+“ durchgeführt. Darin wurde das abstrakte Thema praxisnah 
und handlungsorientiert für Kommunalpolitiker und alle politisch 
Verantwortlichen aufbereitet und aufgezeigt, welche große Rolle die 
Kommunen, Städte und Regionen für eine effiziente Kreislaufwirt-
schaft spielen. 

Eine aktuelle Broschüre zum 
Projektabschluss zeigt nunmehr 
einige Beispiele guter Praxis in 
der Grenzregion zwischen Ös-
terreich und Bayern auf. Als be-
sonders relevant wurden dabei 
die kommunalen Handlungsfel-
der Wiederverwenden, Reparie-
ren und Recyclen, Energie und 
Wärme, Mobilität, Landwirt-
schaft und Lebensmittel, Effizi-
ente Flächeninanspruchnahme, 
Unternehmen bei Kreislaufwirt-
schaft unterstützen, Kreislauffä-
higes Bauen, Öffentliche Beschaf-
fung und Schließen der (Ab)Was-
ser-Kreisläufe dargestellt. 

Grenzüberschreitende 
Re-Use-Potenzialanalyse

Beispiel Grenzüberschreiten-
de Re-Use-Potenzialanalyse: Im 
Rahmen eines EUREGIO-Klein-
projekts ließen der Regionalver-
band Flachgau-Nord sowie die 
Landkreise Traunstein und Berch-
tesgadener Land durch die puls-
werk GmbH eine Machbarkeits-
studie für die grenzübergreifende 
Region erstellen, um zu prüfen, 
ob ein oder mehrere Standorte 
für Re-Use-Zentren Potenzial ha-
ben. Zentrale Fragen dabei wa-
ren: Welche Strukturen brauchen 
Re-Use und Repair? Und: Wie 
können bestehende Re-Use-An-
gebote rechtskonform gestaltet 
werden? 

Neben einer umfassenden Li-
teratur- und Projektrecherche 
bildeten durchgeführte Stichpro-
ben den Kern der Potenzialana-
lyse. Im Schnitt waren zwischen 
10 und 12 Prozent der Eingänge 
leicht Re-Use-fähig. Weitere 5 bis 
7 Prozent der Eingänge waren mit 
Aufwand Re-Use-fähig, was in et-
wa ein Potenzial von 1 bis 2 kg je 

Einwohner pro Jahr an marktgän-
gigem Material bringt.

Wichtig zur Wiederverwen-
dung ist vor allem die Vorberei-
tung hierzu. Im Rahmen der Stu-
die wurden drei Szenarien zur 
Umsetzung aufbereitet: 
•	 die gemeinsame Onlineplatt-
form bestehender Angebote, 
•	 die Sammlung durch Verbände 
separat, Vorbereitung zur Wie-
derverwendung durch exter-
ne Partner sowie gemeinsame 
Dachmarke,
•	 Sammlung durch Verbände se-
parat, Vorbereitung zur Wieder-
verwendung durch einen exter-
nen Partner, getrennte Verkaufs-
standorte unter gemeinsamer 
Marke.

Für eine erfolgreiche Wieder-
verwendung müssen viele As-
pekte wie die Auswahl der Pro-
duktgruppen, eine gemeinsame 
Marke oder die richtige Logistik 
berücksichtigt werden. Daher ge-
hen die drei Partnerregionen zu-
nächst einen Schritt nach dem 
anderen und prüfen die Umset-
zung des ersten Szenarios.

Kirchanschöring

Beispiel Kirchanschöring (Land-
kreis Traunstein): In dem Wissen, 
dass ein nachhaltiges Beschaf-
fungswesen zentral für das Ge-
meinwohl ist, hat die Gemein-
de mehrere innovative Schritte 
gesetzt. Beim Beschaffungswe-
sen der Gemeinde gibt es keinen 
„Gesamteinkauf“. Die Beschaf-
fungen werden von den jewei-
ligen, damit beauftragten Mit-
arbeiterinnen getätigt. Mit die-
sen wurde zuerst eine Analy-
se des Beschaffungs-Status Quo 
hinsichtlich Umweltbewusstsein, 
Gütesiegeln, Gesundheit, Regio-

nalität und sozialer Nachhaltig-
keit durchgeführt. Dazu wurden 
die Beschaffungen in zehn unter-
schiedlichen Kategorien von Bü-
robedarf über die Abfallentsor-
gung bis zu Dienstreisen und Le-
bensmitteln betrachtet. 

Auf Basis der Ist-Analyse wurde 
in der Folge ein Großteil der bis-
herigen Lieferanten der Gemein-
de mit einer Befragung zum The-
ma Nachhaltigkeit kontaktiert. 
Einerseits um sie als Multiplika-
tor mit einer beispielhaften Zu-
sammenstellung ökologischer 
(und sozialer) Herausforderun-
gen entlang einer Lebenszyk-
lusbetrachtung und anerkann-
ter Zertifikate zu sensibilisieren 
und andererseits, um detaillier-
te Informationen zum Umgang 
der Lieferanten mit den ökolo-
gischen Herausforderungen bei 
Rohstoffgewinnung und Produk-
tionsprozess (z.B. Wasser-, Ener-
gieverbrauch, Emissionen, Abfall-
vermeidung, Flächenverbrauch), 
Nutzung (Langlebigkeit, Repara-
turfähigkeit, Ersatzteilverfügbar-
keit, Energieeffizienz, etc.) und 
Entsorgung (z.B. Recyclebarkeit) 
zu erhalten.

Auf Basis der Lieferantenbe-
fragung unterzog man viele Pro-
dukte einer Risikoanalyse und be-
wertete ihre sozialen und ökolo-
gischen Auswirkungen in Abhän-
gigkeit des Haushaltsvolumens. 
Schließlich wurden durch ein in-
ternes Team Maßnahmen zur Re-
duzierung der Risiken vorgeschla-
gen. 

Fazit: Das Bewusstsein der Be-
schaffer in der Gemeinde ist 
groß. Zusätzlich wurden sie im 
Rahmen einer interkommunalen 
Arbeitsgemeinschaft zum Thema 
nachhaltige Beschaffung in den 
Bereichen Bürobedarf und Bau-
en geschult. Um das Wissen über 
die Produkte und das Bewusst-
sein bei den Lieferanten weiter 
zu erhöhen, sind künftig Lieferan-
tenaudits angedacht. Mit Part-
nerkommunen erarbeitet man 
nach Vorarlberger Vorbild eine 
nachhaltige Beschaffungsplatt-
form, wie Bürgermeister Hans-
Jörg Birner betont. � DK

Den Landkreis zukunftsfähig  
aufstellen

Auftakt zum Jubiläum „50 Jahre Landkreis Regensburg“
Vor 50 Jahren, im Jahr 1972, vollzog sich in Bayern die Gebietsre-
form. Zunächst auf der Ebene der Landkreise, anschließend bei den 
Gemeinden. Von zuvor 143 Landkreisen blieben 71 übrig. Der Land-
kreis Regensburg blieb, veränderte aber seine Gestalt und Größe. 
Das 50-jährige Jubiläum in der jetzigen Form feiert der Landkreis Re-
gensburg mit mehreren über das Jahr verteilten Aktionen und Ver-
anstaltungen. Den Auftakt bildete ein Vortrag des Trend- und Zu-
kunftsforschers Matthias Horx im Foyer des Landratsamtes, der 
anhand einiger Aspekte einen Blick in die Zukunft wagte.

Die Zuwächse bzw. Abtretun-
gen im Zuge der Neugestaltung 
des Landkreises im Jahr 1972 er-
wähnte in seiner Eröffnung Mar-
tin Lindner (TVA), der Modera-
tor der Veranstaltung. So kamen 
etwa im Nordwesten und -osten 
Gemeinden aus den bisherigen 
Landkreisen Parsberg und Burg- 
lengenfeld zum Landkreis Re-
gensburg. Dieser musste im Os-
ten Kommunen an die Landkrei-
se Cham und Straubing abgeben, 
ebenso Orte an die Stadt Regens-
burg. Im Süden kam mit Schier-
ling eine Gemeinde aus dem bis-
herigen Landkreis Mallersdorf 
dazu. „Beim Wachstum und den 
Arbeitsplätzen gehört der Land-
kreis Regensburg zu den Top Ten 
in Deutschland“, merkte Lindner 
an, was auch an der Verzahnung 
zwischen der Stadt und dem 
Landkreis Regensburg liege.

Damals und heute

Viele Bürgermeister, Kreisräte 
aller Fraktionen sowie Vertre-
ter aus Wirtschaft und Verbän-
den hieß Landrätin Tanja Schwei-

ger in ihrer Begrüßung willkom-
men. Auch sie blickte zurück – so-
gar weiter als die fünf Jahrzehnte. 
Denn erstmals tauchte der Land-
kreis Regensburg 1939 auf, zuvor 
waren die Bezirksämter die ent-
sprechende Einrichtung. Wäh-
rend des Zweiten Weltkriegs, in 
der Nachkriegszeit und in den 
ersten Jahrzehnten der Bun-
desrepublik Deutschland hatte 
der Landkreis „unterschiedliche 
Strukturen“, so die Landkreische-
fin. Einschneidend sei die 1972 
vollendete Landkreisreform ge-
wesen. Zum Landkreis Regens-
burg kamen Gemeinden aus den 
bisherigen Landkreisen Parsberg, 
Burglengenfeld, Mallersdorf und 
Rottenburg an der Laaber. An-
hand einiger Zahlen beschrieb 
Schweiger die Entwicklung: 
37.000 zugelassenen Fahrzeugen 
im Jahr 1972 stehen 2021 knapp 
198.000 gegenüber. Die Einwoh-
nerzahl wuchs von 130.000 auf 
195.000, Radwege scheint es 
1972 nicht oder nur wenig gege-
ben zu haben. Von 1990 bis heu-
te vergrößerte sich das Netz von 
32 auf 72 Kilometer. Stark zuge-

nommen hat auch die Zahl der 
Schüler (1972: 1700 – 2021: über 
5000), wobei die Landrätin be-
sonders auf die in den letzten 
50 Jahren neu gebauten Schulen 
(Realschule Obertraubling, Gym-
nasien Neutraubling und Lapp-
ersdorf, Förderzentrum Hemau) 
verwies – und auf die seit 1868 
existente Landwirtschaftsschule. 
Als Meilensteine nannte sie die 
Ansiedlung von BMW, den Bau 
des Universitätsklinikums, die 
„zukunftsfähige Aufstellung“ des 
RVV und die Fusion der Sparkas-
se (Stadt und Landkreis Regens-
burg).

Bilck in die Zukunft

Von einer zweiten Zeitenwen-
de nach Corona sprach ange-
sichts des Krieges in der Ukraine 
der Trend- und Zukunftsforscher 
Matthias Horx. Grundsätzlich 
gab er den Rat, Herausforderun-
gen anzunehmen und als Chan-
cen zu sehen. „Krisen machen 
vieles deutlicher, rücken vieles 
klarer“, stellte er fest. Als wich-
tiges Element in Krisenzeiten 
sieht er die Kreativität und – ge-
rade jetzt im Ukraine-Krieg – die 
Zusammenschlüsse. Er verdeut-
lichte, dass sich zu den jüngsten  
Megatrends (z.B. Urbanisierung, 
Globalisierung, Individualisie-
rung, Outsourcing) nun Gegen-
trends entwickeln, woraus Zu-
kunftssynthesen entstehen kön-
nen: GLokalisierung, Re-Sour-

cing, Rurbanisierung usw. Acht 
Faktoren sind für Horx wichtig: 
Aktive Zuzügler, die etwas mit 
der Region verbinden; lokale Vi-
sionäre; kreative Ämter; mutige 
Projekte; Win-win-Wille (Koope-
rationsgeist über Gemeindegren-
zen); Selbstvertrauen und Jam-
merverzicht; orientierende Vi- 
sionen; Bürgermeisterinnen. Dar-
über hinaus legte er den Zuhö-
rern die blaue Ökologie und die 
Defossilisierung ans Herz sowie 
– im sozialen Bereich – neue For-
men der Alltagskultur.

Die Veranstaltung umrahmte 
das Vokalensemble „Männerge-
deck“, ein Quartett ehemaliger 
Domspatzen, mit Liedern aus der 
Frühzeit der Chormusik bis zum 
Evergreen aus den späten 1920er 
Jahren.� Markus Bauer

50 Jahre Großgemeinde Poppenhausen

Ein starkes Stück  
fränkische Heimat

Am 1. Juli 1971 schlossen sich Hain, Kronungen, Kützberg, Maibach, 
Pfersdorf und Poppenhausen zur Großgemeinde Poppenhausen zu-
sammen. Eigentlich sollte dieses Ereignis am 3. Juli 2021 groß ge-
feiert werden. Doch machte auch hier Corona einen Strich durch 
die Rechnung. Nachdem die Perspektiven für 2022 für Festivitäten 
wieder positiv erscheinen, laufen inzwischen die Vorbereitungen 
für das Jubiläumsevent „Honky Tonk® goes Dorf“ im Juli auf vol-
len Touren. 

In den Wochen vor dem ei-
gentlichen Honky Tonk® ist laut 
Bürgermeister Ludwig Nätscher 
eine „Roadshow“ durch die Ge-
meindeteile geplant. Mit einer 
fahrenden Gastronomie und 
Livemusik werden alle sechs Or-
te Teil der Jubiläumsfeierlichkei-
ten. Ziel sei es, dass sich Poppen-
hausen mit der Veranstaltung 

originell und innovativ präsen-
tiert, serviceorientiert, kurzum 
als guter Ort für Familien und als 
Gemeinde mit hoher Wertschät-
zung für seine Vereine.

1250-jährige Geschichte

Tatsächlich leben in den sechs 
Gemeindeteilen Tradition und 
Brauchtum, die in einer teilwei-
se über 1250- jährigen Geschich-
te begründet sind. Darüber hinaus 
sind in den Dörfern aber auch ein 
lebendiger Wandel und eine Auf-
geschlossenheit gegenüber künf-
tigen Entwicklungen gegenwärtig.

Laut Rathauschef Nätscher 
zeichnet sich die Gemeinde Pop-
penhausen durch einen land-
kreisübergreifenden Gewerbe-
park an der A 71, zusammen mit 
der Gemeinde Oerlenbach, aus. 
Mit diesem interkommunalen 
Gewerbegebiet streben die bei-
den Gemeinden eine Verringe-
rung des Flächenverbrauchs und 
eine Minimierung interkommu-
naler Konkurrenz an. Hier stehen 
auch noch freie Gewerbenutzflä-
chen zur Verfügung. 

Auch als Teil der Interkom-
munalen Allianz Oberes Wern-
tal, in der sich insgesamt zehn 

Mitgliedsgemeinden gemein-
sam für eine zukunftsfähige Ent-
wicklung der Region engagieren, 
blickt Poppenhausen über den 
Tellerrand hinaus. Dabei geht es 
sowohl um die wirtschaftlichen 
Perspektiven als auch um die 
Verbesserung der Lebensqualität 
und die Nutzung und Bewahrung 
von naturräumlichen und kul-
turhistorischen Potenzialen des 
Oberen Werntals. 

Die Allianz wurde als „staatlich 
anerkannte Öko-Modellregion“ 
ausgezeichnet, in der die ökologi-
sche Landwirtschaft gestärkt und 
die Vermarktung regionaler Er-
zeugnisse vor Ort gefördert wer-
den. Ein vorbildliches Beispiel da-
für ist neben den beliebten Hoflä-
den in Maibach und Kronungen 
(mit regionalen Bio-Erzeugnissen) 
auch die im Landkreis einmalige 
„Milchtankstelle“ in Maibach.

Mit Stolz blickt der Bürger-
meister zudem auf die Auffor-
stung von Gemeindewald mit ei-
ner Investitionssumme in Höhe 
von 350.000 Euro und eine neue 
Patenschaft mit einer Kompanie 
der Bundeswehr. Nätscher zufol-
ge bleibt seine Gemeinde wie be-
reits seit 2008 auch heuer wieder 
schuldenfrei. Prägend sei die Sa-
nierung der Werntalhalle, für de-
ren Instandsetzung über 3,7 Milli-
onen Euro veranschlagt sind. 

Weitere Großprojekte wie der 
Bau der neuen Kindertagesstätte 
in Kützberg (1,3 Millionen Euro) 
und die Sanierung der Rathäuser 
in den Ortsteilen Maibach und 
Kronungen stünden 2022 und in 
den Folgejahren an. Kräftig in-
vestiert werde zudem in den ei-
genen Bauhof und in die Feuer-
wehren. Für die Brücke in Hain 
werden 2022 und 2023 über eine 
halbe Million Euro aufzuwenden 
sein. � DK



Z U  G U T E R  L E T Z T20 GZ31. März 2022

Vorschau auf GZ 8/2022
In unserer Ausgabe Nr. 8, die am 14. April 2022 erscheint, 
behandeln wir folgende Fachthemen:
•	 Energie: Erzeugung, Beschaffung, Speicherung
•	 Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung,  

Facility Management
•	 Kommunaler Bau
•	 Krankenhäuser, Pflegeheime, Gerontotechnik,  

Rehabilitation
•	 Schulen, Kindergärten, Horte, Spielplätze
•	 Kommunale Museen und Bibliotheken

Abzeichen

Energiedienstleistung

Bau

Fahnenmasten / Fahnen

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com

ERL15086_Kontaktdaten_67x20mm.qxp_Layout  15.12.15  1    

www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723 www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

Kommunale IT

www. .de

erdgas-schwaben.de

Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Recyclingbaustoffe

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung / 
Brunnenregenerierung 

Kommunale Fachmedien

Wegweisend bei Wissen.
Öffentliche Verwaltungen erhalten komplette 
Lösungen zum Beschaffen, Verwalten und 
Nutzen von digitalen und gedruckten Medien.

www.schweitzer-online.de

Kommunale  
Immobilienentwicklung

www.baustoffrecycling-bayern.de

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.

L I E F E R A N T E N N A C H W E I S GZGZ

Kommunalfinanzierung

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de

Abonnieren Sie unseren  
KOSTENFREIEN NEWSLETTER:  

www.gemeindezeitung.de/newsletter

GZ Akademie
Termine unter:
www.gemeindezeitung.de/ 
akademie

GemeindeZeitung auf folgenden 
Social Media Kanälen:

     

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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Kommunalfahrzeuge

Erneuerbare Energien

LASSEN SIE UNS DER FORSTWIRTSCHAFT 
EINE ZUKUNFT GEBEN
Windenergieprojekte generieren verlässliche  
Einnahmen für den anstehenden Waldumbau.  
Sie möchten uns Ihre Forstfläche für Windenergie- 
projekte verpachten? Melden Sie sich. 
juwi AG · Martha Müller · 0711/900357-72 ·  
windimwald@juwi.de · www.juwi.de 

KFB Leasfinanz GmbH 
 

Kommunaler    Mietkauf 
Kommunales    Leasing 
 

für Mobilien und Immobilien 
 

    www.kfb-reuth.de 

Glasfaserausbau

Jetzt UGG-Glasfaser-Ausbaukapazitäten 
für 2022 sichern unter: 0800 410 1 410 111

Adalperostraße 82-86, 85737 Ismaning

VERNETZEN SIE 
IHRE GEMEINDE MIT 
DER ZUKUNFT.

www.insidas.de

INSIDAS_67X30.indd   1 08.12.2021   11:34

Daten sind das wichtigste Thema 
des 21. Jahrhunderts. Sind Sie vorbereitet? 
Kontaktieren Sie uns für eine professionelle, nachhaltige und tatkräftige 
Unterstützung in Sachen Datenschutz und Informationssicherheit.
Tel.: 0871 205494-0 oder vertrieb@insidas.de

Informationssicherheit und  
Datenschutz

Kommunen kompetent erreichen: 
www.gemeindezeitung.de

Sicherung der Zukunftsfähigkeit Oberfrankens:

Best Practice-Beispiele  
für Akteure aus der Region

Den demografischen Wandel mitgestalten und dabei vor allem die 
Daseinsvorsorge sichern und qualitativ ausbauen, lautet das Credo 
des Demografie-Kompetenzzentrums Oberfranken, ein Projekt der 
Entwicklungsagentur Oberfranken Offensiv e.V. Gefördert durch das 
Bayerische Staatsministerium der Finanzen und für Heimat, hat es 
sich das Kompetenzzentrum zur Aufgabe gemacht, Kommunen, Un-
ternehmen und lokale Initiativen bei der Sicherung der Zukunftsfä-
higkeit Oberfrankens zu unterstützen. Deshalb werden regelmäßig 
interessante Best Practice-Beispiele für Akteure aus der Region vor-
gestellt.

Beispiel „Bayreuth. Bühne für 
Wirtschaft“: Ziel der 2020 gestar-
teten Kampagne (Träger: Stadt 
Bayreuth, Wirtschaftsförderung) 
ist es, die Region als Karriere- 
standort sichtbar zu machen. Im-
merhin zählt Bayreuth zu den 78 
dynamischen Groß- und Mittel-
städten Deutschlands. Schwer-
punkte des ausschließlich kom-
munal finanzierten Projekts sind 
die Vermarktung der Region in 
ausgewählten Quellgebieten, ein 
„Onboarding-Prozess“ über den 
„Welcome Service Bayreuth“, 
und die Bindung von Arbeits-
kräften in der Region (Neubür-
ger-Veranstaltungen, Services für 
Schüler, Studenten etc.).

Ein bisher deutschlandweit 
einmaliges Kulturangebot an 
wechselnden Standorten in 
der Fränkischen Schweiz ist 
„Klappstuhl- KulTour“. Dieses 
2021 gestartete Projekt (Träger: 
Klappstuhl- KulTour e.V.; Finan-
zierung: private Gelder, Regio-
nalbudget 2021, Spenden; Bud-
get: ca. 5.000 Euro plus laufen-
de Kosten) eröffnet neue Räume 
für die Kunst und somit unge-
ahnte Bühnen, zum Beispiel in 
Gewerberäumen, Ladenlokalen, 
leerstehenden Gebäuden, Hö-
fen und Gärten. Das Programm 
soll den Einstieg in kulturelles In-
teresse leicht machen und Men-
schen durch unterschiedliche 

Veranstaltungen in vielen Genres 
unterhalten. Die Darsteller und 
Künstler nutzen die Möglichkei-
ten vor Ort. Zudem bringt jeder 
Gast seine eigene Sitzgelegen-
heit mit. Auch besteht die Mög-
lichkeit, vor Ort Klappstühle und 
kleine Klapptische auszuleihen. 
Der Eintritt erfolgt in der Regel 
auf Spendenbasis. Die Besonder-
heit sind der direkte Genuss und 
unmittelbare Eindruck. Reduziert 
auf ein Minimum liegt der Fokus 
auf dem Künstler. Authentisch, 
nahbar und direkt.

Entdeckertour Marktleugast

Die Heimat spielerisch ken-
nenzulernen, Neues zu entde-
cken und Heimatverbundenheit 
zu wecken, ist das Ziel des Pro-
jekts „Entdeckertour Marktleu-
gast“ (Träger: Verein für offe-
ne Jugendarbeit Marktleugast; 
Startfinanzierung: 80 Prozent 
aus Regionalbudget der ILE FMB, 
20 Prozent aus Eigenmitteln des 
Vereins, laufende Kosten aus Ei-
genmitteln des Vereins; Start-
budget: ca. 2.500 Euro). So sollen 
spannende, lustige und skurrile 
Geschichten sowie Hintergrün-
de zu Festen, Religiösem, Gewer-
be und Industrie oder der Natur 
rings um die Heimatgemeinde für 
Familien, Kindern und Jugendli-
chen und Senioren zugänglich ge-
macht werden. Mit der Entde-
ckertour wird Marktleugast vor 
Ort auf eigene Faust erkundet. 

Interessierte loggen sich mit 
dem Smartphone über den QR-
Code in die kostenlose Web-App 

ein, damit sie digital Rätsel lösen 
und Punkte sammeln können, um 
an weitere spannende Standorte 
in Marktleugast geführt zu wer-
den. Die Verknüpfung mit einem 
Instagram-Account ist die ers-
te Erweiterung des dynamischen 
Projektes. Durch Kooperation mit 
Institutionen, Vereinen und Ein-
richtungen soll das Angebot an 
Entdeckertouren weiter ausge-
baut werden. So hat jede Grup-
pe die Möglichkeit, eine thema-
tisch und auf die jeweilige Ziel-
gruppe individuell zugeschnittene 
Tour einzubringen. So könnte z.B. 
für den Heimat- und Sachunter-
richt ein entsprechender Rund-
gang konzipiert und in eine Schul-
stunde integriert werden.

Beispiel „Kaffeebohnen in der 
Pfandflasche“: Die kleine Kaffee- 

rösterei Garten Café aus Hollfeld 
veredelt direkt gehandelte Kaf-
feebohnen und engagiert sich ak-
tiv für die Direktvermarktung in 
der Fränkischen Schweiz. Um Ver-
packungsmüll zu vermeiden aber 
dennoch die frisch gerösteten Kaf-
feebohnen aroma- und luftdicht 
zu verpacken, hat sie eine einfache 
und gleichzeitig geniale Idee ent-
wickelt: Die Kaffeebohnen wer-
den in braune 1-Liter Milch-Pfand-
flaschen abgefüllt, die in jedem 
Supermarkt zurückgegeben wer-
den können (Finanzierung: Regio-
nalbudget ILE Neubürg 80 Prozent 
Budget 10.000 Euro). Ziel ist es, 
vielen Verbrauchern die Nutzung 
von Mehrweg auch bei Lebens-
mitteln zu ermöglichen, die sonst 
üblicherweise in Wegwerf-Verpa-
ckungen im Handel sind.

Zum 2021 gestarteten Projekt 
gehört auch der Wissenstransfer 
und Austausch mit anderen Di-
rektvermarktern, um diese eben-
falls zum Umdenken in Richtung 
Müllvermeidung und Pfandsys-
teme zu bewegen und zu ermuti-
gen. Schließlich sind das Netzwer-
ken und der Austausch mit Gleich-
gesinnten ein großes Anliegen der 
Kaffee-Rösterei. Das Konzept wird 
bereits von der Initiative „let‘s go 
Mehrweg“ des Landkreises Bay-
reuth als Vorzeigeprojekt bewor-
ben. Die Waren sind demnächst 
in sämtlichen Supermärkten und 
Dorfläden der Region erhältlich. 
Auch dank Social Media Auftrit-
ten und verschiedenster Einzelak-
tionen erfreut sich das Projekt be-
reits jetzt eines wachsenden Be-
kanntheitsgrads. � DK

Im Adalbert Stifter Saal des Sudetendeutschen Hauses in München wurde die Jahreshauptversammlung 
des Landesverbandes der Sudetendeutschen Landsmannschaft Bayerns mit Neuwahlen durchgeführt. 
Nach dem Wahlvorgang stellten sich die Gewählten den Fotografinnen und Fotografen. Das Bild zeigt v.l. 
Beisitzer Toni Dutz (Wiesau), Beisitzer Kurt Aue (Augsburg/Königsbrunn), Stellv. Landesvorsitzender Bern-
hard Moder (Neumarkt), Stellv. Landesvorsitzende und Landesfrauenreferentin Dr. Sigrid Ullwer – Paul 
(Burglengenfeld), Beisitzerin Dorith Müller (Nürnberg), Stellv. Finanzreferent Dieter Heller (Roth), Stellv. 
Landesvors. Eberhard Heiser (Forcheim), Stellv. Landesvors. und Vermögensverwalterin Hannelore Heller 
(Roth), Landesvorsitzender Steffen Hörtler (Bad Kissingen), Schriftführer Günther Wohlrab (Marktkred-
witz), Beisitzer Dr. Wolfgang Theissig (Ampfing), Kassenprüfer Andreas Pawel (Waldkraiburg) und Kassen-
prüferin Kriemhild Heller (Markt Rettenbach), nicht im Bild Stellv. Landesvors. u. Kulturreferentin Marga-
rethe Michel (Pegnitz) und Beisitzerin Hildrun Barthlme (Kleinostheim).� Bild: Alexander Klein


